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Rechtsgrundlagen: 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. Fassung d. Bekanntmachung v. 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. Fass. d. Bekanntmach. v. 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBL. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057). 

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) i. d. Fass. v. 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416),  
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613). 

 

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans bisher bestehenden pla-
nungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere baupolizeiliche Vorschriften wer-
den aufgehoben. 

 

 

HINWEIS:  
Die Nummerierung der textlichen Festsetzungen und Regelungen erfolgt analog derer des 
Bebauungsplans „Westrand“ mit örtlichen Bauvorschriften. 
Sofern einzelne Abschnitte des Bebauungsplans „Westrand“ nicht in den Bebauungsplan 
„Erweiterung Westrand“ übernommen, oder keine Festsetzungen und Regelungen notwendig 
sind, bleibt die Nummerierung trotzdem durchgängig. 
 

 

In Ergänzung des zeichnerischen Teils des Bebauungsplans (Planteil) wird Folgendes festgesetzt: 

 
 

A.  Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB und BauNVO) 

A 1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO 

Allgemein zulässig sind: 

 Wohngebäude, 
 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störenden Handwerksbetriebe, 
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
 Anlagen für Verwaltungen. 

 
Auch nicht ausnahmsweise sind zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO):  

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
 Gartenbaubetriebe, 
 Tankstellen. 
 

HINWEISE:  

Im Planbereich WA1a ist neben anderen Nutzungen auch die Errichtung einer Kindertagesstätte 
als soziale Einrichtung zulässig und vorgesehen. 

Gemäß § 13 BauNVO sind Räume für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher Gewer-
betreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben, zulässig.  
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A 2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 

Es gelten die Festsetzungen im Planteil (Nutzungsschablone). 

A 2.1  Grundflächenzahl (GRZ) 

Die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,4 ist das Höchstmaß, das ggf. nicht überall ausgeschöpft 
werden kann. 

Überschreitungen der GRZ durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO (Garagen und Stellplätze mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird) sind bis zur in den Nut-
zungsschablonen dafür festgesetzten GRZ zulässig. 

A 2.2  Zahl der Vollgeschosse (Z) 

In den Nutzungsschablonen ist die zulässige Zahl der Vollgeschosse (Z) festgesetzt: 

z.B.  II Zahl der zulässigen Vollgeschosse höchstens. 

A 2.3  Höhe und Höhenlage baulicher Anlagen (HbA) 

Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen (HbA) ist durch maximale Firsthöhen (FH) und ma-
ximale Wandhöhen (WH) über der im Planteil für die Hauptgebäude festgesetzten Erdgeschossfuß-
bodenhöhen (EFH = Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss ü.NN.) festgesetzt. Die festgesetz-
ten maximalen FH und WH dürfen nicht überschritten werden.  

Bei Doppelhäusern oder Hausgruppen können Abweichungen von der im Planteil festgesetzten 
Trennlinie zugelassen werden. 

Maßgebend ist jeweils über der festgesetzten EFH: 

 Für die FH: die oberste Dachbegrenzungskante (hier: Oberkante (OK) First). 

 Für die WH bei Flachdächern (0°- 3° Dachneigung): die oberste Begrenzungskante (z.B. OK At-
tika, OK Brüstung) oder die obere Simskante bei den geforderten Rücksprüngen des obersten 
Geschosses (siehe Systemschnitte auf dem Planteil). 

 Für die WH bei Satteldächern: der Schnittpunkt zwischen der Außenkante der Außenwand und 
der Oberkante der Dachhaut. 

Von der festgesetzten EFH darf maximal +/- 0,5 m abgewichen werden. Ausnahmen können in be-
gründeten Fällen zugelassen werden, sofern die über der festgesetzten EFH zulässige Gebäude-
höhe eingehalten wird. 

Die zulässigen WH dürfen bei Flachdächern (0°- 3° Dachneigung) punktuell durch haustechnische 
Anlagen wie z.B. Aufzugsüberfahrten, Klimageräte etc. um bis zu 1,5 m überschritten werden. Mit 
Ausnahme von Aufzugsüberfahrten müssen diese Anlagen einen Mindestabstand von 2 m zum äu-
ßeren Dachrand einhalten. 

Die zulässigen WH dürfen bei Flachdächern (0°- 3° Dachneigung) durch Anlagen zur Solarenergie-
nutzung um bis zu 1 m überschritten werden. Diese Anlagen müssen einen seitlichen Mindestab-
stand von 1 m zum äußeren Dachrand einhalten. (Siehe hierzu auch A7: Dachbegrünung von Flach-
dächern) 

A 3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche und Stellung baulicher 
Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO) 

Es gelten die Festsetzungen im Planteil. 

A 3.1  Bauweise  

o offene Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO. 
Innerhalb der offenen Bauweise sind Einzelhäuser, Doppelhäuser und Hausgruppen zulässig. 
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a abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO: wie offene Bauweise, mit Beschränkun-
gen der Gebäudelänge: 

a1 die Gebäudelänge (Hauptgebäude) ist ab dem 1. Obergeschoss jeweils bezogen auf die 
unmittelbar benachbarten öffentlichen Verkehrsflächen auf max. 30 Meter begrenzt. 
Im Erdgeschoss ist die Gebäudelänge nicht begrenzt. 

a2 die Gebäudelänge (Hauptgebäude) ist auf max. 13 Meter begrenzt.  

a3 die Gebäudelänge (Hauptgebäude) ist auf max. 16 Meter begrenzt.  

ED nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig. 

 
Im Planteil sind durch Planeintrag für a2 und a3 die für die Längenbegrenzung der abweichenden 
Bauweise maßgebliche Richtung festgesetzt. 

A 3.2  Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen im Planteil festgesetzt. Die festgesetzten 
Baugrenzen gelten oberhalb der Geländeoberfläche.  

Das Überschreiten der Baugrenzen ist mit Ausnahme in festgesetzten Pflanzgebotsflächen bis zu 
einer Breite von 5 m und einer Tiefe von 1,5 m zulässig durch: untergeordnete Bauteile wie Gesimse, 
Eingangs- und Terrassenüberdachungen, Vorbauten wie Wände, Erker, Balkone, Tür- und Fenster-
vorbauten. Dachvorsprünge dürfen die Baugrenzen bis zu einer Tiefe von 0,5 m überschreiten. 

Terrassen und Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

A 3.3  Stellung baulicher Anlagen 

Sind im Planteil Richtungspfeile festgesetzt, sind Hauptfirstrichtung und / oder die Seiten der Ge-
bäude parallel zu den Richtungspfeilen auszurichten. Untergeordnete Abweichungen von der fest-
gesetzten Ausrichtung sind zulässig. Die Richtungspfeile gelten nicht für untergeordnete Bauteile 
sowie Nebenanlagen. 

A 4 Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB) 

Es gelten die Festsetzungen im Planteil. Die Darstellung der Aufteilung innerhalb der öffentlichen 
Verkehrsflächen ist unverbindlich, sofern die Grundzüge der Planung nicht berührt sind. 

A 4.1  Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Die öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sind festgesetzt als Mischverkehrs-
flächen. 

A 4.2  Verkehrsgrünflächen 

Grünflächen als Bestandteil von Verkehrsanlagen gem. § 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB. 

A 4.3  Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 

Über die festgesetzten Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt entlang der Grenzen zu öffentlichen Ver-
kehrsflächen dürfen keine Grundstückszu- und - ausfahrten erfolgen. Feuerwehrzufahrten können 
ausnahmsweise zugelassen werden. 

A 5 Grünflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB) 

Es gelten die Festsetzungen im Planteil.  

Öffentliche Grünflächen 

Es sind öffentliche Grünflächen ohne besondere Zweckbestimmung festgesetzt. (Siehe auch A 7.7 
flächiges Pflanzgebot: pfg 7) 

Innerhalb der nicht mit einem Pflanzgebot festgesetzten öffentlichen Grünfläche ist die Anlage ei-
ner Mulde zur Ableitung von Niederschlagswasser zulässig. 
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A 6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zu Entwicklung von Natur und Landschaft  
(§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 

Zum Schutz und zur Wiederverwertung kulturfähigen Bodens ist ein Bodenmanagement notwendig. 

Kulturfähiger Boden von den öffentlichen Erschließungsflächen und von den Baugrundstücken in 
den Bereichen WA1 und WA1a (siehe Planteil) ist fachgerecht aufzunehmen und an geeigneter 
Stelle im Gemeindegebiet fachgerecht zur Bodenverbesserung auf ackerbaulich genutzten aufwer-
tungswürdigen Böden aufzubringen. Der Bodenab- und –auftrag ist von einer Bodenkundlichen Bau-
begleitung (BBB) zu begleiten. 

A 7 Anpflanzen v. Bäumen, Sträuchern u. sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) 
Dachbegrünung und Erddeckung / Begrünung von Tiefgaragen 

A 7.1  flächiges Pflanzgebot pfg 1  
(Zur Eingrünung der Baugrundstücke am Siedlungsrand) 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen sind mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. Zu verwendende, gebietsheimische, standortangepasste Gehölze und deren 
Pflanzqualität sind Pflanzliste 1 (siehe D, Anlage) zu entnehmen. 

A 7.2  Pflanzgebot Einzelbäume pfg 2  
(Bäume im öffentlichen Straßenraum) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag sind standortgerechte, hochstämmige, großkronige 
Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zu verwendende, für den innerörtlichen Straßen-
raum geeignete Baumarten und -sorten sind Pflanzliste 2 (siehe D, Anlage) zu entnehmen. Abwei-
chungen vom schematischen Planeintrag sind zulässig. 

A 7.3  Pflanzgebot Einzelbäume pfg 3  
(Obstbäume am nördlichen Rand des Plangebiets) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag sind standortgerechte, hochstämmige, großkronige 
Obstbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zulässig sind standortgerechte Arten und Sorten 
der Pflanzliste 3 (siehe D, Anlage). Abweichungen vom schematischen Planeintrag sind zulässig. 

A 7.4 Pflanzgebot Einzelbäume pfg 4  
(freistehende Einzelbäume als Solitäre)  

Entsprechend dem schematischen Planeintrag sind standortgerechte, hochstämmige, großkronige 
Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zu verwendende Baumarten und -sorten sind 
Pflanzliste 2 (siehe D, Anlage) zu entnehmen. Abweichungen vom schematischen Planeintrag sind 
zulässig. 

A 7.5 Pflanzgebot Einzelbäume pfg 5 
(Bäume auf Baugrundstücken) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zulässig sind standortgerechte Laubbäume der Pflanzlisten 
1, 2 und 3 (siehe D, Anlage). Abweichungen vom schematischen Planeintrag sind in Längsrichtung 
der jeweils benachbarten öffentlichen Verkehrsfläche um bis zu 5 m zulässig. 

A 7.6  flächiges Pflanzgebot: pfg 6  
(Hecke zur optischen Abschirmung von Parkplätzen und Trafostation) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag sind standortgerechte Hecken zu pflanzen und als 
geschnittene Hecken zu entwickeln. 

A 7.7  flächiges Pflanzgebot pfg 7  
(Magerwiese) 

Die in der Planzeichnung schematisch festgesetzten Flächen sind als artenreiches Grünland (Ma-
gerwiese) zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. Ansaat mit gebietsheimischen Saatgut, Produk-
tionsraum 7 Süddeutsches Berg- und Hügelland, idealerweise Ursprungsgebiet 11 Südwestdeut-
sches Bergland, Kräuteranteil > 30%, Ansaatstärke 2g/m² (Blumenwiesenmischung 01 von Rieger-



SATZUNGSSTAND 24.04.2019 

 

SAI01 Textteil örtliche BV SATZUNG 20190424 Textteil und örtliche Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Erweiterung Westrand“ Gemeinde Schönaich  Seite 6 

Hofmann oder vergleichbar). Die Grünfläche ist zweischürig (witterungsabhängig Juni/Juli und Ok-
tober) zu mähen und das Mahdgut abzutransportieren. Abweichungen von der schematischen 
Planeintrag (z.B. aus Gründen der Pflege) sind zulässig. 

A 7.8 Dachbegrünung von Flachdächern 

Flachdächer (Dachneigung 0° - 3°) von Hauptgebäuden sind auf mindestens 50% der Gebäu-
degrundfläche des Erdgeschosses mindestens extensiv zu begrünen (Substratstärke mindestens 15 
cm). Dies gilt auch, wenn Anlagen zur Solarenergienutzung errichtet werden. 

Flachdächer (Dachneigung 0° - 3°) von Nebengebäuden sind ab einer Dachfläche von 10 qm min-
destens extensiv zu begrünen (Substratstärke mindestens 8 cm), sofern diese Dachflächen nicht als 
Dachterrassen genutzt werden. 

A 7.9 Erdüberdeckung und Begrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind mit Ausnahme der als Terrassen, Wege oder Plätzen genutzten, und/oder mit Ge-
bäuden überdeckten Flächen mit einer Erddeckung / Substratschicht von mindestens 40 cm zu ver-
sehen und zu begrünen. 

A 8 Stellplätze, Garagen und Gebäude zur Unterbringung notwendiger Fahrradabstellplätze  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und §§ 12 und 14 BauNVO) 

Bei der Anlage von Stellplätzen und Garagen mit deren Zufahrten sind die im Planteil festgesetzten 
Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt zu beachten.  

A 8.1  Tiefgaragen (Tga)  

Tiefgaragen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nur auf den dafür im Planteil fest-
gesetzten Flächen zulässig. Mit deren Außenwänden ist zu den Grenzen öffentlicher Verkehrsflä-
chen ein Mindestabstand von 0,3 m einzuhalten. Tiefgaragen können ausnahmsweise auch an an-
deren Stellen zugelassen werden, sofern keine städtebaulichen oder verkehrlichen Gründe entge-
genstehen. 

A 8.2  Garagen (Ga), Carports (Cp) und Gebäude zur Unterbringung notwendiger Fahr-
radabstellplätze 

Garagen, Carports und Gebäude zur Unterbringung notwendiger Fahrradabstellplätze sind auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Folgende Mindestabstände zu den Gren-
zen öffentlicher Verkehrsflächen sind einzuhalten: 

 An der Zufahrtsseite von Ga: mindestens 5,0 m. 

 An der Zufahrtsseite von Cp: mindestens 5,0 m. 

 An den Längs- und Rückseiten von Ga und Cp: mindestens 0,3 m. 

 Bei Hausgruppen beträgt der Mindestabstand von Ga und Cp an deren Zufahrtsseite 1,0 m. 

 Der Mindestabstand von Gebäuden zur Unterbringung notwendiger Fahrradabstellplätze zu den 
Grenzen öffentlicher Verkehrsflächen beträgt seitlich und rückseitig 0,3 m; an deren Zugangs-
seite mindestens 2 m. 

Zu den Kopfseiten von öffentlichen Senkrechtparkplätzen (Planstr. K und J) ist kein Mindestabstand 
erforderlich. 

A 8.3  Offene Stellplätze (St) 

Offene Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen auf der gesamten 
Baugrundstücksfläche zulässig, sofern keine anderen Festsetzungen (z.B. Pflanzgebote oder Zu-
fahrtsverbote) dem entgegenstehen.  

A 9.0  Sonstige Nebengebäude (§ 9 Abs. 1 Nr. 4. BauGB und § 14 BauNVO) 

Garagen, Carports und Gebäude zur Unterbringung notwendiger Fahrradabstellplätze gelten nicht 
als Nebengebäude im Sinne der nachfolgenden Festsetzung: 

 Je Wohngebäude / Hauptgebäude ist nur ein Nebengebäude mit maximal 20 cbm zulässig. Der 
Mindestabstand von Nebengebäuden zu den Grenzen öffentlicher Verkehrsflächen beträgt seit-
lich und rückseitig 0,3 m; an der Zugangsseite mindestens 2 m. 
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In den Bereichen WA1 und WA1b ist je Wohngebäude / Hauptgebäude darüber hinaus ein Neben-
gebäude zur Unterbringung von Müllbehältern zulässig. Der Mindestabstand zu den Grenzen öffent-
licher Verkehrsflächen beträgt seitlich und rückseitig 0,3 m; an der Zugangsseite mindestens 2 m. 

Zu den Kopfseiten von öffentlichen Senkrechtparkplätzen (Planstr. K und J) ist kein Mindestabstand 
erforderlich. 

Im Bereich WA1a sind der Nutzung dienende Nebengebäude allgemein zulässig.  
(HINWEIS: Nebenanlagen für die geplante Kindertageseinrichtung und ggf. ergänzende Nutzungen) 

A 10 Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten (WE) in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Pro Wohngebäude sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Die Beschränkung der Zahl der Woh-
nungen gilt nicht für die Bereiche WA1, WA1a und WA1b.  

A 11 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Keine Festsetzung im Bebauungsplan „Erweiterung Westrand“ erforderlich. 

A 12 Fläche mit zeitlich und inhaltlich unterschiedlicher Festsetzung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Keine Festsetzung im Bebauungsplan „Erweiterung Westrand“ erforderlich. 

A 13 Artenschutz / Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität  
(vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i.S.v. § 44 BNatSchG)   CEF- Maßnahmen 

 Ausgleich von Umweltschaden und planexterner Ausgleich 

Zur Umsetzung der Maßnahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung ist eine ökologische Baubeglei-
tung (ÖBB) zu praktizieren. Insbesondere die Verortung der vorgezogen anzubringenden Nisthilfen 
und Kontrolle deren Installation erfolgt durch die ÖBB. 

A 13.1 Baufeldräumung / Abbruch von Gebäuden 

Aus Gründen der vorbeugenden Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte darf im Zusammen-
hang mit der Umsetzung des Bebauungsplans Rodungen von Gehölzen nur im Zeitraum Anfang 
November bis Ende Februar, außerhalb der Brutzeit von Vögeln und außerhalb der Aktivitätszeit von 
Fledermäusen erfolgen.  

Aus Gründen der vorbeugenden Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte darf im Zusammen-
hang mit der Umsetzung des Bebauungsplans der Abbruch von Gebäuden nur nach vorheriger Frei-
gabe durch die ökologische Baubegleitung erfolgen. 

A 13.2 CEF- Maßnahmen 

Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind zur Sicherung der ökologischen Funktion im räumlich-
funktionalen Zusammenhang für die beanspruchten Lebensstätten der Gebäude- und Höhlenbrüter 
vorgezogen zum Eingriff in diese Lebensstätten Nisthilfen an Bäumen und Gebäuden im direkten 
Umfeld zu installieren und dauerhaft zu unterhalten. Die Verortung der Nisthilfen erfolgt durch die 
ökologische Baubegleitung. Eine Sicherung erfolgt durch vertragliche Vereinbarung mit der unteren 
Naturschutzbehörde im Landratsamt Böblingen.  

Folgende Art und Anzahl an Nisthilfen sind zu installieren: 
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A 13.3 Verwendung umwelt- und tierfreundlicher Beleuchtung 

Zur Beleuchtung der öffentlichen Räume sind insektenverträgliche Leuchtmittel zu verwenden. Hier-
bei ist zu berücksichtigen:  

 Verwendung entsprechender Lampentypen (Natriumdampf-Niederdruck- bzw. -Hochdruck-
lampen oder LEDs), 

 Vermeidung einer horizontalen oder nach oben gerichteten Abstrahlung, 

 Verwendung von mattem, nicht reflektierendem Material bei den Masten, 

 Einsatz staubdichter Leuchten. 

 Anpassung der Höhe der Masten bzw. Leuchtquellen an standörtliche Gegebenheiten und 
Notwendigkeiten  

Vorrang hat jedoch immer die (Verkehrs) Sicherheit des Menschen. 

A 13.4 Ausgleich von Umweltschaden 

Bei der Umsetzung des Bebauungsplans werden 35.350 m² des nach FFH-Richtlinie (Anhang II) 
geschützten Lebensraumtyps „Flachland-Mähwiese“ (LRT 6510) dauerhaft verloren gehen.  

Der Ausgleich erfolgt weitestgehend planextern durch: 

 Neuentwicklung von Flachland-Mähwiese (genehmigte Ökokontomaßnahme (128.02.012 Teil-
maßnahmen 02, 03, 08) Gemeinde Ahorn, Gemarkung Hohenstadt (Main-Tauber-Kreis, Fläche 
24.624 m²), 

 beantragte Ökokontomaßnahme Gemeinde Sulz am Neckar (Rottweil, Fläche 1,98 ha).  

 

Planintern kann ein kleiner Teil des erforderlichen Ausgleichs durch Neuentwicklung von Magerwie-
senflächen (A 7.7, flächiges Pflanzgebot pfg 7) erfolgen (Fläche pfg 7 ca. 1.170 m²; davon dauerhaft 
als Magerwiese anzulegen: 800 m²). 

 

Die Sicherung erfolgt durch entsprechende vertragliche Bindungen zwischen der Gemeinde 
Schönaich und der Flächenagentur Baden-Württemberg GmbH. 

A 13.5 planexterner Ausgleich 

Die in der Eingriffsregelung ermittelten Eingriffe können nicht vollständig planintern ausgeglichen 
werden. Zum Ausgleich werden Ökokontomaßnahmen bei der Flächenagentur Baden-Württemberg 
GmbH vertraglich gesichert und Ökokontomaßnahmen aus dem bauleitplanerischen Ökokonto der 
Gemeinde Schönaich abgebucht.  

Eine entsprechende Vereinbarung mit Nennung der abzubuchenden Maßnahmen erfolgt zwischen 
der UNB des Landkreises Böblingen und der Gemeinde Schönaich vor dem Satzungsbeschluss. 

A 14 Maßnahmen für die Rückhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser  
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 und 16 BauGB i. V. mit § 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Das Niederschlagswasser von Dachflächen, Drainagen und anderen, nicht wasserdurchlässigen, 
oder in Grünflächen entwässerten Flächen auf den Baugrundstücken darf nicht in den Schmutzwas-
serkanal eingeleitet werden. Siehe hierzu auch Örtliche Bauvorschriften, Ziff. B7. 

Zur Rückhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser ist außerhalb des Plangebiets ein Regen-
rückhaltebecken entsprechend der Planungen des Ingenieurbüros ISW herzustellen. 

Zum Schutz der Wohnbaugrundstücke gegen zufließendes Niederschlagswasser ist das Oberflä-
chenwasser innerhalb der dafür schematisch im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festge-
setzten Mulde zu sammeln und abzuleiten. 
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A. 15 Flächen für Aufschüttungen und Stützbauwerke zur Herstellung des Straßenkörpers  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)  
und Beleuchtung / Beschilderung der öffentlichen Verkehrsflächen 

In den an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken sind Geländeaufschüttungen, 
Geländeabgrabungen sowie unterirdische Stützbauwerke (Hinterbeton von Randsteinen und Rabat-
ten) entlang der Grundstücksgrenze erforderlich. Diese sind vom Grundstückseigentümer entschä-
digungslos zu dulden.  

Die zur Beleuchtung und Beschilderung der öffentlichen Verkehrsflächen auf privaten Flächen not-
wendigen Leuchtenmasten und Verkehrsschilder und deren Fundamente sind vom Grundstücksei-
gentümer entschädigungslos zu dulden. 

A 16 Versorgungsflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 12 BauGB) 

Im Planteil sind Versorgungsflächen festgesetzt, innerhalb derer Trafostationen errichtet werden dür-
fen. Die Positionierung der Trafostationen ist vom Versorgungsträger mit dem Ortsbauamt der Ge-
meinde Schönaich frühzeitig abzustimmen. 

 

 

 

 

 

 

 

B Örtliche Bauvorschriften (§ 74 LBO) 

B 1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

B 1.1  Dachform, Dachneigung, Dachdeckung 

Es gelten die Regelungen im Planteil des Bebauungsplans für die Hauptgebäude.  

 Satteldächer (SD), Dachneigung 20°- 45° 

 Pultdächer (PD), Dachneigung 5°- 20°  

 Flachdächer (FD), Dachneigung 0 - 3° 

B 1.2  Dachaufbauten, Dacheinschnitte, Quergiebel / Zwerchgiebel 

Für Satteldächer (SD) gilt: 

Die Gesamtlänge der Dachaufbauten darf 60%, die Gesamtlänge der Dacheinschnitte 30% der Ge-
bäudelänge nicht überschreiten. Folgende Abstände sind dabei einzuhalten:  

 vom Ortgang mindestens 1,3 m, 

 zur Traufe und zum First mindestens 0,6 m (in der Dachschräge gemessen), 

 zwischen Dachaufbauten oder -einschnitten mindestens 1,0 m.  

Auf einer Dachseite dürfen entweder nur Dachaufbauten oder Dacheinschnitte errichtet werden. 

Quergiebel / Zwerchgiebel dürfen maximal 30 % der Gebäudelänge einnehmen. Der First des Quer-
giebels / Zwerchgiebels muss mindestens 0,6 m Abstand zum Gebäudefirst einhalten.  

Anlagen zur Solarenergienutzung gelten nicht als Dachaufbauten im Sinne dieser Regelungen. Die 
Neigung von Anlagen zur Solarenergienutzung ist der Neigung des Hauptdachs anzugleichen. 

Für Pultdächer (PD) gilt: 

Dachaufbauten sind auf Pultdächern nicht zulässig. Anlagen zur Solarenergienutzung sind zulässig. 
Die Neigung von Anlagen zur Solarenergienutzung ist der Neigung des Hauptdachs bis auf +/- 5° 
anzugleichen. 
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Für Flachdächer (FD) gilt: 

Punktuell sind als Dachaufbauten haustechnische Anlagen wie z.B. Aufzugsüberfahrten, Klimage-
räte und Lichtkuppeln etc. zulässig. Anlagen zur Solarenergienutzung gelten nicht als Dachaufbau-
ten im Sinne dieser Regelung. (Siehe hierzu auch planungsrechtliche Festsetzungen: A 2.3: Höhe 
baulicher Anlagen und A 7.8: Festsetzungen zur Dachbegrünung.) 

B 1.3  Gestaltung von Doppelhäusern und Hausgruppen 

Doppelhäuser und Hausgruppen müssen bei Sattel- und Pultdächern die gleiche Dachneigung und 
Firstrichtung aufweisen. Werden die Gebäude nicht gleichzeitig errichtet, so hat sich das später zu 
errichtende Gebäude hinsichtlich der oben genannten Kriterien nach den Vorgaben des zuerst ge-
bauten Gebäudes zu richten. 

B 2 Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO und § 11 Abs. 4 LBO) 

Werbeanlagen sind allgemein nicht zulässig, außer an der Stätte der Leistung bzw. nur für Anschläge 
bestimmte Werbeanlagen. 

B 3 Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundstücke, Einfriedigungen, Sichtschutzan-
lagen, Stützmauern, Böschungen, Aufschüttungen und Abgrabungen, Müllbehälterabstell-
plätze (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

B 3.1  Gestaltung von Flächen  

Die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke, die nicht zur Erschließung der Gebäude inner-
halb der Baugrundstücke erforderlich sind, sind gärtnerisch anzulegen, zu bepflanzen und dauerhaft 
zu erhalten.  

Wege und Stellplätze auf Baugrundstücken sind mit wasserdurchlässigen Belägen wie z. B. wasser-
durchlässigem Pflaster, Pflasterrasen, Schotterrasen herzustellen. Alternativ können Wege auch in 
seitliche Grünflächen entwässert werden. 

B 3.2  Einfriedungen und Sichtschutzanlagen 

Einfriedungen an der Grenze zu öffentlichen Verkehrsflächen dürfen höchstens 0,8 m hoch sein und 
sind von der öffentlichen Verkehrsfläche um mindestens 0,3 m abzurücken. Zu den Kopfseiten von 
öffentlichen Senkrechtparkplätzen (Planstr. K und J) ist kein Mindestabstand erforderlich. 

Lebende Einfriedigungen sind so zu pflanzen, dass diese nicht in die angrenzende öffentliche Ver-
kehrsfläche hineinragen. Die Gesamthöhe von Einfriedung und Stützmauer an der Grenze zu öffent-
lichen Verkehrsflächen darf höchstens 1,6 m betragen. 

Einfriedigungen entlang den Grundstücksgrenzen zu landwirtschaftlich genutzten Flächen oder Feld-
wegen haben einen Mindestabstand zur Grenze von 0,5 m einzuhalten.  

Entlang öffentlicher Verkehrs- und Grünflächen sind Sichtschutzanlagen bis zu einer Gesamtlänge 
pro Baugrundstück von 4 m und bis zu einer Höhe von 2 m über der Höhe der öffentlichen Verkehrs- 
und Grünfläche zulässig. Die Höhe von Stützmauern ist auf diese zulässige Höhe anzurechnen. Zu 
den Grenzen öffentlicher Verkehrsflächen ist mit Sichtschutzanlagen ein Mindestabstand von 1 m 
einzuhalten. 

B 3.3  Stützmauern und Böschungen 

Stützmauern zur Geländeerhöhung über 0,8 m sichtbarer Höhe sind nicht zulässig. Entlang der im 
Planteil des Bebauungsplans schematisch festgesetzten Bereiche sind Stützmauern bis zur festge-
setzten maximalen Maueroberkante (MOK) zulässig. 

Zu den Grundstücksgrenzen öffentlicher Verkehrsflächen ist mit Stützmauern ein Mindestabstand 
von 0,3 m einzuhalten; zu den Grundstücksgrenzen zu landwirtschaftlich genutzten Flächen oder 
Feldwegen mindestens 0,5 m. 

Innerhalb des im Bebauungsplan festgesetzten flächigen Pflanzgebots pfg 1 sind zur Höhenanpas-
sung des neuen Geländes auf dem Baugrundstück zum angrenzenden Gelände auf öffentlicher Flä-
che Böschungen mit einer Maximalneigung von 1:2, sowie Stützmauern mit einer sichtbaren Höhe 
von bis zu 0,5 m zulässig. Abweichungen von den Festsetzungen können in begründeten Fällen 
ausnahmsweise zugelassen werden. 
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B 3.4  Aufschüttungen und Abgrabungen  

Außerhalb der überbaubaren Flächen sind Aufschüttungen und Abgrabungen gegenüber dem be-
stehenden Gelände nur bis zu einer Höhe / Tiefe von bis zu 1,5 m zulässig. Abweichungen können 
in begründeten Fällen ausnahmsweise zugelassen werden. 

B 3.5  Müllbehälterabstellplätze 

Müllbehälterabstellplätze außerhalb von Gebäuden sind gegen Einsicht vom öffentlichen Straßen-
raum abzuschirmen, z.B. durch Eingrünung oder entsprechende Anordnung auf dem Grundstück. 

B 4 Beschränkung von Außenantennen (§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Auf den Gebäuden ist jeweils nur eine Rundfunk-, Fernseh- und Satellitenempfangsanlage zulässig. 

B 5 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Freileitungen sind innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans unzulässig.  

B 6 Erhöhung der Stellplatzverpflichtung (§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

Für Einzel-, Doppel-, Reihen- und Kettenhäuser sind mindestens 2,0 Stellplätze je Wohneinheit her-
zustellen. Für Einliegerwohnungen </ = 50 qm Wohnfläche ist mindestens ein Stellplatz herzustellen.  

Für Wohneinheiten in Doppel-, Reihen- und Kettenhäusern können „gefangene“ Stellplätze bzw. die 
Garagen- oder Carportvorplätze als zweiter notwendiger Stellplatz angerechnet werden.  

Bei Geschoßwohnungen sind pro Wohnung über 50 qm Wohnfläche mindestens 1,5 Stellplätze, pro 
Wohnung </= 50 qm Wohnfläche mindestens 1 Stellplatz herzustellen. Die Summe pro Bauvorhaben 
ist jeweils auf die nächste ganze Zahl aufzurunden.  

B 7 Anlagen zum Sammeln oder Verwenden von Niederschlagswasser (§ 74 (3) 2. LBO) 

Im Plangebiet ist das Regenwasser von nicht begrünten Dachflächen einer konventionellen Zisterne 
zuzuführen. Die Zisternen müssen spätestens im Rahmen der Bebauung des Grundstücks erstellt 
werden. Die Dimensionierung des Nutzvolumens erfolgt mit einem spezifischen Ansatz von 20 l/qm 
projizierte Dachfläche (Mindestvolumen auf Grundlage der Grundstücksgröße und der zulässigen 
Grundflächenzahl; die tatsächliche Ausnutzung ist nicht maßgeblich).  

Beispiel für ein Grundstück von 400 qm mit einer GRZ von 0,4: 

400qm x 0,4 x 20 l/qm = 3.200 l (entspricht 3,2 cbm Mindestnutzvolumen) 

 

Die grundstücksbezogenen Angaben für das Nutzvolumen (Mindestvolumen in cbm) werden nach 
Rechtskraft der Umlegung zusätzlich im Entwässerungsplan des Büros ISW auf Grundlage der vor-
beschriebenen Daten und des vorstehenden Berechnungswegs angegeben; maßgeblich ist vorste-
hender Berechnungsweg.  

HINWEIS:  

Eine konventionelle Zisterne weist ein Nutzvolumen für den privaten Gebrauch wie z.B. Gartenbe-
wässerung, Toilettenspülung, Wäschewaschen auf. Die Zisterne hat einen Überlauf in den Regen-
wasserkanal (Hausanschluss), ein Speichervolumen mit gedrosseltem Abfluss ist nicht erforderlich.  
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C Hinweise 

C 1  Bauschutzbereich im An- und Abflugbereich des Flughafen Stuttgart 

Schönaich befindet sich unter den sogenannten An- und Abflugflächen zur Piste 07 / von der Piste 
25 des Verkehrsflughafens Stuttgart. In dem hier betroffenen Plangebiet beginnt die vorgenannte 
Fläche in 460 m ü. NN (Bauschutzbereich nach Luftverkehrs-Gesetz). 

Demnach ist zu beachten: 

Bauwerke die niedriger als 460 m ü. NN sind bedürfen keiner Zustimmung durch die Luftfahrtbe-
hörde. 

Bei Bauwerken, welche eine Höhe von 460 m ü. NN und höher aufweisen, ist die Luftfahrtbehörde 
im Vorfeld anzuhören. Die entsprechende luftrechtliche Zustimmung hierzu ist gem. § 12 Luftver-
kehrs-Gesetz (LuftVG) erforderlich. 

Da es sich bei Kränen ebenfalls um Luftfahrthindernisse handelt, ist die Luftfahrtbehörde vor der 
Aufstellung anzuhören, wenn die Kranhöhe die 460,0 m ü. NN. überschreitet. Ergänzend ist hierzu 
ggf. eine luftrechtliche Zustimmung gem. § 12 Luftverkehrs-Gesetz (LuftVG) erforderlich. 

 

Auf die unter Umständen verlängerten Bearbeitungszeiten und ggf. zusätzlichen Gebühren im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahren wird hier hingewiesen. 

C 2a Fluglärm 

Das Bebauungsplangebiet liegt außerhalb des Lärmschutzbereiches für den Flughafen Stuttgart. Es 
ist dennoch mit Überflügen von am Flughafen Stuttgart startenden oder landenden Flugzeugen zu 
rechnen.  

Die im Flächennutzungsplan eingezeichnete Lärmkontur von 55 dB(A) verläuft deutlich außerhalb 
des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans. In der Fluglärm- Umgebungslärmkartierung 
2017 für den Flughafen Stuttgart liegt der Siedlungsbereich von Schönaich deutlich außerhalb der 
Lärmkonturen Nacht >45-50 dB(A), und 24 Stunden >55-60 dB(A).  

C 2b Straßenverkehrslärm 

Die schalltechnische Stellungnahme des IB ISIS vom 28.11.2018 hat ergeben, dass sich aus den 
Lärmeinwirkungen des Straßenverkehrs keine besonderen Anforderungen an den baulichen Schall-
schutz ableiten. Trotzdem wird darauf hingewiesen, dass zum Schutz der Wohn-, Schlaf-und Auf-
enthaltsräume vor Lärmbeeinträchtigungen durch den Straßenverkehr durch die Fachplaner die 
technischen Baubestimmungen (VwVTB) nach der DIN 4109-1: 2016-07 sowie die DIN 4109-2: 
2016-07 (vgl. A5 der VwVTB) in der jeweils gültigen Fassung zu beachten sind. 

C 3 Denkmalschutz / Fund von Kulturdenkmalen 

Nach § 20 des Denkmalschutzgesetzes sind der Bauherr und alle am Bau Beteiligten verpflichtet, 
bei der Durchführung des Bauvorhabens entdeckte Anlagen oder Gegenstände, bei denen ein Inte-
resse des Denkmalschutzes vermutet werden kann, unverzüglich der unteren Denkmalschutzbe-
hörde (07031 / 663 -1871 oder  - 1246 oder - 1274) anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind 
bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu halten.  
Auf § 27 (Ordnungswidrigkeiten) des Denkmalschutzgesetzes wird hingewiesen. 

C 4 Benachbarte Nutzungen 

Auf die landwirtschaftliche Nutzung der an das Plangebiet angrenzenden Flächen mit den damit 
verbundenen Einwirkungen auf das Plangebiet, sowie auf die Bestimmungen des Nachbarrechts 
hinsichtlich der Nachbarschaft zu landwirtschaftlich genutzten Flächen wird hingewiesen. 
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C 5 Regelungen zum Schutz des Bodens 

Durch planerische und gestalterische Maßnahmen ist Bodenaushub zu reduzieren. 

Für überschüssigen, unbelasteten Bodenaushub ist - getrennt nach Qualität (humoser Boden, stein-
freier Lössboden mit Konsistenz halbfest bis steif, toniges oder steiniges Untergrundmaterial) und 
Eignung - frühzeitig ein Verwertungskonzept zu erstellen und mit dem Landratsamt Böblingen abzu-
stimmen.  

Die Handlungsvorgaben zum Schutz des kulturfähigen Bodens, Ziffer 4 aus dem „Bodenmanage-
mentkonzept zum Bebauungsplan Erweiterung Westrand, Gemeinde Schönaich“, GÖG, Februar 
2019 sind zu beachten. 

Insbesondere gilt:  

Bodenarbeiten, die humosen Oberboden und kulturfähigen Unterboden betreffen, sind nur bei aus-
reichend abgetrocknetem Bodenzustand (Konsistenz „halbfest“ – Bodenfarbe dunkelt bei Wasser-
zugabe nach, Bodenmaterial ist noch ausrollbar, aber bröckelnd, lässt sich nicht kneten) vorzuneh-
men. Für den Bodenabtrag sind vorzugweise Kettenbagger einzusetzen. 

Zu Beginn der Baumaßnahme ist der humose Boden in der anstehenden Mächtigkeit abzutragen 
und bis zur Wiederverwertung in profilierten Mieten (max. Höhe 2 m) ohne Verdichtungen zu lagern. 
Die Mieten sind um-gehend mit tiefwurzelnden Gründüngungspflanzenarten zu begrünen, wenn die 
voraussichtliche Liegedauer der Mieten länger als drei Monate angenommen wird. 

Künftige Grün- und Retentionsflächen sind während des Baubetriebes durch Aufstellen von Bauzäu-
nen wirksam vor Bodenbeeinträchtigungen wie Verdichtungen u. a. zu schützen.  

Die Böden auf Retentions- oder Vegetationsflächen, einschließlich der zur Bodenverwertung vorge-
sehenen Flächen, dürfen nur mit leichten Raupenfahrzeugen (max. Bodendruck 4 N/cm²) befahren 
werden. Ausgenommen sind einzelne Fahrspuren, die vor dem Bodenauftrag besonders zu lockern 
sind. 

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbelastungen (z. 
B. Verdichtungen) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Eingetretene Verdichtungen auf un-
bebauten Flächen bzw. Vegetationsflächen sind nach Ende der Bauarbeiten durch fachgerechte Bo-
denlockerung und Ersteinsaat von tiefwurzelnden Gründüngungspflanzenarten zu beseitigen.  

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen 
mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 

Bei Umgang mit Böden und Bodenmaterial (humoser Oberboden, kultur-fähiger Unterboden), 
die/das nach Bauende wieder Bodenfunktionen erfüllen soll, sind u. a. bezüglich Aushub, Zwischen-
lagerung und Verwertung die Vorgaben der DIN 19731 „Verwertung von Bodenaushub“ und der DIN 
18915:2018-06 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Boden-arbeiten“ zu beachten.  
Die Vorschriften können zu den Öffnungszeiten nach Absprache im Landratsamt Böblingen, Zimmer 
D 323 eingesehen werden. 

C 6 Grundwasserschutz 

Maßnahmen die in das Grundwasser eingreifen könnten (z. B. Ausheben der Baugrube, Kanalbau / 
Entwässerung), sind beim Landratsamt Böblingen - Amt für Wasserwirtschaft - rechtzeitig anzuzei-
gen und bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis.  

Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig. Bauwerke bzw. Bauwerksteile unter ei-
nem im Einzelfall festzulegenden Bemessungswasserspiegel sind wasserdicht und auftriebssicher 
zu erstellen. 

C 7 Entwässerung 

Ergänzend zu den Festsetzungen im Textteil zur Grundstücksentwässerung wird darauf hingewie-
sen, dass die Grundstücksentwässerung nach DIN 1986 Teil 1 zu planen ist. Besonders hingewiesen 
wird auf die Planung von Rückstausicherungsanlagen. Die DIN-Norm kann bei der Gemeindever-
waltung Schönaich nach Absprache während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
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C 8 Regenwassernutzung / Zisternen 

Es wird darauf hingewiesen, dass Zisternen nur gemäß den Vorgaben der DIN 1988 erstellt werden 
dürfen. Dies bedeutet u.a. eine strikte Rohrtrennung ohne Verbindungsmöglichkeit zum Ortstrink-
wasser, einen freien Einlauf in Behälter, in die auch Trinkwasser fließt (z.B. bei Behältern für die 
Toilettenspülung), die Kenntlichmachung als Brauchwasser an Ausläufen schriftlich (z.B. Schild 
„Kein Trinkwasser“) oder mit entsprechendem Piktogramm u. eine geeignete Kindersicherung an 
den Ausläufen. 

Generell sind die entsprechenden Abschnitte der DIN 18195 und 4095 zu beachten. Die DIN-Normen 
können bei der Gemeindeverwaltung Schönaich nach Absprache während der Öffnungszeiten ein-
gesehen werden. 

C 9 Geologie 

Die geologische Untersuchung erfolgt durch das Büro für Geologie und Umweltfragen BGU, Decken-
pfronn. Das Untersuchungsergebnis kann bei der Gemeindeverwaltung Schönaich nach Absprache 
während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 

Projektspezifische Baugrunduntersuchungen werden trotzdem dringend empfohlen. 

C 10 Erdwärme 

Die Zulässigkeit von Erdwärmesonden ist im Einzelfall rechtzeitig im Vorfeld der Projektplanung mit 
dem Landratsamt Böblingen, Wasserwirtschaft zu klären.  

 

 

 

Schönaich / Stuttgart, den  14.01.2019 

Geändert,    05.02.2019 

Geändert, STAND:   24.04.2019 

 

LUTZ Partner  Stadtplaner Architekten   
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D ANLAGE    Pflanzlisten - Artenauswahl  
Aufgestellt: Gruppe für ökologische Gutachten,  Dreifelderstr. 31,  70599 Stuttgart 

 

Pflanzliste 1  
Aufgrund der Lage am Ortsrand im Übergang zur freien Landschaft sind gebietsheimische Pflanzen 
(Herkunftsnachweis Herkunftsgebiet 7: Süddeutsches Hügel- und Bergland) zu verwenden. 
Quelle: Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg LFU (Hrsg.): Gebietsheimische Gehölze in Baden-Württemberg. Karlsruhe 2002. 

Dt. Name Wiss. Name Pflanzqualität 

Bäume  Herkunftsnachweis HG 7, mit durchgehendem Leittrieb, 3 x 
verpflanzt, mit Drahtballierung (MDB), 

Feld-Ahorn Acer campestre StU 14-16 

Spitz-Ahorn Acer platanoides StU 14-16 

Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus StU 14-16 

Hänge-Birke Betula pendula StU 14-16 

Hainbuche Carpinus betulus StU 14-16 

Rot-Buche Fagus sylvatica StU 14-16 

Vogel-Kirsche Prunus avium Mind. StU 12-14 

Trauben-Eiche Quercus petraea StU 14-16 

Stiel-Eiche Quercus robur StU 14-16 

Sal-Weide, Kätzchen-Weide Salix caprea  

Vogelbeere, Eberesche Sorbus aucuparia StU 14-16 

Elsbeere Sorbus torminalis StU 14-16 

Winter-Linde Tilia cordata StU 14-16 

Sommer-Linde Tilia platyphyllos StU 14-16 

   

Sträucher  Herkunftsnachweis HG 7, Strauch, mind. 5 Triebe, mind. 
Höhe 100-150 cm 

Feld-Ahorn Acer campestre  

Hainbuche Carpinus betulus  

Roter Hartriegel Cornus sanguinea  

Gewöhnliche Hasel Coryllus avellana  

Zweigriffeliger Weißdorn Crataegus laevigata  

Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna  

Pfaffenhütchen Eyonymus europaeus  

Faulbaum Frangula alnus  

Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare  

Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum  

Schlehe Prunus spinosa  

Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica  

Echte Hunds-Rose Rosa canina  

Sal-Weide, Kätzchen-Weide Salix caprea  

Purpur-Weide Salix purpurea  

Schwarzer Holunder Sambucus nigra  

Trauben-Holunder Sambucus racemosa  

Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus  
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Pflanzliste 2:  
Aufgrund der innerörtlichen Lage im Straßenraum und den dort zu erwartenden Standortbedingun-
gen wird den Empfehlungen der GALK-Straßenbaumliste gefolgt. Die unten genannten Arten und 
Sorten sind stadtklimafest, wärmeliebend und zumeist trockenheitsverträglich. 
Quelle: Garten- und Amtsleiterkonferenz - Arbeitskreis Stadtbäume: Straßenbaumliste 2018 abrufbar. http://strassenbaumliste.galk.de/. 

Dt. Name Wiss. Name Sorten Bemerkung 

Bäume:  
Alle StU 16-18, mit Drahtballierung,  
Aufastung für Straßenraum bzw. während Entwicklungspflege für Wohnsiedlung aufasten 

  

Feld-Ahorn Acer campestre  Einheimische Art, unregelmäßiger 
Wuchs 

Kegel-Feldahorn Acer campestre ‘Elsrijk‘ Gerader, schmaler Wuchs 
Spitz-Ahorn Acer platanoides  Einheimische Art 
  ‘Allershausen‘ Honigtauabsonderungen möglich, 

schnellwachsen, H 15-20, B 10 
Kegelförmiger Spitz-Ahorn  'Cleveland' Honigtauabsonderungen möglich 
Säulenförmiger Spitz-Ahorn  'Columnare' Honigtauabsonderungen möglich 
Schmalsäulenförmiger 
Spitz-Ahorn 

 'Olmsted' Honigtauabsonderungen möglich 

Italienische Erle Alnus cordata   
Purpur-Erle, Späths Erle Alnus x spaethii   
Hainbuche Carpinus betulus  Einheimische Art 
Pyramiden-Hainbuche  'Fastigiata'  
Säulen-Hainbuche  'FransFontaine'  
Baumhasel Corylus colurna   
Gefüllt blühende Vogelkir-
sche 

Prunus avium 'Plena' keine Früchte 

Zerr-Eiche Quercus cerris   
Trauben-Eiche Quercus petraea  Einheimische Art 
Schwedische Mehlbeere Sorbus intermedia   
Winter-Linde Tilia cordata  Einheimische Art 
Dichtkronige ~  'Erecta' Honigtauabsonderung 
Stadt ~  'Roelvo' Honigtauabsonderung geringer als 

bei Sommer-Linde 
Silber-Linde 
Brabanter ~ 

Tilia tomentosa  
‘Brabant’ 

keine Honigtauabsonderung, nicht 
bienen- oder hummelgefährlich 

Ungarische ~  ‘Szeleste’ Verträgt längere Bodentrockenzei-
ten und Nährstoffarmut als andere 
Linden, keine Honigtauabsonderung 

Kegel-Linde Tilia x flavescens  'Glenleven' Honigtauabsonderung möglich 

Pflanzliste 3 – pfg3 - Obstbäume 
Aufgrund der Nähe zu den angrenzenden Streuobstbeständen bietet sich die Pflanzung von typi-
schen Streuobstbäumen (Obstbäumen, Wildobstbäumen) an. 
Quelle: Fachberatungsstelle für Obst- und Gartenbau LRA BB, Sortenlisten 2013 https://www.lrabb.de/,Lde/start/Service+_+Verwaltung/Obst+und+Gartenbaubera-
tung.html  

Dt. Name Wiss. Name Bemerkung 

Obstbäume 

Apfel Malus gem. Sortenlisten LKR BB 
(https://www.lrabb.de/,Lde/start/Service+_+Verwal-
tung/Obst+und+Gartenbauberatung.html) 
 

Birne Pyrus 

Kirsche Prunus avium 

Zwetschge Prunus domestica 

Walnuss Juglans regia  

Wildobstbäume 

Echte Mehlbeere Sorbus aria  

Speierling Sorbus domestica  

Elsbeere Sorbus torminalis  

Vogelbeere Sorbus aucuparia  

Holz-Apfel Malus sylvestris  

Wild-Birne Pyrus pyraster  
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1 Wohngebiet „Westrand“ / Lage des Plangebiets „Erweiterung Westrand“ 

Die Gemeinde Schönaich hat mit dem seit 2011 rechtsverbindlichen Bebauungsplan Wohn-
gebiet „Westrand“ - basierend auf dem Ergebnis eines städtebaulichen Wettbewerbs zur 
„Westlichen Ortserweiterung“ - die planungsrechtliche Grundlage für den ersten Abschnitt ei-
ner Siedlungserweiterung im direkten Anschluss an den damaligen westlichen Ortsrand ge-
schaffen.  

Der städtebauliche Entwurf überplante eine Gesamtfläche von ca. 15.5 ha. Daraus ist mit dem 
Bebauungsplan „Westrand“ der wesentliche Teil mit ca. 11,4 ha („Teilflächen A1 und A2“) ent-
wickelt worden. 

Die nördlich angrenzende „Teilfläche B“ blieb als zweiter Abschnitt einem eigenständigen Ver-
fahren vorbehalten. Im Bebauungsplan „Westrand“ ist auf Höhe des Furtwiesenwegs der di-
rekte Anschluss des zweiten Abschnitts mit einer Fläche von ca. 4,1 ha bereits planerisch 
vorbereitet.  

 

 

2 Anlass und Zielsetzung des Bebauungsplans „Erweiterung Westrand“ 

Die Aufsiedlung des Bereichs „Westrand“ ist sehr weit fortgeschritten. Die Recherche in den 
einschlägigen Portalen ergibt, dass aktuell auch auf dem gewerblichen und privaten Immobi-
lien- und Grundstücksmarkt in Schönaich nahezu kein Angebot besteht.  

Die außerordentlich schnelle Aufsiedlung des „Westrands“ seit Inkrafttreten des Bebauungs-
plans im Jahr 2011 (mit einer Netto-Wohnbaufläche von ca. 8 ha) ist ein sehr deutliches Indiz 
für die anhaltend sehr hohe Nachfrage. 

Städtebaulicher Entwurf  
„Westliche Ortserweiterung“ 
Strukturplan, ohne Maßstab 

Bebauungsplan  
„Erweiterung Westrand“,  
ohne Maßstab 

Städtebaulicher Entwurf  
„Westliche Ortserweiterung“  
Abschnittgrößen, ohne Maßstab 
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Bereits in der Begründung zum Bebauungsplan „Westrand“ sind die „standortspezifischen Be-
sonderheiten“, die durch die benachbarte Konzentration von amerikanischen Militäreinrichtun-
gen im Großraum Stuttgart und der daraus entstehenden Wohnungsnachfrage entstehen, dar-
gelegt. 
Der erhebliche Druck der Amerikaner auf den Wohnungsmarkt in Schönaich, sowohl bei Miet- 
wie auch bei Eigentumsobjekten besteht unverändert weiter. Da sie in der Regel höhere Preise 
zahlen können („Housing-Unterstützung“ durch die US-Regierung), sind Einheimische oftmals 
nicht „konkurrenzfähig“. Diese besondere Situation lässt sich wegen fehlender offizieller Zah-
len zwar auch heute nicht quantifizieren, muss aber in die Betrachtungen miteinbezogen wer-
den. 

 
Die kommunalen Anstrengungen zur Aktivierung innerörtlicher Potentiale, auch im Rahmen 
der Sanierung „Ortskern III“ - und die punktuell initiierten Innenentwicklungen durch Nachver-
dichtung, Konversionen und Überplanungen von Bestandsgebieten können der aktuell weiter-
hin sehr großen Nachfrage nach Wohnungen und Wohnbaugrundstücken nicht annähernd ge-
recht werden.  
Mit dem Bebauungsplan „Erweiterung Westrand“ soll daher jetzt für den zweiten Abschnitt der 
Gesamtentwicklung Planungsrecht geschaffen, und das mit dem Bebauungsplan „Westrand“ 
vorgegebene Siedlungssystem möglichst selbstverständlich zum Gesamtgebiet weiterentwi-
ckelt werden. 

3 Regionalplanung Verband Region Stuttgart 

Der Regionalplan 2009 wurde von der Regionalversammlung am 22. Juli 2009 als Satzung 
beschlossen und ist seit dem 12. November 2010 rechtsverbindlich. 

Schönaich ist als Gemeinde mit Eigenentwicklung im Verdichtungsraum beschränkt („Gemein-
den, in denen aus besonderen Gründen, vor allem aus Rücksicht auf Naturgüter, keine über 
die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit stattfinden soll“). Begründet wird 
diese Festlegung mit: „exponierte Lage im Schönbuch-Glemswald, zusammenhängender 
Landschaftsbereich, besonderes Landschaftsbild, kein Schienenpersonennahverkehr“.  
 
Als Dichtewert gibt der Regionalplan Folgendes vor: 

„Zur Reduzierung der Belastung von Freiräumen durch neue Siedlungsflächeninanspruch-
nahme ist bei allen Neubebauungen eine angemessene Bruttowohndichte festzulegen. In der 
Region werden für neu zu erschließende Wohnsiedlungen die folgende Werte vorgegeben: 

Gemeinden beschränkt auf Eigenentwicklung im Verdichtungsraum  
und der Randzone um den Verdichtungsraum: 55 Einwohner / ha Bruttobauland“ 
 
Mit der Planung „Erweiterung Westrand“ wird mit einem „Dichtekorridor“ zwischen 69 und 85 
Einwohner / ha Bruttobauland der vorgegebene Mindest- Dichtewert deutlich eingehalten. 
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Ausschnitt Raumnutzungskarte, ohne Maßstab 

4 Flächennutzungsplan  

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt als „vorbereitender Bauleitplan“ für das ganze Gemein-
degebiet die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bo-
dennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen dar. 
Maßgeblich ist der genehmigte „Flächennutzungsplan 2014“ der Gemeinde Schönaich. 
Der Planbereich „Erweiterung Westrand“ ist im genehmigten FNP als geplante Wohnbaufläche 
dargestellt. Die geringfügige Abweichung im nordwestlichen Bereich ist begründet mit dem 
Übergang von der vorbereitenden Bauleitplanung im Rahmen des FNP in die verbindliche 
Bauleitplanung durch den Bebauungsplan. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 
BauGB ist berücksichtigt. 

 
Auszug Flächennutzungsplan Gemeinde Schönaich 2014 mit Geltungsbereich 
„Erweiterung Westrand“, ohne Maßstab 
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5 Städtebaulicher Entwurf / Erschließungssystem 

Im Vorfeld der Ausarbeitung des städtebaulichen Entwurfs sind auf Grundlage verschiedener 
Systemdarstellungen grundsätzliche Fragestellungen zur Struktur des ergänzenden Erschlie-
ßungssystems und zur Lage einer Gemeinbedarfseinrichtung (Kindertagesstätte) im Plange-
biet diskutiert worden. 
 

 
 

In diesem Rahmen wurde erkannt, dass die Frage, ob die verlängerte Clara-Schumann-Straße 
als Sammelstraße an die Böblinger Straße (Landesstraße 1185) angeschlossen wird, von ent-
scheidender Bedeutung sowohl für das Erschließungssystem des Planbereichs „Erweiterung 
Westrand“, als auch für die Verteilung des Ziel- und Quellverkehrs im Gesamtgebiet ist. 
 

Die vom Büro MAP, Prof. Maurmaier + Partner, Beratende Ingenieure GbR, Stuttgart, darauf-
hin erstellte Verkehrsuntersuchung vom August 2017 kommt abschließend zu folgendem Fa-
zit: 

„7. Fazit 
Als Grundlage für die Beurteilung dienen aktualisierte Verkehrsbelastungen aus der Verkehrs-
untersuchung Westranderweiterung der Gemeinde Schönaich vom Büro Stahl und Partner. 
Verglichen wurden Variante 1 mit einer Erschließung ausschließlich über das vorhandene 
Straßennetz mit Variante 2 mit einer zusätzlichen Zufahrt von der L 1185 (Böblinger Straße). 

Als Ergebnis des Vergleichs kann festgehalten werden: 
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Variante 2 hat eindeutige Vorteile bei der Erschließungsqualität, da die Orientierung besser ist 
und weniger Umwegfahrten auftreten. 
Variante 2 hat geringe Vorteile in der Funktionsfähigkeit, da bei Parken in der Johann-
Bruecker-Straße die Begegnung von Fahrzeugen bei den Belastungen von Variante 1 schwie-
rig ist. 

Hinsichtlich der Nutzungsansprüche der Fußgänger und Radfahrer sowie bei der Einhaltung 
von Grenzwerten der Lärmimmissionsbelastung gibt es keine Unterschiede zwischen den Va-
rianten. 
Beim Anschluss der neuen Zufahrtstraße an die L 1185 (Böblinger Straße) reicht ein vorfahrt-
geregelter Knotenpunkt ohne besondere bauliche Maßnahmen zur Abwicklung der Verkehrs-
ströme aus.“ 
 

Auf Grundlage dieses Ergebnisses wurde bereits 
sehr frühzeitig entschieden, mit der Planung „Erwei-
terung Westrand“ den Anschluss der verlängerten 
Clara-Schumann-Straße an die Böblinger Straße 
herzustellen.  

Mit einer vom Regierungspräsidium Stuttgart gefor-
derten, ergänzenden Verkehrsuntersuchung vom 
November 2018 wurde durch das Büro MAP die Be-
gründung dargelegt, dass eine Anbindung des 
„Westrand“ an die Böblinger Straße über die beste-
hende Hans-Pfizner-Straße aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit nicht möglich ist. 
 

Das Erschließungssystem und die Bebauungsstruk-
tur im Gebiet „Erweiterung Westrand“ ergänzen die 
bestehenden Strukturen des Gebiets „Westrand“ 
möglichst selbstverständlich. 
Um potentiellen Schleichverkehr zwischen der Böb-
linger Straße und der Holzgerlinger Straße zu ver-
meiden, ist die Linienführung der Verlängerung 
Clara-Schumann-Straße an mehreren Punkten mit 
deutlichen Versätzen vorgesehen. Am Versatz di-
rekt nördlich des Anschlusses an den Bestand wird 
als Vorfeld der dort geplanten Gemeinbedarfsein-
richtung (Kindertageseinrichtung) eine platzartige 
Aufweitung ausgeformt; öffentliche Parkplätze sind 
hier zusätzlich zu der aus dem „Westrand“ übernom-
menen Anordnung von Längsparkstreifen vorgese-
hen. 
Ergänzt wird die Sammelstraße durch ein System 
von untergeordneten Erschließungsstraßen als mit 
Gehweg und Längsparkierung begleitenden Stra-
ßen in Richtung Osten, und als gemischt genutzte 
Verkehrsflächen ausgebildete Wohnerschließun-
gen. Die Querschnitte sind i. d. Regel ebenfalls aus 
dem „Westrand“ übernommen; die Mischverkehrs-
flächen zur Grundstückserschließung sind dort et-
was breiter ausgebildet, wo die Anlage der offenen 
Stellplätze und die Tiefgaragenzufahrten der Ge-
schosswohnungsbauten vorgesehen sind.  
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Westlich der Sammelstraße erfolgt die Erschließung der Grundstücke durch eine gemischt 
genutzte Verkehrsfläche in Form einer Schleife. In Abstimmung mit den Grundstückseigentü-
mern werden hier mit der Erschließung auch rückliegende Bereiche bestehender Wohnbau-
grundstücke zusätzlich erschlossen, und diese in die Planung mit einbezogen. 
Der Anschluss an die Böblinger Straße erfolgt mittels eines „einfachen“ Knotenpunkts; die vor-
handenen Wegeführungen werden eingebunden. Im Bereich der Einbindung des bestehenden 
Feldwegs ist eine Fläche als „Parken Naherholung“ vorgesehen. 
Der neue Straßenanschluss eröffnet die Möglichkeit, den Ortseingang gestalterisch aufzuwer-
ten.  
Im „zentralen“ Bereich der „Erweiterung Westrand“ sind Geschosswohnungsbauten mit drei 
bis punktuell maximal vier Geschossen vorgesehen, um den tatsächlich vorhandenen Bedarf 
an Wohnungen zu berücksichtigen. Zu den Rändern hin und in Richtung bestehendem Sied-
lungsrand nimmt die Dichte der geplanten Bebauung mit (baurechtlich) zweigeschossigen 
Hausgruppen, Doppelhäusern und freistehenden Einfamilienhäusern ab. 
Im südlichen Teil des „zentralen“ Bereichs ist die Einrichtung einer Kindertagesstätte geplant, 
die zusammen mit ergänzenden Einrichtungen und Nutzungen eine Art „Mittelpunkt“ für das 
gesamte Gebiet „Westrand“ darstellen soll, der den bereits umgesetzten „grünen Mittelpunkt“ 
am Hegnerweg sinnvoll ergänzt. Diese sehr gut fußläufig erreichbare, große Grünfläche mit 
dem dort errichteten weitläufigen Kinderspielplatz in der Mitte des Gesamtgebiets erübrigt die 
Einrichtung eines zusätzlichen öffentlichen Kinderspielplatzes im Rahmen der Gebietserwei-
terung. 

6 Bebauungsplan „Westrand“ 

Der Bebauungsplan „Westrand“ ist seit 2011 rechtsverbindlich. 
Als Art der Nutzung setzt dieser ein allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO fest. Im 
Bereich südlich der Zeppelinstraße ist angrenzend an den Bestand eine Gemeinbedarfsfläche 
festgesetzt, welche seinerzeit für die mögliche Errichtung der Kindertagesstätte vorgehalten 
wurde. Mit der Planung im Gebiet „Erweiterung Westrand“ wird diese jedoch hinfällig.  
Am nördlichen Gebietsrand ist eine öffentliche Grünfläche (Kinderspielplatz) als „Fläche mit 
zeitlich und inhaltlich unterschiedlicher Festsetzung gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB“ festgesetzt. 
„Bei der Erweiterung des Gebiets nach Norden (zweiter Bauabschnitt) wird die Festsetzung 
für diese Fläche in ein Allgemeines Wohngebiet (WA) umgewandelt.“ 
Zum Bebauungsplan sind örtliche Bauvorschriften gem. § 74 LBO Baden-Württemberg als 
Satzung beschlossen worden. 

7 Geltungsbereich, Eigentumsverhältnisse und Umlegung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Erweiterung Westrand“ umfasst eine Fläche von 
ca. 4,72 ha und ist wie folgt grob begrenzt: 

Im Süden  grenzt der Geltungsbereich an den des Bebauungsplans „Westrand“ an; die als 
„Fläche mit zeitlich und inhaltlich unterschiedlicher Festsetzung“ festgesetzte 
Grünfläche ist in den Geltungsbereich „Erweiterung Westrand“ einbezogen. 

Im Westen  bildet der dort bestehende Feldweg FlstNr. 3685 und dessen Verlängerung nach 
Norden die Begrenzung des Plangebiets. 

Im Norden  ist der Geltungsbereich begrenzt durch den Feldweg Nr. 3789. Im Nordosten sind 
die Flächen einbezogen, welche zur Herstellung des Anschlusses an die Böblinger 
Straße erforderlich sind. 

Im Westen  überlagert der Geltungsbereich rückwärtige Flächen und einzelne Grundstücke 
des bestehenden Siedlungsbereichs. 
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Der exakte Geltungsbereich ist der Planzeichnung zu entnehmen. Die Grundstücke im Gel-
tungsbereich sind weitestgehend in privatem Eigentum. 
Parallel zum Bebauungsplanverfahren läuft ein Umlegungsverfahren nach §§ 45 ff. des 
BauGB. Die Bodenordnung erfolgt auf Grundlage des § 56 Abs. 2 BauGB (freiwillig vereinbarte 
amtliche Umlegung). 

Die Gemeinde wird im Rahmen dieses Verfahrens Eigentümerin der öffentlichen Flächen. 
Mit dem gesamten Verfahren der Baulandentwicklung (Bodenordnung und Erschließung) hat 
der Gemeinderat die GSL – Gesellschaft für Stadt- und Landentwicklung mbH, Stuttgart be-
auftragt. 

8 Erschließungsplanung und Entwässerung / Medienversorgung 

Die Erschließungsplanung erfolgt durch das Ingenieurbüro ISW GmbH + Co. KG – Ingenieur-
beratung für Siedlungswasserwirtschaft, Neustetten, das bereits die Erschließung des Gebiets 
„Westrand“ geplant hat. In den Entwurfsstand des Bebauungsplans ist die Entwurfsplanung 
der Erschließungsanlagen eingearbeitet.  
Die Schmutzwasserkanalisation wird demnach an das bereits mit dem „Westrand“ vorbereitete 
System angeschlossen. 
Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser wird über die westlich bereits vorhande-
nen Abzugsgräben („Furtwiesengraben“) in Richtung Westen in ein neu anzulegendes Regen-
rückhaltebecken abgeleitet. 
Dieses System ist bereits mit den zuständigen Stellen im Landratsamt Böblingen abgestimmt 
worden. 
Die Entwässerungsplanung beruht auf den gesetzlichen Vorgaben, den mit der Erschließung 
des Gebiets „Westrand“ geschaffenen Vorbereitungen und weiteren örtlichen Gegebenheiten 
(Topographie, Wassergräben) und der Weiterentwicklung des Entwässerungssystems des 
Gebiets „Westrand“ gemäß Vorabstimmung mit dem Landratsamt Böblingen – Amt für Was-
serwirtschaft am 15.06.2018. 
Eine Entwässerung von neuen Baugebieten im Mischsystem ist nach der Europäischen Was-
ser-Rahmenrichtlinie, national umgesetzt über das Wasserhaushaltsgesetz [WHG] vom 
01.03.2010 nicht gestattet [„Vermischungsverbot“ gem. § 55.2 WHG]. Weiterhin muss die Ent-
wässerung des Baugebiets dem natürlichen Gefälle folgend an die bestehenden Kanäle 
(Schmutzwasser und Regenwasser) des Gebiets „Westrand“ angeschlossen werden; dieses 
Trennsystem wurde bereits auf eine mögliche Erweiterung hin ausgelegt. Eine Entwässerung 
von Baugebieten im Mischsystem mit Anschluss an den Mischwassersammler in der Holzger-
linger Straße wurde weiterhin aus technischen Gründen (hydraulische Auslastung des Misch-
wassersammlers, Kapazität der vorhandenen Regenwasserbehandlung) bereits im Vorfeld 
der Erschließung des Gebiets „Westrand“ ausgeschlossen. 
Vorgesehen ist daher ein Trennsystem. Das häusliche Schmutzwasser wird über die Schmutz-
wasserkanalisation des Gebiets „Westrand“ in den bestehenden Mischwassersammler in der 
Holzgerlinger Straße eingeleitet und gelangt zur Behandlung in die Kläranlage. 
Das Regenwasser (nicht behandlungsbedürftiges Regenwasser von den Dachflächen und 
evtl. behandlungsbedürftiges Regenwasser von den Straßenflächen) wird über die Regenwas-
serkanalisation des Gebiets „Westrand“ an der bereits bestehenden Einleitungsstelle in den 
Furtwiesengraben eingeleitet. Es ist hier zu beachten, dass das Regenwasser des weit über-
wiegenden Teils des bestehenden Gebiets „Westrand“ getrennt nach Süden abgeleitet, in der 
Regenwasseranlage an der Holzgerlinger Straße behandelt und zurückgehalten und schließ-
lich über die Abschlagsleitung des RÜB „Kirchklinge“ in den Krähenbach eingeleitet wird. Der 
nördlichste Straßenzug des bestehenden Gebiets „Westrand“, an welchen die „Westrand – 
Erweiterung“ angeschlossen wird, entwässert jedoch bereits heute sein Regenwasser unab-
hängig vom vorbeschriebenen Weg in den Furtwiesengraben. Bei der Auslegung dieser Ab-
leitung in den Furtwiesengraben wurde eine mögliche Erweiterung berücksichtigt. 
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Regenwasserbehandlungsmaßnahmen: 
Als Regenwasserbehandlungsmaßnahme vor der Einleitung in den Furtwiesengraben dient 
die bereits vorhandene Schmutzfangzelle („Erstverwurfschacht“) im Feldweg unmittelbar west-
lich der Südwestecke des Plangebiets. Hier soll eventuell anfallender Schmutz von den Stra-
ßen zurückgehalten werden. Diese bereits mit dem Gebiet „Westrand“ erstellte Regenwasser-
behandlung wurde anhand Anhang 2 zu den „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser 
in Siedlungsgebieten“ der LUBW überprüft, mit dem Ergebnis, dass keine zusätzliche Regen-
wasserbehandlung mehr erforderlich ist. 
Vorgesehen ist dennoch der Einbau eines Havarieschiebers, über welchen der Regenwasser-
abfluss aus dem Baugebiet in den Krebsbach verschlossen werden kann. Bei geschlossenem 
Schieber läuft das Wasser aus der Regenwasserkanalisation dann in das Schmutzwassernetz 
über, so dass eventuell stärker verschmutztes Wasser im Havariefall (Brand / Unfall) vom Furt-
wiesengraben ferngehalten werden und einer Behandlung in der Kläranlage zugeführt werden 
kann. 

Die exakte Auslegung der Regenwasserbehandlung ist Gegenstand des erforderlichen Was-
serrechtsverfahrens. 

Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen: 
An Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen sind vorgesehen: 

- Konventionelle Zisternen auf den einzelnen Grundstücken 
- Regenwasserrückhaltung im geplanten Rückhaltebecken Furtwiesengraben 
- Wasserdurchlässige Befestigung von Hofflächen Wege und Stellplätze, alternativ seitliche 
Versickerung im Grünbereich 
- mindestens extensive Begrünung von Flachdächern (Hauptgebäude mindestens 50%, Ne-
bengebäude ab 10 qm generell) 

Konventionelle Zisternen: 
Eine konventionelle Zisterne weist ein Nutzvolumen für den privaten Gebrauch wie z.B. Gar-
tenbewässerung, Toilettenspülung, Wäsche waschen auf. Die Zisterne hat einen Überlauf in 
den Regenwasserkanal (Hausanschluss). Ein Speichervolumen mit gedrosseltem Abfluss 
(also eine Retentionszisterne) ist nicht notwendig, da das erforderliche Rückhaltevolumen zur 
Drosselung des Abflusses von Dach- und Hofflächen im geplanten zentralen Rückhaltebecken 
am Furtwiesengraben günstiger bereitgestellt werden kann. 

Entsprechend dem Gebiet „Westrand“ werden die Zisternen vorgeschrieben, weil dadurch ein 
Regenabfluss von den Privatgrundstücken gegenüber dem Abfluss von den Straßen (im 
Durchschnitt über alle Nutzungsverhalten und Regenereignisse) zeitlich verzögert wird, was 
die Effektivität der Schmutzfangzelle steigert. Weiterhin soll den Bewohnern des Baugebiets 
die Möglichkeit zur Regenwassernutzung eröffnet werden. 

Zentrale Rückhaltung 
Die zentrale Rückhaltung dient der Drosselung des Abflusses von Dach-, Hof- und Straßen-
flächen auf 20 l/(s*ha) in Anlehnung an den natürlichen Oberflächenabfluss. Zusammen mit 
den weitern, vorbeschriebenen Bewirtschaftungselementen ist diese Rückhaltung erforderlich, 
um die Hochwassergefahr für die bestehende Bebauung und die Freizeitanlagen (Kleingärten, 
Freibad) am Furtwiesengraben und Krähenbach nicht zu verschärfen. 

Für ein 10-jährliches Regenereignis wurde vorab ein erforderliches Rückhaltevolumen von 493 
m³ bei einem Drosselabfluss von 94,3 l/s (entsprechend 20 l/(s*ha) bezogen auf das gesamte 
Einzugsgebiet des Regenwasserkanals) berechnet. Dementsprechend berücksichtigt der Ent-
wurfsstand des Bebauungsplans ein Beckenvolumen ca. 545 m³. 
Die exakte Auslegung des Rückhaltebeckens ist Gegenstand des erforderlichen Wasser-
rechtsverfahrens. 
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Oberflächenabfluss (bei Starkregen) 
Eine Starkregengefahrenkarte für das Gebiet existiert nicht. Es wurden jedoch mögliche Ober-
flächenabflüsse bei außergewöhnlichen (100-jährlichen) Regenereignissen ermittelt, welche 
dem Baugebiet von Norden „wild“ (ohne Gewässerbett) zufließen können. Auf die (in Bezug 
auf das Gebiet Westrand – Erweiterung) schadlose Ableitung des ermittelten Oberflächenab-
flusses infolge eines außergewöhnlichen Regenereignisses wird die geplante Mulde am Nor-
drand des Gebiets „Erweiterung Westrand“ ausgelegt. 

Fazit 
Die geplante Entwässerung berücksichtigt die Verpflichtung gem. §45 b Abs. 3 des Wasser-
gesetzes i.d.F. vom 01.01.1999, bei Neubaugebieten Maßnahmen zur Regenwasserbewirt-
schaftung zu berücksichtigen. Mit den Komponenten Speicherung, Nutzung, (Flächen-) Versi-
ckerung und gedrosselte Ableitung sind sämtliche Planungsbausteine entsprechend der örtli-
chen Gegebenheiten berücksichtigt. Die geplanten Maßnahmen zur Regenwasserbewirt-
schaftung sind gem. Wassergesetz zwingend. Weiter ist die Regenwasserbewirtschaftung er-
forderlich, um die Hochwassergefahr für Unterlieger nicht zu verschärfen. 
Regenwasserbehandlung und –rückhaltung sind mit dem Landratsamt Böblingen – Amt für 
Wasserwirtschaft vorabgestimmt und sind weiterhin Gegenstand des erforderlichen Wasser-
rechtsverfahrens. 

Das Baugebiet wird gegen einen Oberflächenabfluss von Norden bei einem außergewöhnli-
chen Regenereignis geschützt. 
 

 

 
Übersichtslageplan Lage Regenrückhaltebecken, Büro ISW, ohne Maßstab 

 

Die Versorgung mit Wasser, Strom, Breitband etc. wird über einen Ausbau der bestehenden 
Netze sichergestellt. Zur Errichtung von zwei Trafostationen sind entsprechende Flächen im 
Bebauungsplan festgesetzt. Eine Versorgung des Plangebiets mit Erdgas wird angestrebt. 
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9 Schalltechnische Untersuchung 

Zur Ermittlung und Beurteilung der Lärmeinwirkungen des Straßenverkehrs der Böblinger 
Straße (L 1185) auf das Planungsgebiet hat das Büro ISIS,  Herr Dipl.-Ing. (FH) Spinner, Tuch-
platz 11, 88499 Riedlingen, eine schalltechnische Stellungnahme erstellt (Schalltechnische 
Stellungnahme zum Bebauungsplan Erweiterung Westrand in Schönaich vom 28.11.2018, 
Proj.Nr. A 1865).  

Die Untersuchung kommt zu folgendem Ergebnis: 
„Ziff. 5 Berechnungsergebnisse - Interpretation 
An den Bezugspunkten werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine 
Wohngebiete (tags 55 dB(A), nachts 45 dB(A)) in den Zeitbereichen tags und nachts einge-
halten. Aus den Lärmeinwirkungen leitet sich an den Gebäuden maximal der Lärmpegelbe-
reich II nach DIN 4109 [2] ab. Die Anforderungen an Lärmpegelbereich II werden in der Regel 
mit üblichen Bauteilkonstruktionen und Standard-Fenstern erfüllt, so dass sich aus den 
Lärmeinwirkungen des Straßenverkehrs keine besonderen Anforderungen an den baulichen 
Schallschutz ableiten.“ 
Auf dieser Grundlage sind keine Festsetzungen für Lärmschutzmaßnahmen im Bebauungs-
plan notwendig. Auf Empfehlung des Gutachters ist trotzdem im Textteil zum Bebauungsplan 
ein Hinweis auf die allgemein zu beachtenden Bestimmungen zum Schutz der Wohn-, Schlaf- 
und Aufenthaltsräume vor Lärmbeeinträchtigungen durch Straßenverkehr aufgenommen. 

10 Umweltbelange / Artenschutz / Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Der Umweltbericht mit Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung, sowie die artenschutzrechtliche Un-
tersuchung ist vom Büro Gruppe für ökologische Gutachten Detzel & Matthäus GbR, Stuttgart, 
erstellt worden. 
Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung (saP Stufe 1) vom 16.05.2018 liegt vor und ist als Anlage 
Bestandteil dieser Begründung. 
Der Umweltbericht mit Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung ist als Anlage Bestandteil dieser Be-
gründung. Die Maßnahmen zum Ausgleich der naturschutzrechtlichen Eingriffe sind im Be-
bauungsplan festgesetzt, und damit rechtsverbindlich. Gegebenenfalls erfolgen ergänzende 
öffentlich-rechtliche Vereinbarungen zwischen der Gemeinde Schönaich und der Unteren Na-
turschutzbehörde im Landratsamt Böblingen. 

11 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Der Bebauungsplan „Erweiterung Westrand“ bildet den zweiten Abschnitt der Gesamtentwick-
lung des Siedlungsbereichs „Westrand“. Die über den Bebauungsplan „Westrand“ noch be-
stehende Torsosituation im Norden des ersten Abschnitts wird aufgelöst, und der Siedlungs-
bereich städtebaulich stimmig ergänzt. Die Flächenausdehnung der „Erweiterung Westrand“ 
folgt dem - trotz der Bemühungen zur inneren Entwicklung - vorhandenen Bedarf an Wohn-
bauflächen. Die Ergänzung der Siedlungsfläche als Erweiterung und Fortführung des ersten 
Abschnitts ist planerisch einer Neuausweisung an anderer Stelle dringend vorzuziehen; mit 
der Darstellung der Wohnbauentwicklungsfläche im Flächennutzungsplan ist dies auch doku-
mentiert. 

Insofern bestehen keine städtebaulich sinnvollen, grundsätzlich unterschiedlichen Planungs-
möglichkeiten zur Entwicklung der Fläche. Inhaltlich sind unterschiedliche Planungsmöglich-
keiten hinsichtlich Erschließung, Bauformen, Dichte und geplanten Grundstücksgrößen dar-
gestellt und diskutiert worden. Der Bebauungsplan bildet mit seinen Festsetzungen das Er-
gebnis der diesbezüglichen Abwägungen und der sukzessiven Fortentwicklung der Planung 
ab.  
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Im Vergleich zum Bebauungsplan „Westrand“ ist in der „Erweiterung Westrand“ eine größere 
durchschnittliche Dichte mit kleineren Grundstücken und einem größeren Anteil an Geschoss-
wohnungsbauten vorgesehen. Die Dichte nimmt von innen nach außen ab, und folgt damit 
dem bereits im „Westrand“ umgesetzten Grundprinzip. Eine weitergehende Verdichtung, z.B. 
durch größere Gebäudehöhen, erscheint hier städtebaulich nicht angebracht. 

12 Die planungsrechtlichen Festsetzungen 

12.1 Allgemein 
So weit möglich werden die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans „West-
rand“ übernommen. Wo es aus den Erfahrungen bei der Umsetzung des Bebauungsplans 
„Westrand“ heraus hilfreich erscheint, die teilweise „offenen“ Festsetzungen zu konkretisieren 
und punktuelle „Überregulierungen“ zu reduzieren, werden die Festsetzungen entsprechend 
ergänzt oder modifiziert. In Abwägung der städtebaulichen und konkurrierenden privaten Inte-
ressen ist berücksichtigt, dass im Bebauungsplan „Erweiterung Westrand“ keine den Eigentü-
mern und Bauherren nicht vermittelbare „Ungleichbehandlung“ entsteht. Die „Erweiterung 
Westrand“ fügt sich damit möglichst selbstverständlich an den ersten Abschnitt mit dessen 
hinsichtlich Höhenentwicklung und Gestaltungsmöglich sehr offenen Regelungen an. Auf die 
Ausführungen zu den Regelungen der Örtlichen Bauvorschriften wird hier verwiesen. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit erfolgt die Nummerierung der textlichen Festsetzungen und 
Regelungen analog derer des Bebauungsplans „Westrand“ mit örtlichen Bauvorschriften. 
Sofern einzelne Abschnitte des Bebauungsplans „Westrand“ nicht in den Bebauungsplan „Er-
weiterung Westrand“ übernommen, oder keine Festsetzungen und Regelungen notwendig 
sind, bleibt die Nummerierung trotzdem durchgängig. 

12.2 Art der baulichen Nutzung 
Analog zur Festsetzung im Bebauungsplan „Westrand“ ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) 
gemäß § 4 BauGB festgesetzt. Die Festsetzung entspricht dem Planungsziel zur Schaffung 
von Flächen für die Errichtung von Wohngebäuden und Wohnungen zur Deckung des Bedarfs. 

Aus heutiger Sicht besteht jedoch keine städtebauliche Begründung für den im Bebauungsplan 
„Westrand“ festgesetzten Ausschluss der im WA allgemein zulässigen Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften und nicht störenden Handwerksbetriebe, sowie sämtlicher nach § 4 Abs. 3 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen. 
Im Bebauungsplan „Erweiterung Westrand“ bleiben die konfliktträchtigen, in die Siedlungs-
struktur hier nicht integrierbaren, im WA ausnahmsweise zulässigen sonstigen nicht störenden 
Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen weiterhin ausgeschlossen. 

Im Planbereich WA1a ist mittelfristig die Errichtung einer Kindertagesstätte als soziale Einrich-
tung vorgesehen. Da diese Nutzung nach heutiger Vorstellung auf der im Eigentum der Ge-
meinde Schönaich verbleibenden Baugrundstücksfläche in direktem baulichen Zusammen-
hang mit anderen Nutzungen - z.B. altersgerechtem Wohnen, „Generationenwohnen“, sozial 
gefördertem Wohnungsbau o.ä., oder auch anderen, im WA zulässigen Nutzungen verwirklicht 
werden soll, wird hier von der Festsetzung einer Gemeinbedarfsfläche abgesehen. 
Die Fläche „ersetzt“ die im Bebauungsplan „Westrand“ für die Errichtung der Kindertagesstätte 
noch festgesetzte Gemeinbedarfsfläche. 

12.3 Maß der baulichen Nutzung 
Die Regelung des zulässigen Maßes der baulichen Nutzung erfolgt über die Festsetzung von 
Grundflächenzahl, maximaler Vollgeschosszahl und maximalen Höhen baulicher Anlagen im 
Zusammenwirken mit den überbaubaren Grundstücksflächen, Längenbegrenzungen über ab-
weichende Bauweisen, sowie Begrenzungen der zulässigen Zahl der Wohneinheiten in Wohn-
gebäuden.  
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Auf die Festsetzung einer GFZ kann hier verzichtet werden, da das Maß der zulässigen bau-
lichen Nutzung mit o.g. Festsetzungskatalog ausreichend bestimmt ist.  

12.3.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

Als Grundflächenzahl ist als Höchstmaß durchweg die im WA nach § 17 BauNVO zulässige 
Obergrenze GRZ 0,4 festgesetzt. Das Höchstmaß kann ggf. z.B. durch die beschränkende 
Wirkung der überbaubaren Flächen nicht überall ausgeschöpft werden, erlaubt jedoch in Ver-
bindung mit der zulässigen Höhenentwicklung und Geschossigkeit adäquate Wohnflächen 
auch auf den teilweise sehr kleinen Grundstücksflächen. 

Zur Sicherstellung, dass die Errichtung von notwendigen Nebenanlagen und Stellplätzen (ggf. 
über das nachzuweisende Maß hinaus) auf den Baugrundstücken möglich ist, wird die nach § 
19 Abs. 4 BauNVO allgemein zulässige Überschreitung der GRZ von 50 % („Neben-GRZ“) 
gesondert geregelt, und bereichsweise weitergehende Überschreitungen zugelassen. Auf die 
seitherige Nichtanrechnung von Tiefgaragenflächen, sofern deren Erdüberdeckung mindes-
tens 50 cm beträgt, wird verzichtet, da diese Festsetzung faktisch bedeutet, dass das Bau-
grundstück auch vollständig über- bzw. unterbaut sein könnte. Im Interesse der Vermeidung 
einer zu starken Bodenversiegelung ist für die Bereiche, in denen Tiefgaragen vorgesehen, 
bzw. zulässig sind, eine Neben-GRZ von 0,8 festgesetzt („Kappungsgrenze“ nach § 17 
BauNVO); eine städtebauliche Begründung für eine weitergehende Überschreitung ist hier 
nicht herzuleiten. 

12.3.2 Zahl der Vollgeschosse (Z) 
Im Zusammenwirken mit den Festsetzungen zu den maximalen Gebäudehöhen und den über 
die Örtlichen Bauvorschriften geregelten zulässigen Dachformen ist die maximal zulässige 
Zahl der Vollgeschosse im Bebauungsplan festgesetzt.  

12.3.3 Höhenlage und Höhe baulicher Anlagen (HbA) 
Die Höhenlage der Hauptgebäude ist im Planteil durch Einschrieb der Erdgeschossfußboden-
höhen (EFH = Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss ü.NN.) in Abstimmung mit den ge-
planten Höhen der öffentlichen Erschließungsflächen und den bestehenden bzw. angenom-
menen neuen Geländehöhen festgesetzt. Die baugrundstücksbezogene Bestimmung der 
EFH`s erscheint hier möglich, da im Rahmen der Umlegung die zukünftigen Grundstücksgren-
zen mit ausreichender Verbindlichkeit angenommen werden können (obschon der Bebau-
ungsplan - mit Ausnahme der Grenzen zu öffentlichen Flächen - die zukünftigen Grundstücks-
grenzen nicht verbindlich regeln kann). 

Die festgesetzte EFH ist jeweils der rechnerische Bezugspunkt für die mittels maximaler First-
höhen (FH) und maximaler Wandhöhen (WH) festgesetzten höchstzulässigen Höhenentwick-
lung der Hauptgebäude. Diese Festsetzungsmethodik weicht von der des Bebauungsplans 
„Westrand“ ab, da im Rahmen dessen Umsetzung festgestellt wurde, dass der dort enthal-
tende Bezug zur Höhe der öffentlichen Verkehrsfläche an der Mitte der Grundstücksgrenze 
insbesondere bei Eckgrundstücken zu Unklarheiten führte. 
 

Zur Vermeidung von nicht gewünschten Zwängen ist geregelt, dass bei Doppelhäusern oder 
Hausgruppen Abweichungen von der im Planteil festgesetzten Trennlinie der unterschiedli-
chen EFH-Festsetzungen zugelassen werden können. 

Von der jeweils festgesetzten EFH darf +/- 50 cm abgewichen werden, sofern die zulässige 
maximale Gebäudehöhe (die sich über der festgesetzten EFH errechnet) eingehalten bleibt.  

Die zulässigen Gebäudehöhen sind - in Abhängigkeit von den zulässigen Dachformen - aus 
den im Bebauungsplan „Westrand“ festgesetzten Höhen in die neue Festsetzungsmethodik 
transformiert. Einzelne Wandhöhenmaße sind mit 40 bis 45 cm Mehrhöhe bestimmt, um den 
planerischen Spielraum für die Höhenlage der EFH und für die heute tendenziell höheren Ge-
schosse sicherzustellen. 
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Die Zulässigkeit von Überschreitungen der Höhenbegrenzungen bei Flachdächern durch 
Dachaufbauten (punktuelle haustechnische Anlagen wie z.B. Aufzugsüberfahrten, Klimage-
räte etc.) und Anlagen zur Solarenergienutzung sind gesondert geregelt. Die Forderung eines 
seitlichen Mindestabstands dieser Anlagen vom äußeren Dachrand soll dazu beitragen, dass 
deren Sichtbarkeit aus dem öffentlichen Raum untergeordnet bleibt. 

12.4 Bauweise 
Gegenüber den Festsetzungen des Bebauungsplans „Westrand“ (dort ist durchweg die offene 
Bauweise ohne Längenbegrenzung festgesetzt) ist die Bauweise im Bebauungsplan „Erwei-
terung Westrand“ im Zusammenhang mit der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflä-
chen im Sinne von „Baustreifen“ bzw. „Baufeldern“ etwas differenzierter geregelt. In der Regel 
sind die zulässigen maximalen Längen der Hauptgebäude innerhalb der „Baustreifen“ über 
eine abweichende Bauweise bestimmt. Die Maße von max. 13 m und max. 16 m lassen in 
Verbindung mit der Festsetzung, dass nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig sind, 
diese Bebauungen auch alternativ auf den Baugrundstücken zu. In den Bereichen, die aus 
städtebaulichen Gesichtspunkten auch mit längeren Bauformen, d.h. Hausgruppen, Ketten-
häusern oder Geschosswohnungsbauten besetzt sein können (oder sollen), erfolgt die „Län-
genbegrenzung“ über die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen. 
Im Bereich WA1a wird die zulässige Gebäudelänge unter Berücksichtigung der besonderen 
Erfordernisse einer möglicherweise auch nur eingeschossigen Kindertageseinrichtung im Erd-
geschoss nicht begrenzt. Für die Geschosse darüber ist die Länge jeweils bezogen auf die 
unmittelbar benachbarten öffentlichen Verkehrsflächen auf max. 30 Meter begrenzt.  

Um Unklarheiten insbesondere an Eckgrundstücke zu vermeiden, sind im Planteil i.d.R. die für 
die Längenbegrenzungen maßgeblichen Richtungen durch Richtungspfeile festgesetzt. 

12.5 Überbaubare Grundstücksflächen 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind über die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt; 
klargestellt ist, dass diese nur oberirdische Wirkung haben. 

Analog der Regelung im Bebauungsplan „Westrand“ ist auch im Bebauungsplan „Erweiterung 
Westrand“ die zulässige Überschreitung der Baugrenzen durch untergeordnete Bauteile (in 
Ableitung der Bestimmungen des § 5 Abs. 6 LBO) bestimmt, jedoch (unter Verzicht auf die in 
der Praxis unklare Detailbestimmung maximal zulässiger Gesamt-Grundflächen von Baugren-
zenüberschreitungen) etwas weiter gefasst. 

Zur Klarstellung ist festgesetzt, dass Terrassen und Nebenanlagen auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig sind. Die Lage von Nebengebäuden auf dem Grund-
stück ist im Bezug zu den öffentlichen Flächen jedoch über entsprechende Mindestabstände 
rudimentär geregelt. 

12.6 Stellung baulicher Anlagen 

Im Unterschied zum Bebauungsplan „Westrand“ ist im Bebauungsplan „Erweiterung West-
rand“ die Hauptfirstrichtung und / oder die Ausrichtung der Gebäudeseiten nur dort bestimmt, 
wo es aus städtebaulich-gestalterischer Sicht unter Berücksichtigung der recht offenen Rege-
lung der zulässigen Dachformen im Plangebiet zwingend erforderlich erscheint.  

12.7 Verkehrsflächen und Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 
Im Bebauungsplan sind unterschiedliche Verkehrsflächen als öffentliche Verkehrsflächen fest-
gesetzt. Die Aufteilung der Verkehrsflächen erfolgt in Fortführung des mit dem Bebauungsplan 
„Westrand“ vorgegebenen Prinzips. Die Darstellung der Aufteilung innerhalb der öffentlichen 
Verkehrsflächen ist keine verbindliche Festsetzung des Bebauungsplans, um Zwänge in der 
Ausführungsplanung und Umsetzung zu vermeiden. 
Zur Sicherung der öffentlichen Parkierungsstreifen, sowie in verkehrlich oder städtebaulich 
kritischen Bereichen sind - abweichend vom Bebauungsplan „Westrand“ - hier Bereiche ohne 
Ein- und Ausfahrt festgesetzt. Auch in diesem Zusammenhang wird für den Bereich WA1a auf 
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die kommunale Entscheidungshoheit über die Planungen auf dem zukünftig eigenem Grund-
stück verwiesen. 

12.8 Grünflächen 

Mit dem Bebauungsplan „Westrand“ ist die „zentrale“ Grünzone mit einem großzügigen Kin-
derspielplatz für den gesamten Siedlungsbereich „Westrand“ bereits umgesetzt worden. Inso-
fern erscheint es nicht erforderlich, im Rahmen der Gebietserweiterung über den Bebauungs-
plan „Erweiterung Westrand“ zusätzliche, einer Nutzung durch die Öffentlichkeit vorbehaltene 
neue Grünflächen zu schaffen. Vielmehr wird hier mit der Festsetzung als öffentliche Grünflä-
chen - im Zusammenwirken mit dem entsprechenden Pflanzgebot - im Norden des Planbe-
reichs die für das Erscheinungsbild des Gebiets nach außen, sowie für den Ausgleich bedeu-
tende Bepflanzung (und Pflege) durch die Kommune sichergestellt. 

12.9 Stellplätze, Garagen und Gebäude zur Unterbringung notwendiger Fahrradab-
stellplätze, Sonstige Nebengebäude 

Die Festsetzungen zur zulässigen Lage von Tiefgaragen, Garagen, Carports und Stellplätzen 
auf den Baugrundstücken erfolgt analog der Regelung im Bebauungsplan „Westrand“:  
Für Tiefgaragen sind in den Bereichen mit geplantem Geschosswohnungsbau entsprechende 
Flächen festgesetzt. Die Regelung, dass ausnahmsweise Tiefgaragen auch an anderen Stel-
len zugelassen werden können soll berücksichtigen, dass im Einzelfall auch „außergewöhnli-
che“ Tiefgaragenlösungen (z.B. für Doppelhäuser mit je zwei zulässigen Wohneinheiten) um-
setzbar sein können. 
Garagen, Carports, Gebäude zur Unterbringung notwendiger Fahrradabstellplätze, sonstige 
Nebengebäude und offene Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen zuläs-
sig. Mit der Festsetzung von Mindest-Abständen von Nebengebäuden zu den öffentlichen Flä-
chen sollen die notwendigen Lichtraumprofile der öffentlichen Verkehrsflächen sichergestellt 
werden. Die Kubatur und Anzahl der sonstigen Nebengebäude ist beschränkt, um einen „Wild-
wuchs“ dieser Anlagen auf den kleinen Baugrundstücken möglichst zu vermeiden. Zusätzliche 
Nebengebäude sind für den Geschosswohnungsbau (z.B. zur Unterbringung von Müllbehäl-
tern) und die Kindertageseinrichtung (z.B. Geräte- oder Spielhäuser) nutzungsbedingt zuge-
lassen. 

12.10 Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten (WE) in Wohngebäuden 
Mit Ausnahme der für Geschosswohnungsbau vorgesehenen Bereiche ist die Zahl der 
Wohneinheiten in Wohngebäuden analog des Bebauungsplans „Westrand“ als wirkungsvolles 
Instrument zur Zonierung der Dichte im Plangebiet begrenzt. Allerdings wird im Bebauungs-
plan „Erweiterung Westrand“ auf strenge Beschränkung auf nur eine Wohneinheit für Doppel- 
und Reihenhäuser verzichtet, da in Abhängigkeit von den Grundstücksgrößen und unter Be-
rücksichtigung der zulässigen Höhenentwicklung durchaus z.B. auch Einliegerwohnungen in 
Doppel- und Reihenhäusern möglich sein sollen. Ein wirksames Regulativ, ob zwei Wohnein-
heiten möglich sind, ist dabei auch die Erfordernis zur Unterbringung der notwendigen Stell-
plätze auf dem Baugrundstück. 

12.11 Maßnahmen für die Rückhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser 
Zum Schutz der Wohnbaugrundstücke gegen zufließendes Niederschlagswasser wird am Nor-
drand des Plangebiets innerhalb der öffentlichen Grünfläche ein Abzugsgraben hergestellt. Im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans ist dieser nur schematisch dargestellt, um Zwänge 
bei der Ausführungsplanung zu vermeiden. 
Zur Rückhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser wird - unter Einbezug der bereits 
vorhandenen Abzugsgräben als Zulauf - außerhalb des Plangebiets ein Regenrückhaltebe-
cken entsprechend der Planungen des Ingenieurbüros ISW hergestellt. 
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12.12 Versorgungsflächen 
Im Plangebiet sind zwei Versorgungsflächen festgesetzt, innerhalb derer zwei zur Stromver-
sorgung notwendige Trafostationen errichtet werden. 

12.13 Artenschutz  
Die in der Artenschutzprüfung gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG genannten Maßnahmen zur Ver-
meidung und Minderung sind in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen. 

12.14 Ausgleich von Umweltschaden und planexterner Ausgleich 
Der in der Umweltschadensprüfung nach § 19 BNatSchG ermittelte Ausgleichsbedarf für den 
Verlust des nach FFH-Richtlinie (Anhang II) geschützten Lebensraumtyps „Flachland-Mäh-
wiese“ ist innerhalb der Gemarkung Schönaich nicht möglich. Daher erfolgt der erforderliche 
1/1- Ausgleich weitestgehend planextern durch entsprechende vertragliche Bindungen zwi-
schen der Gemeinde Schönaich und der Flächenagentur Baden-Württemberg GmbH. Im Text-
teil sind die Ökokontomaßnahmen genannt. 
Die in der Eingriffsregelung ermittelten Eingriffe können nicht vollständig planintern ausgegli-
chen werden. Zum Ausgleich werden Ökokontomaßnahmen bei der Flächenagentur Baden-
Württemberg GmbH vertraglich gesichert und Ökokontomaßnahmen aus dem bauleitplaneri-
schen Ökokonto der Gemeinde Schönaich abgebucht.  
Eine entsprechende Vereinbarung mit Nennung der abzubuchenden Maßnahmen erfolgt zwi-
schen der UNB des Landkreises Böblingen und der Gemeinde Schönaich vor dem Satzungs-
beschluss. 

12.15 Pflanzgebote, Dachbegrünung und Erddeckung von Tiefgaragen 
Die Pflanzgebote sind durch Planeintrag und textliche Festsetzungen festgesetzt und erfüllen 
gleichermaßen stadtgestalterische wie ökologische Aufgaben. Die Begrünung der öffentlichen 
(Straßen-) Räume durch Baumstandorte zur Gliederung der Flächen erfolgt in Weiterführung 
des bereits mit dem „Westrand“ umgesetzten Prinzips.  

Die Pflicht zur mindestens extensiven Begrünung von Flachdächern ist in den Bebauungsplan 
„Erweiterung Westrand“ übernommen. Im Detail ist jedoch die dort unbestimmte Ausnahmere-
gelung bei der Installation von Solaranlagen konkretisiert: auf mindestens 50% der Gebäu-
degrundfläche des Erdgeschosses sind die Flachdächer von Hauptgebäuden mindestens ex-
tensiv zu begrünen, auch wenn Anlagen zur Solarenergienutzung errichtet werden. Mit dieser 
Festsetzung wird erreicht, dass ein klar definierter Mindestanteil an Dachbegrünung bzw. Sub-
stratschicht sichergestellt ist. Der nicht zu begrünende Flachdachanteil steht z.B. für Attika, 
Dachterrassen, Lichtkuppeln, technische Dachaufbauten, sowie für Anlagen zur Solarenergie-
nutzung zur Verfügung. Sofern letztgenannte Anlagen in größerer Flächenausdehnung ge-
wünscht werden, können diese auch in aufgeständerter Form über der Substratschicht ange-
ordnet werden. 

Mit der Beschränkung, dass Flachdächer von Nebengebäuden erst ab einer Dachfläche von 
10 qm zu begrünen sind, wird erreicht, dass i. d. Regel die Flachdächer von Garagen, Carports 
und sonstigen zulässigen größeren Nebengebäuden zu begrünen sind, nicht jedoch die Dä-
cher von zulässigen Garten- oder Gerätehäusern. 

13 Örtliche Bauvorschriften 

13.1 Gestaltung der Gebäude 

Die Regelungen zur äußeren Gestaltung der Gebäude in den Örtlichen Bauvorschriften zum 
Bebauungsplan „Westrand“ sind sehr zurückhaltend gefasst und beschränken sich auf Aussa-
gen zur Gestaltung der Dächer und Staffelgeschosse. Gleichzeitig ist dort bis auf die zwin-
gende Flachdachausführung von dreigeschossigen Gebäuden eine große Vielfalt an Dachfor-
men im nahezu gesamten Planbereich ermöglicht. 
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Die Höhenentwicklung und der Frage der zulässigen Dachformen im Planbereich „Erweiterung 
Westrand“ ist bereits frühzeitig diskutiert worden. Es war zu entscheiden, ob die diesbezüglich 
sehr offenen Festsetzungen des Bebauungsplans „Westrand“ „unreflektiert“ in die Erweiterung 
übernommen werden, oder ob Modifizierungen und Ergänzungen der seitherigen Festsetzun-
gen und Regelungen erfolgen sollen. Vor dem Hintergrund der hierzu geführten Diskussionen, 
den Umlegungsverhandlungen, sowie der diesbezüglich eingegangenen privaten Anregungen 
werden die Regelungen des Bebauungsplans „Westrand“ weitestgehend weitergeführt.  
In einigen Punkten werden die Regelungen zur Dachgestaltung jedoch eingeschränkt, um die 
im Ergebnis städtebaulich wenig befriedigende, ungeregelte Vielfalt der Dachgestaltungen im 
Gebiet „Westrand“ bei dessen Erweiterung zumindest rudimentär zu lenken: 

Die zulässige Neigung von Flachdächern wird von seither max. 5° auf die technisch ausrei-
chende Neigung von 3° begrenzt, um diese gegenüber einer Pultdachausführung klar abzu-
grenzen. Gleichzeitig werden erstmals zulässigen Dachneigungen für Pultdächer und Sattel-
dächer begrenzt; allerdings mit weiterhin sehr großen Spielräumen. Pultdächer für Gebäude 
mit mehr als zwei Geschossen werden generell ausgeschlossen. Die seither angewandte Vor-
gehensweise, dass mit der Regelung „Satteldach“ auch sämtliche artverwandten Dachformen 
(Walmdächer, Zeltdächer, gegeneinander versetzte Pultdächer etc.) zugelassen werden, 
bleibt unangetastet. Allerdings ist für versetzte Pultdächer oder für Dächer mit unterschiedli-
chen Neigungen der Dachflächen jetzt der zulässige Spielraum für die Lage des Firstes be-
stimmt. Auf Grund der Erfahrungen aus dem Gebiet „Westrand“ sind gegen die Neigung des 
Dachs aufgeständerte Anlagen zur Solarenergienutzung auf Pultdächern jetzt ausgeschlos-
sen.  

Die Dachgestaltung von Nebengebäuden ist weiterhin nicht gesondert geregelt.  
Zur Gestaltung der Fassaden enthalten die Örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan 
„Westrand“ keine Regelung; dies wird bei der Erweiterung Westrand so beibehalten. 

13.2 Stützmauern und Böschungen / Aufschüttungen und Abgrabungen 
Gegenüber dem Plangebiet „Westrand“ weist das Plangebiet der Erweiterung eine deutlichere 
Neigung des Geländes auf. Daher sind die Regelungen zu Stützmauern und Böschungen an-
gepasst, bzw. neu geregelt. Wo es das städtebauliche Konzept erfordert, wird die Zulässigkeit 
von die allgemein zulässige Höhe von 80 cm überschreitenden Stützmauern gesondert gere-
gelt. 
Erstmals ist auch eine Regelung zur zulässigen Höhe / Tiefe von Aufschüttungen und Abgra-
bungen des bestehenden Geländes aufgenommen; die Regelung beschränkt sich auf die nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen. Eine Ausnahmeregelung sorgt dafür, dass im Einzelfall 
auf Sondersituationen reagiert werden kann. 

13.3 Müllbehälterabstellplätze 

Da im Plangebiet „Erweiterung Westrand“ der Anteil von Geschosswohnungsbauten, und da-
mit der Bedarf an größeren Müllbehälterabstellplätzen höher ist, wird geregelt, dass diese ge-
gen Einsicht vom öffentlichen Straßenraum abzuschirmen sind.  

13.4 Erhöhung der Stellplatzverpflichtung / öffentliches Parkierungsangebot 
Im Bereich des Bebauungsplans „Westrand“ ist die Stellplatzverpflichtung wie folgt geregelt: 
Nachzuweisen sind dort: 

- für Einzel-, Doppel-, Reihen- u. Kettenhäuser 2,0 Stellplätze je Wohneinheit 
- für Geschoßwohnungen bis 50 qm   1,0 Stellplätze pro Wohnung  
- für Geschoßwohnungen über 50 qm  1,5 Stellplätze pro Wohnung 
- für Einliegerwohnungen mit weniger als 50 qm 1,0 Stellplätze pro Wohnung 
Diese übliche und praxistaugliche Regelung wird im Plangebiet „Erweiterung Westrand“ grund-
sätzlich beibehalten um sicherzustellen, dass der Großteil des tatsächlichen PKW-Bestands 
im Gebiet auf den Baugrundstücken abgestellt werden kann. Klargestellt wird, dass gefangene 
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Stellplätze als zweiter notwendiger Stellplatz nur für Wohneinheiten in Doppel-, Reihen- und 
Kettenhäusern angerechnet werden können. 
Im öffentlichen Verkehrsraum sind insgesamt ca. 58 öffentliche PKW-Parkplätze geplant; d.h. 
1 öffentlicher Parkplatz je 2,5 Wohneinheiten. Im Plangebiet „Westrand“ sind (gemäß Angabe 
in der Begründung zum Bebauungsplan) ca. 91 öffentliche Parkplätze entstanden, d.h. grob 
ca. 1 öffentlicher Parkplatz je 3 Wohneinheiten.  
Der im Gebiet „Erweiterung Westrand“ damit geringfügig höhere Anteil ist bedingt durch den 
höheren Anteil an Geschosswohnungsbauten und der Akzeptanz der (den ggü. „Westrand“ 
kleineren Grundstücken geschuldete) Anrechnung von gefangenen Stellplätzen bei Doppel-, 
Reihen- und Kettenhäusern. 

Zusätzlich sind im nördlichen Planbereich noch ca. 11 Parkplätze als „Parken Naherholung“ 
vorgesehen.  

13.5 Anlagen zum Sammeln oder Verwenden von Niederschlagswasser 
Die Regelungen zur Herstellung von Zisternen basieren auf der mit dem Landratsamt abge-
stimmten Entwässerungsplanung des Büros ISW (siehe auch Ziff. 8). 

13.6 Sonstige Örtliche Bauvorschriften 

Die sonstigen Regelungen in den Örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Westrand“ 
zur Gestaltung von Flächen, zur Beschränkung von Außenantennen und zur Unzulässigkeit 
von Niederspannungsfreileitungen sind in die Bauvorschriften zur „Erweiterung Westrand“ 
übernommen. 

14 Hinweise 

14.1 Allgemeine Hinweise  

Als Hinweise für Planer und Bauherren sind die einschlägigen Hinweise, z.B. auf die Bestim-
mungen des Denkmalschutzgesetzes bei Bodenfunden, den Regelungen zum Schutz des Bo-
dens, zum Grundwasserschutz und zu den bei der Entwässerung zu beachtenden Normen 
etc. aufgenommen. 
Auf Empfehlung des Gutachters ist ein Hinweis auf die allgemein zu beachtenden Bestimmun-
gen zum Schutz der Wohn-, Schlaf- und Aufenthaltsräume vor Lärmbeeinträchtigungen durch 
Straßenverkehr aufgenommen. 

Ebenso wird darauf hingewiesen, dass obwohl das Bebauungsplangebiet außerhalb des 
Lärmschutzbereiches für den Flughafen Stuttgart liegt, dennoch mit Überflügen von am Flug-
hafen Stuttgart startenden oder landenden Flugzeugen zu rechnen ist. 

14.2 Bauschutzbereich nach Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 

Der gesamte Siedlungsbereich von Schönaich liegt im „Bauschutzbereich“ nach LuftVG. Im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum „Westrand“ war der Bauschutzbereich nicht the-
matisiert.  
Nach Gesetzeslage bedürfen alle baulichen Anlagen, sowie sonstige Luftfahrthindernisse, wel-
che die Höhe von 460,0 m ü.NN. überschreiten, der Zustimmung durch die Luftfahrtbehörde. 
Nach Auskunft des RP erfolgt die Weitergabe der Bauantragsunterlagen an das RP zur Wei-
terleitung an das Bundesaufsichtsamt für Luftsicherung (BAF) zur Einholung der Zustimmung 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch das Baurechtsamt. 
Die Höhe von 460,0 m ü.NN errechnet sich auf Grundlage des § 12 Ab. 3 Nr. 2b LuftVG - ohne 
Betrachtung der topografischen Verhältnisse - mit einer Höhe von 100 m über dem Startbahn-
bezugspunkt des Flughafens Stuttgart mit 360,0 m ü.NN. 
Bei einer maximalen Ausnutzung der zulässigen Gebäudehöhen ergeben sich (ohne Berück-
sichtigung von Dachaufbauten, Antennen etc.) Überschreitungen der Höhe von 460,0 m ü.NN 
von maximal 5,5 m. Dem gegenüber steht die Tatsache, dass die Firsthöhen der unmittelbar 
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östlich / nordöstlich des Plangebiets bestehenden Gebäude die Höhe von 460,0 m ü.NN be-
reits um bis zu 7,3 m überschreiten. Zudem sind auf Grund der ansteigenden Topografie ver-
mutlich alle Gebäude im nördlich gelegenen, bestehenden Wohngebiet höher. Weiterhin ist 
auf Basis der topografischen Karte festzustellen, dass sich die Topografie vom Plangebiet 
nach Nordwesten auf bis über 500,0 m ü.NN. erhebt („Pfefferburg“ / „Rauher Kapf“). 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden zum Planentwurf wurde das Bundesaufsichtsamt 
für Flugsicherung (BAF) direkt beteiligt, mit dem Ziel, eine allgemeine Zustimmung zu den 
zulässigen Gebäudehöhen im Geltungsbereich des B-Plans zu erwirken; dies ist jedoch recht-
lich nicht möglich. Mit der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS) - als für die gutachterlichen 
Stellungnahmen für das BAF zuständigen Stelle - ist deshalb der direkte Kontakt zwecks wei-
terer Klärung aufgenommen worden. 
Ein Hinweis auf den Bauschutzbereich und die unter Umständen verlängerten Bearbeitungs-
zeiten und ggf. zusätzlichen Gebühren im Rahmen des Baugenehmigungsverfahren ist in den 
Textteil aufgenommen. 

15 Grobe Flächenbilanz / städtebauliche Daten 

15.1 Grobe Flächenbilanz: 

Fläche Geltungsbereich ca. 47.158 qm 100 % 

Öffentliche Verkehrsfläche 
incl. Anschluss Böblinger Straße 

ca. 10.062 qm ca. 23,5 % 

Öffentliche Feldwege 
incl. Parken Naherholung 

ca. 666 qm ca. 1,4 % 

Versorgungsfläche ca. 48 qm ca. 0,1 % 

Öffentliche Verkehrsgrünflächen ca. 690 qm ca. 1,4 % 

Öffentliche Grünflächen ca. 1.501 qm ca. 3,2 % 

Netto-Wohnbaufläche „Gemeinbedarf“  
Kindertagesstätte + Wohnen + ergänzende Nutzungen 

ca. 3.407 qm ca. 7,2 % 

Netto-Wohnbaufläche 
davon Überplanung Bestand 

ca. 29.784 qm 
ca. 2.667 qm 

ca. 63,2 % 

 
15.2 Zahl der Wohneinheiten (WE) ca.: 

Einfamilienhäuser freistehend ca. 31 WE  

Doppel- Reihen- Kettenhäuser ca. 48 WE 
Geschosswohnungen   ca. 69 WE 
                                gesamt  ca. 148 WE 

 
15.3 Dichtekorridor:  

ca. 148 WE x durchschnittl. ca. 2,2 E / WE = ca. 326 E 
ca. 326 E / ca. 4,7 ha = ca. 69 Einwohner (E) / ha 
 

ca. 148 WE x durchschnittl. ca. 2,5 E / WE = ca. 370 E 
ca. 370 E / ca. 4,7 ha = ca. 79 Einwohner (E) / ha 
 

ca. 148 WE x durchschnittl. ca. 2,7 E / WE = ca. 400 E 
ca. 400 E / ca. 4,7 ha = ca. 85 Einwohner (E) / ha 
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ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 

Die Gemeinde Schönaich plant die Aufstellung des Bebauungsplans (B-Plan) Erweite-

rung Westrand. Dessen Geltungsbereich liegt nordwestlich von Schönaich und umfasst 

ca. 4,7 ha.  

Im Flächennutzungsplan (FNP) ist das B-Plangebiet als allgemeines Wohngebiet (W1) 

ausgewiesen. Insofern wird der B-Plan aus dem FNP entwickelt. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass aufgrund einer geringfügigen Flächenüberschreitung eine Berichtigung im 

FNP erforderlich ist. 

Das B-Plangebiet ist als Allgemeines Wohngebiet (WA) mit Ein- und Mehrfamilienhäu-

sern sowie Geschosswohnungen vorgesehen. Es ist als eine Erweiterung des beste-

henden Wohngebietes Westrand Richtung Nordwesten vorgesehen. Zudem kommt es 

zu einer Nachverdichtung der am östlichen Rand innerhalb des Geltungsbereichs lie-

genden lockeren Wohnbebauung. 

Der B-Plan wird im zweistufigen Verfahren aufgestellt. Hiernach sind die Belange des 

Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landespflege sowie die zu 

erwartenden Auswirkungen auf die Umweltbelange zu berücksichtigen. Der Umweltbe-

richt wird entsprechend der Planungstiefe und des Erkenntnisstands erstellt. 

Der vorliegende Bericht informiert Planungsbeteiligte, beteiligte Behörden und die inte-

ressierte Öffentlichkeit über die Umweltauswirkungen der Umsetzung des B-Plans. Er 

dient als Abwägungsgrundlage für den Gemeinderat hinsichtlich der Umweltbelange. 

Darin werden zu jedem Umweltbelang Aussagen zu Bestand, Planung und den daraus 

resultierenden Konflikten getroffen. Es werden folgende Maßnahmenvorschläge zur 

Vermeidung bzw. zur Verminderung des Eingriffs durch internen (vgl. Tabelle 2) sowie 

externen Ausgleich (Kap. 3.3) gegeben. 

B-Plan interner Ausgleich: 

V 1 Bauzeitenbeschränkung für Baufeldräumung 

V 2 Gebäudekontrolle 

CEF1 Installation von Nistkästen  

M 1 Ausgleich Umweltschaden 

M 2 Öffentliche Grünfläche nördlicher Bereich 

M 3 bis M 8 Gehölzpflanzungen 

M 9 Verwendung Insektenverträglicher Leuchtmittel 

M 10 Dachbegrünung von Flachdächern 

M 11 Erdüberdeckung und Begrünung von Tiefgaragen 

M 12 Durchgrünung des Wohngebietes 

M 13 Beachtung der Vorgaben einschlägiger Gesetze und Normen zum Bodenschutz  
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M 14 Keine Befahrung mit Baumaschinen während nasskalter Jahreszeit 

M 15 Beschränkung der Baustelleneinrichtungen auf möglichst kleinem Raum und auf 
den Geltungsbereich 

M 16 Bodenmanagement 

M 17 Schutzmaßnahmen zur Vermeidung von Havarien und Stoffeinträgen 

M 18 Retention 

M 19 Zulässigkeit von Photovoltaikanlagen 

 

B-Plan externer Ausgleich: 

AM 1 Neuentwicklung Flachland-Mähwiese in der Gemeinde Ahorn 

AM 2 Weitere Maßnahmenkomplexe in der Gemeinde Ahorn 

AM 3 Neuentwicklung von Flachland-Mähwiese in Sulz am Neckar 

AM 4 Bodenverbesserung 

AM 5 Streuobstkonzept Landkreis Böblingen  

AM 6 Maßnahmen des Baurechtlichen Ökokontos der Gemeinde Schönaich 

 

Die Beeinträchtigungsintensität wird zum derzeitigen Planungs- und Erkenntnisstand 

wie folgt eingestuft (vgl. nachstehende Tabelle). In dieser Bewertung berücksichtigt 

sind die empfohlenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen aus Kapitel 2.10 

sowie die o.g. und in Kapitel 3.3 beschriebenen extern gelegenen Maßnahmen. 

Umweltbelang Einschätzung Eingriffserheblichkeit 
unter Einbeziehung planinterner 

Vermeidung/ Minimierung und internem 
(festgesetzten / festzusetzenden) 

Ausgleich 

Weitere Maßnahmen 
erforderlich  

(zumeist extern 
gelegen) 

Fläche hohe Beeinträchtigungen, 
keine verbleibenden nachteiligen 

Auswirkungen 

nein 

Mensch / menschliche 
Gesundheit / Bevölke-
rung  

geringe Beeinträchtigungen, 
keine verbleibenden nachteiligen 

Auswirkungen 

nein 

Boden hohe Beeinträchtigungen, 
erhebliche nachteilige Auswirkungen 

ja 

Wasser keine Beeinträchtigungen, 
keine verbleibenden nachteiligen 

Auswirkungen 

nein 

Tiere geringe Beeinträchtigungen, 
keine erhebliche verbleibende nachteilige 

Auswirkungen 

ja (zur Bewältigung 
des Artenschutzes) 

Pflanzen/Biotope hohe Beeinträchtigungen, 
erhebliche verbleibende nachteilige 

Auswirkungen 

ja 

Biologische Vielfalt hohe Beeinträchtigungen, abgedeckt durch 
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Umweltbelang Einschätzung Eingriffserheblichkeit 
unter Einbeziehung planinterner 

Vermeidung/ Minimierung und internem 
(festgesetzten / festzusetzenden) 

Ausgleich 

Weitere Maßnahmen 
erforderlich  

(zumeist extern 
gelegen) 

erhebliche verbleibende nachteilige 
Auswirkungen 

Maßnahmen zu 
Biotope/Pflanzen und 

Tiere 

Klima/Luft und Klima-
wandel 

mittlere Beeinträchtigung,  
keine verbleibenden nachteilige Auswir-

kungen 

nein 

Landschaft mittlere Beeinträchtigungen, 
keine verbleibenden nachteiligen 

Auswirkungen 

nein 

Kulturelles Erbe 
(Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter) 

keine Beeinträchtigungen, 
keine verbleibenden nachteiligen 

Auswirkungen 

nein 

Umweltschaden hohe Beeinträchtigung hinsichtlich FFH-
Lebensraumtyp (LRT) [6510] (Magere 

Flachland-Mähwiese) 
erhebliche verbleibende nachteilige 

Auswirkungen 

ja 

Auswirkungen aufgrund 
der Anfälligkeit der zul. 
Vorhaben für schwere 
Unfälle und Katastrophen 

Es sind keine Auswirkungen zu erwarten nein 
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1 Einleitung 

1.1 Anlass und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Schönaich plant die Aufstellung des Bebauungsplans (B-Plan) Erweite-

rung Westrand Der Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat erfolgte am 

10.04.2018. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im zweistufigen Verfahren, in dessen 

Rahmen die Betrachtung der in der Abwägung relevanten Umweltbelange notwendig 

wird. 

Im vorliegenden Umweltbericht werden die Auswirkungen der Planung auf die im Fol-

genden dargestellten relevanten Umweltbelange erfasst und bewertet: 

1. Mensch, menschliche Gesundheit und Bevölkerung, 

2. Boden und Fläche, 

3. Wasser, 

4. Pflanzen / Biotope und Tiere, biologische Vielfalt, 

5. Klima, Luft und Klimawandel, 

6. Landschaft/ Stadtbild 

7. Kulturelles Erbe (Kultur- und Sachgüter) 

Die Auswirkungen auf die Wechselwirkungen zwischen den Punkten 1. - 7. werden bei 

den Umweltbelangen mitbetrachtet. 

Im vorliegenden Fall wird der Umweltbericht durch eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz so-

wie eine Maßnahmenkonzeption ergänzt. Sowohl die Umweltprüfung als auch die Ein-

griffsregelung benutzen den Begriff der Erheblichkeit zur Beurteilung der Notwendigkeit 

von kompensierenden Maßnahmen. Jedoch sind deren Maßstäbe an unterschiedliche 

Gesetze gebunden und damit nicht identisch. Die Bewertung der Erheblichkeit der 

Umweltauswirkungen im Umweltbericht richtet sich nach dem Gesetz über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung (UVPG), die Bearbeitung der Eingriffsregelung nach § 1a Bau-

gesetzbuch (BauGB) mit Verweis auf die Eingriffsregelung nach § 14 Bundesnatur-

schutzgesetz (BNatSchG).  

Für die überplante Fläche existiert derzeit kein rechtskräftiger B-Plan oder anderweiti-

ges Planungsrecht. Daher ist bei der Bewertung der Umweltauswirkungen und bei den 

Betrachtungen zur Eingriffsregelung vom derzeitigen Zustand auszugehen.  
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1.2 Inhalte und Ziele des Bauleitplans 

1.2.1 Standort und grundsätzliche Ziele des Bauleitplans 

 

Abbildung 1: Lage und Abgrenzung des B-Plangebiets 

Das B-Plangebiet Erweiterung Westrand umfasst eine Fläche von etwa 4,7 ha und be-

findet sich am nordwestlichen Rand der Gemeinde Schönaich. Im Norden und Westen 

wird das B-Plangebiet durch Feldwege mit dahinterliegender Streuobstwiese bzw. 

Grünlandfläche begrenzt. Im Osten und Süden bildet die direkt anschließende Sied-

lungskante die Grenze zum B-Plangebiet. 

Bei der Erweiterung des bestehenden Wohngebietes Westrand Richtung Nordwesten 

sieht die Planung die Umnutzung von Grün- und Gartenlandflächen durch den Neubau 

geplanter Ein- und Mehrfamilienhäuser sowie von Geschosswohnungen vor. Zudem 

kommt es zu einer Nachverdichtung der am östlichen Rand innerhalb des Geltungsbe-

reichs liegenden lockeren Wohnbebauung. 

Der B-Plan umfasst Flurstücke auf dem Gewann Furt der Gemarkung Schönaich.  

Die Hauptzufahrt in das geplante Wohngebiet soll über den neu entstehenden Knoten-

punkt Böblinger Straße / Falkenstraße / Anschluss Wohngebiet West erfolgen 

Die derzeitige Bebauung im Westen Schönaichs wirkt gewachsen und eingegrünt. 
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1.2.2 Art und Umfang der Planung 

Die nachfolgenden Ausführungen zum Art und Umfang der Planung basieren auf dem 

Bebauungsplan (Entwurf) Erweiterung Westrand (Plan- und Textteil mit Begründung 

vom 24.04.2019).  

Art der Nutzung Allgemeines Wohngebiet (WA) 
Öffentliche Grünflächen 
Öffentliche Verkehrsflächen 
Versorgungsflächen 

Maß der Nutzung 
und Bauweise 

Hinweis: Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen (HbA) ist 
durch maximale Firsthöhen (FH) und maximale Wandhöhen über der 
im Planteil für die Hauptgebäude festgesetzten Erdgeschossfußboden-
höhen (EFH) festgesetzt. 
Satteldächer (SD): Dachneigung 20° - 45° 
Pultdächer (PD): Dachneigung 5° - 20° 
Flachdächer (FD): Dachneigung 0 - 3° 
 
WA 1, WA 1b 
GRZ: 0,4 
Überschreitung durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO: bis GRZ 0,8 
Z: II, III 
HbA: max. 12,1 m (WH) 
Bauweise: offen 
Dachform: FD 
 
WA 1a 
GRZ: 0,4  
Überschreitung durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO: bis GRZ 0,8 
Z: III, IV 
HbA: 12,5 m (WH) 
Bauweise: abweichend (Gebäudelänge ist ab dem 1. OG jeweils 
bezogen auf die unmittelbar benachbarten öffentlichen Verkehrsflä-
chen auf max. 30 m begrenzt.) 
Dachform: FD 
 
WA 2 
GRZ: 0,4 
Überschreitung durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO: bis GRZ 0,7 
Z: II 
HbA: max. 11,0 m (FH) 
Bauweise: offen 
Dachform: FD / SD / PD 
 
WA 3 
GRZ: 0,4 
Überschreitung durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO: bis GRZ 0,6 
Z: II 
HbA: max. 11,0 m (FH) 
Bauweise: abweichend (Gebäudelänge ist auf max. 13 m begrenzt. 
Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig.) 
Dachform: FD / SD / PD 
 
WA 3a 
GRZ: 0,4 
Überschreitung durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO: bis GRZ 0,7 
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Z: II 
HbA: max. 11,0 m (FH) 
Bauweise: abweichend (Gebäudelänge ist auf max. 16 m begrenzt. 
Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig.) 
Dachform: FD / SD / PD 
 
WA 3b 
GRZ: 0,4  
Überschreitung durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO: bis GRZ 0,6 
Z: II 
HbA: max. 11,0 m (FH) 
Bauweise: abweichend (Gebäudelänge ist auf max. 16 m begrenzt. 
Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig.) 
Dachform: FD / SD / PD 
 
 
Überbaubare Grundstücksfläche 
Eine Überschreitung der Baugrenzen ist mit Ausnahme in festgesetz-
ten Pflanzgebotsflächen bis zu einer Breite von 5 m und einer Tiefe 
von 1,5 m zulässig durch untergeordnete Bauteile. Dachvorsprünge 
dürfen die Baugrenzen bis zu einer Tiefe von 0,5 m überschreiten. 
Terrassen und Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. 
Je Wohngebäude/Hauptgebäude ist nur ein Nebengebäude mit 
maximal 20 cbm zulässig. 
 
Stellung baulicher Anlagen 
Bei der Festsetzung von Richtungspfeilen im Planteil sind Hauptfirst-
richtung und/oder die Seiten der Gebäude parallel zu den Richtungs-
pfeilen auszurichten. 

Verkehrserschlie-
ßung 

Die Verkehrserschließung erfolgt über neu entstehenden Knotenpunkt 
Böblinger Straße / Falkenstraße / Anschluss Wohngebiet West. 
Öffentliche Verkehrsflächen sind als Mischverkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung festgesetzt.  
Die Anbindung an den ÖPNV ist über die Bushaltestellen Kelterweg 
und Bahnhofstraße ca. 440 m nordöstlich bzw. ca. 460 m östlich des 
Planbereichs gegeben. 

Stellplätze, Garagen Tiefgaragen 
Auf im Planteil festgesetzten Bereichen sind außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen Tiefgaragen zulässig. Mit deren Außenwän-
den ist zu den Grenzen öffentlicher Verkehrsflächen ein Mindestab-
stand von 0,3 m einzuhalten.  
 
Garagen, Carports und Gebäude zur Unterbringung notwendiger 
Fahrradstellplätze 
Diese sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. Dabei sind folgende Mindestabstände einzuhalten: 

• An der Zufahrtsseite von Garagen: mindestens 5,0 m. 
• An der Zufahrtsseite von Carports: mindestens 1,0 m. 
• An den Längs- und Rückseiten: mindestens 0,5 m. 

 
Offene Stellplätze 
Offene Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen auf der gesamten Baugrundstücksfläche zulässig, sofern 
keine anderen Festsetzungen (z.B. Pflanzgebote oder Zufahrtsverbote) 
dem entgegenstehen. 
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Gebäude zur Unterbringung notwendiger Fahrradabstellplätze sind 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Mit 
deren Außenwänden ist zu den Grenzen öffentlicher Verkehrsflächen 
ein Mindestabstand von seitlich und rückseitig 0,3 m und an der 
Zugangsseite mind. 2 m einzuhalten. 

Leitungsrechte Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes werden z.T. alte Rohre zum 
Wassertransport entnommen und neue verlegt. 

Grünkonzept Festsetzung von öffentlichen Grünflächen ohne besondere Zweckbe-
stimmung 
 
Flächiges Pflanzgebot (pfg 1): Eingrünung der Baugrundstücke am 
Siedlungsrand 
 
Pflanzgebot Einzelbäume (pfg 2): Bäume im öffentlichen Straßenraum 
 
Pflanzgebot Einzelbäume (pfg 3): Obstbäume am nördlichen Rand des 
Plangebiets 
 
Pflanzgebot Einzelbäume (pfg 4): Freistehende Einzelbäume als 
Solitäre 
 
Pflanzgebot Einzelbäume (pfg 5): Bäume auf Baugrundstücken 
 
Flächiges Pflanzgebot (pfg 6): Hecke zur optischen Abschirmung von 
Parkplätzen und Trafostationen  
 
Flächiges Pflanzgebot (pfg 7): Magerwiese 
 
Dachbegrünung von Flachdächern: Bei Hauptgebäuden mindestens 
50 % der Gebäudegrundfläche mit einer Substratschicht von 15 cm 
extensiv zu begrünen. Auch Flachdächer von Nebengebäuden sind ab 
10 m² Fläche mit einer Substratstärke von mind. 8 cm extensiv zu 
begrünen. 
 
Erdüberdeckung und Begrünung von Tiefgaragen: Tiefgaren sind mit 
Ausnahme der als Terrassen, Wege oder Plätzen genutzten, und/oder 
mit Gebäuden überdeckten Flächen mit einer Erddeckung / Substrat-
schicht von mind. 40 cm zu versehen und begrünen. 
 
Wiederverwertung kulturfähigen Bodens (Bodenmanagement) 

Abrissarbeiten Es ist vorgesehen Gebäude am östlichen Rand des B-Plangebietes 
abzureißen.  

Störfallbetriebe Gemäß Auskunft der Immissionsschutzbehörde sind im Umfeld des B-
Plangebietes keine Betriebe nach Störfallverordnung bekannt. 

Art und Menge an 
Emissionen von  
 
Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, 
Licht, Wärme, 
Strahlung, Verursa-
chung von Belästi-
gungen… 

Nach derzeitigem Planungsstand liegen keine konkreten Angaben vor, 
weshalb durchschnittliche Annahmen eines allgemeinen Wohngebietes 
zugrunde gelegt werden. 
Baubedingt ist mit erhöhten Schallemissionen, Staubentwicklung von 
der Baustelle und deren Zufahrten sowie durch Licht bei Bautätigkeit in 
Abend- und Nachtstunden zu rechnen.  
Anlage- und betriebsbedingt ist bei einem allgemeinen Wohngebiet mit 
Emissionen aus Heizanlagen und PKW-Verkehr durch die geplanten 
144 Wohneinheiten zu rechnen. Emissionen von Licht resultieren nur 
zu einem geringen Teil aus der innergebäudlichen Beleuchtung son-
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dern vielmehr durch Straßenbeleuchtung und Anstrahlen von Gebäu-
den / Hinweisschildern nachts. 
Aus den Lärmeinwirkungen des Straßenverkehrs leiten sich keine 
besonderen Anforderungen an den baulichen Schallschutz ab. 

… sowie deren 
Vermeidung 

Bauzeitige Emissionen können durch die Befeuchtung der Fahrwege 
und das Besprühen von staubentwickelnden Materialien bei Schüttpro-
zessen minimiert werden. Durch eine zeitliche Steuerung der Durch-
führung sehr lauter Tätigkeiten sowie von Rammungen o.ä. auf auße-
rhalb der Nachtruhe können Beeinträchtigungen angrenzender Wohn-
gebiete minimiert werden. 
Zur effektiven Vermeidung von Heizemissionen sind energieeffiziente 
Bauweisen notwendig. Des Weiteren tragen ein guter Anschluss an 
den ÖPNV sowie die gute Erreichbarkeit von Zielen wie Schulen, 
Kindergärten und Arbeitsstellen zu Fuß oder mit dem Rad zur 
Reduzierung von verkehrlichen Emissionen bei. 
Die Anbindung an den ÖPNV ist über die Bushaltestellen Kelterweg 
und Bahnhofstraße ca. 440 m nordöstlich bzw. ca. 460 m östlich des 
Planbereichs gegeben. Eine gute Anbindung von Fuß- und Radwegen 
zum Zentrum der Stadt ist gegeben. Zudem ist im B-Plangebiet eine 
Kindertagesstätte vorgesehen. 

Abfälle und Abwäs-
ser sowie deren 
Beseitigung und 
Verwertung 

Es liegen keine konkreten Angaben zu erzeugten Abfällen und Ab-
wässern, sowie zu deren Beseitigung und Verwertung vor. Insofern ist 
von durchschnittlichen Annahmen eines allgemeinen Wohngebietes 
auszugehen. 
Zugrunde gelegt wird die Annahme, dass die entstehenden Abfälle 
fachgerecht entsorgt werden, ohne dass die umgebende Landschaft 
davon belastet wird (Müllentsorgung, recycelbare Stoffe). 
Die Leistungsfähigkeit der Kanalisation wurde hinsichtlich der anfallen-
den Abwässer geprüft und ist in Zusammenhang mit dem Entwässe-
rungskonzept als ausreichend anzusehen. 

Entwässerungskon-
zept 

Im Bereich der Verkehrsflächen ist ein Abfluss von Niederschlagswas-
ser in die Kanalisation vorgesehen. Das Niederschlagswasser, das im 
Bereich Dachflächen oder Grünflächen anfällt, kann ins Grundwasser 
versickert werden. Dachbegrünung dient zum Rückhalt von Regen-
wasser und trägt so zur Minimierung des anfallenden Niederschlags-
wassers bei. Grundsätzlich wird das anfallende Regenwasser durch 
Mulden bzw. Rohre gesammelt und in Richtung des geplanten Regen-
rückhaltebeckens abgeleitet. Dort wird das Regenwasser gesammelt. 
Ein vorgesehenes Drosselbauwerk regelt die Abgabe in den nächsten 
Vorfluter. 

Nutzung erneuerba-
rer Energien sowie 
die sparsame und 
effiziente Nutzung 
von Energie 

Bei Flachdächern darf die zulässige Wandhöhe durch Anlagen der 
Solarenergienutzung um bis zu 1 m überschritten werden. Anlagen der 
Solarenergienutzung sind explizit zulässig auf allen Dachformen. 
Hiermit wird die Nutzung erneuerbarer Energien gefördert.  
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Abbildung 2: Bebauungsplan (Entwurf) Erweiterung Westrand Planteil vom 24.04.2019 (LUTZ UND PARTNER STADTPLANER ARCHITEKTEN 2019). 
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1.2.3 Bedarf an Grund und Boden 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Gesamtfläche von 4,7 ha. Die 

Verteilung auf Baufläche, Verkehrs- und Grünflächen, Lärmschutz, Niederschlagsre-

tention ist in nachfolgender Flächenbilanz dargestellt (Stand: 24.02.2019): 

 

 

Der Regenwasserrückhalt (Regenrückhaltebecken - RRB) ist außerhalb des B-Plan-

gebietes auf Flurstück 5322 auf der Gemarkung Schönaich vorgesehen und umfasst 

ca. 1.316 m². 

Außerhalb des B-Plangebietes gelegene Flächen für Ausgleich und Ersatz werden 

notwendig. Zum einen für den Ausgleich des Umweltschadens (35.400 m² LRT 6510 

innerhalb des Geltungsbereichs, 1.305 m² LRT 6510 im Bereich des Regenrückhalte-

beckens). Diese externen Kompensationsflächen umfassen eine Gesamtfläche von 

44.400 ha (LK Rottweil / Sulz: 24.600 m², LK Main-Tauber-Kreis / Ahorn: 18.800 m²). 

Bodenauftrag auf Ackerflächen als Ausgleichsmaßnahme findet auf zwei Schlägen in-

nerhalb der Gemarkung Schönaich statt (Flurst.-Nr.: 7445 - 7478 und 7393 - 7428). Ein 

weiterer Bedarf an Maßnahmen ist nach aktuellem Stand noch nicht abschließend ge-

klärt. 

1.2.4 Wirkfaktoren des Vorhabens und voraussichtlicher Wirkungsbereich 

Nachfolgend werden die zu erwartenden Wirkfaktoren, die bei Umsetzung des B-Plans 

wirken, zusammenfassend dargestellt.  

Baubedingte Wirkungen 
Baubedingte Wirkungen charakterisieren sich durch die entsprechenden Baustellentä-

tigkeiten und deren Flächeninanspruchnahme im Zuge der Herstellung der baulichen 

Anlagen (Gebäude und Infrastrukturen). Sie wirken für eine begrenzte Zeit (zeitlicher 

Umfang der Baumaßnahme). Dazu zählen folgende Wirkfaktoren:  

− Temporäre Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung, Lagern von 
Baumaterial/-geräten, Baustraßen, Inanspruchnahme bestehender Wegebezie-
hungen, Verschmutzung von Zufahrtsstraßen, Leitungsverlegungen 

Allgemeines Wohngebiet ca. 29.784 m² 63,2 % 

Allgemeines Wohngebiet Gemeinbedarf ca. 3.407 m² 7,2 % 

Öffentliche Verkehrsfläche ca. 11.062 m² 23,5 % 

Öffentliche Verkehrsgrünflächen ca. 690 m² 1,4 % 

Öffentliche Feldwege ca. 666 m² 1,4 % 

Öffentliche Grünfläche ca. 1.501 m² 3,2 % 

Versorgungsfläche ca. 48 m² 0,1 % 

Geltungsbereich gesamt  ca. 47.158 m² 100 % 
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− Ausbau, Transport, Lagerung, und Durchmischung von Boden, Bodenverdich-
tung.  

− Lärm- / Staub- und Schadstoffemissionen (z.B. Lärm und Abgase von Baustel-
lenfahrzeugen und Bautätigkeit, Beleuchtung bei Nachtarbeit, Staubentwicklung 
bei trockener Witterung auf Baustraßen)  

− Gefahr von Havarien, Unfällen 

Anlagebedingte Wirkungen 
Anlagebedingte Wirkungen entstehen durch die baulichen Anlagen selbst (z.B. durch 

Flächeninanspruchnahme, Zerschneidung, Beschattung) und wirken dauerhaft: 

− Flächeninanspruchnahme durch Gebäude / Siedlung,  

− Nutzungsumwandlung, Verlust von landwirtschaftlicher Fläche, Schaffung von 
Wohnraum 

− Verlust (naturnahen) Lebensraumes für Flora / Fauna 

− Verkleinerung von Landschaftsbildräumen sowie von Frisch- und Kaltluftentste-
hungsflächen 

− Veränderung Wasserhaushalt (veränderter Oberflächenabfluss, veränderte Si-
ckerwasserführung, ggf. Reduzierung Grundwasserneubildung durch Versiege-
lung und Abfluss in Kanalisation, ggf. erhöhter Niederschlagsabfluss in nächst-
gelegenen Vorfluter) 

− Veränderung der Sichtbeziehungen und der Naherholungsqualität 

Betriebsbedingte Wirkungen 
Betriebsbedingte Wirkungen gehen von der Nutzung der baulichen Anlagen aus und 

wirken für die Dauer des Betriebes. 

− Schadstoffimmissionen durch Heizen, Anwohnerverkehr, erhöhter KfZ-Verkehr 
auch in umgebenden Wohngebieten und Zufahrtsstraßen, Zunahme von Geräu-
schen durch Bewohner und Bewohnerverkehr 

− Zunahme des Verkehrs zu den Bring- und Holzeiten im Bereich der geplanten 
Kita 

− Lichtimmissionen und visuelle Effekte durch Anwohner und Anwohnerverkehr 

− Erhöhter Nutzungsdruck auf Naherholungsflächen, längerer Weg zu naherho-
lungsrelevanten Bereichen.  

Voraussichtlicher Wirkbereich des B-Plans 

In den angrenzenden Bereichen sind Wirkungen durch die Realisierung des B-Planes 

nicht auszuschließen. 

1.2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Nachrichtliche Übernahme aus der Begründung zum B-Planentwurf vom 24.04.2019 

(LUTZ UND PARTNER STADTPLANER ARCHITEKTEN 2019) 
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Der Bebauungsplan Erweiterung Westrand bildet den zweiten Abschnitt der Gesamt-

entwicklung des Siedlungsbereichs Westrand. Die über den Bebauungsplan Westrand 

noch bestehende Torsituation im Norden des ersten Abschnitts wird aufgelöst, und der 

Siedlungsbereich städtebaulich stimmig ergänzt. Die Flächenausdehnung der Erweite-

rung Westrand folgt dem - trotz der Bemühungen zur inneren Entwicklung - vorhande-

nen Bedarf an Wohnbauflächen. Die Ergänzung der Siedlungsfläche als Erweiterung 

und Fortführung des ersten Abschnitts ist planerisch einer Neuausweisung an anderer 

Stelle dringend vorzuziehen; mit der Darstellung der Wohnbauentwicklungsfläche im 

Flächennutzungsplan ist dies auch dokumentiert. 

Insofern bestehen keine städtebaulich sinnvollen, grundsätzlich unterschiedlichen Pla-

nungsmöglichkeiten zur Entwicklung der Fläche. Inhaltlich sind unterschiedliche Pla-

nungsmöglichkeiten hinsichtlich Erschließung, Bauformen, Dichte und geplanten 

Grundstücksgrößen dargestellt und diskutiert worden. Der Bebauungsplan bildet mit 

seinen Festsetzungen das Ergebnis der diesbezüglichen Abwägungen und der suk-

zessiven Fortentwicklung der Planung ab. 

Im Vergleich zum Bebauungsplan Westrand ist in der Erweiterung Westrand eine grö-

ßere durchschnittliche Dichte mit kleineren Grundstücken und einem größeren Anteil 

an Geschosswohnungsbauten vorgesehen. Die Dichte nimmt von innen nach außen 

ab, und folgt damit dem bereits im Westrand umgesetzten Grundprinzip. Eine weiter-

gehende Verdichtung, z.B. durch größere Gebäudehöhen, erscheint hier städtebaulich 

nicht angebracht. 

1.3 Ziele des Umweltschutzes 

Bei Planungen sind die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 

Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, zu beachten. 

Dabei ist festzuhalten, dass die Ziele der Fachgesetze einen bewertungsrelevanten 

Rahmen rein inhaltlicher Art darstellen, während die Zielvorgaben der übergeordneten 

Planungen und das bestehende Planungsrecht über diesen inhaltlichen Aspekt hinaus 

auch konkrete räumlich zu berücksichtigende Festsetzungen vorgeben. Dargestellt 

werden übergeordnete Raum- und Fachplanungen sowie deren Berücksichtigung bei 

der Aufstellung des vorliegenden Bauleitplanes. 

Geschützte Bestandteile von Natur und Landschaft geben Restriktionen für ihre Nut-

zung vor bzw. können bestimmte Nutzungen ganz ausschließen. Auch diese sind ent-

sprechend nachfolgend zu berücksichtigen. 

1.3.1 Fachgesetze und untergesetzliche Normsetzungen 

Die zu beachtenden Fachgesetze sind bezogen auf die nach BauGB zu betrachtenden 

Umweltbelange im Anhang 1 genannt und werden bei der Betrachtung der einzelnen 
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Umweltbelange berücksichtigt. Diese Vorgaben werden eingehalten. Bei vorliegendem 

Vorhaben waren speziell zu prüfen:  

− Schallschutz (DIN 18005-1 Schallschutz im Städtebau, Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm), DIN 4109: Schallschutz im Hochbau, RLS-
90: Richtlinie Lärmschutz an Straßen, Verwaltungsvorschrift des Umweltministe-
riums und des Wirtschaftsministeriums über Technische Baubestimmungen 
(VwV TB), VDI 2719: Schallschutz von Fenstern) 

− Artenschutz gemäß BNatSchG 

− Biodiversitätsschaden nach Umweltschadensgesetz (USchadG) 

− Schutz von Boden (Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), BauGB, DIN 18915 Vege-
tationstechnik im Landschaftsbau, DIN 19731 Bodenbeschaffenheit - Verwer-
tung von Bodenmaterial) 

− Verordnung über dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser, BW 1999 

 

Hieraus ergeben sich Erfordernisse für weitere Gutachten:  

− Lärmgutachten 

− Hydrologische Untersuchung, Niederschlagsmanagement 

− Artenschutzprüfung gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG 

− Umweltschadensprüfung nach § 19 BNatSchG 

− Bodenmanagement (schonender Umgang mit Boden, Wiederverwendung von 
Oberboden)  

1.3.2 Übergeordnete Planungen 

Regionalplan 
Der Regionalplan der Region Stuttgart (VERBAND REGION STUTTGART 2009) weist die 

Gemeinde Schönaich als Gemeinde beschränkt auf Eigenentwicklung aus (PS 2.4.2 

(2)). sie liegt im Verdichtungsraum Stuttgart. 

Für den geplanten Geltungsbereich des B-Plans sieht der Regionalplan keine bestimmt 

Nutzung vor. Die Ausweisung des FNP (1999) wurde im Regionalplan bereits berück-

sichtigt. 

Östlich und südlich des B-Plangebietes grenzt die bestehende Siedlungsfläche der 

Gemeinde Schönaich an. Westlich angrenzende unbebaute Flächen sind als Gebiet für 

Naturschutz und Landschaftspflege PS 3.2.1 (G) sowie als Gebiete für Landwirtschaft 

PS 3.2.2 (G) ausgewiesen. Ein Regionaler Grünzug (Zu 3.1.1 (Z)) verläuft in ca. 200 m 

- 300 m Entfernung. 

Die vorliegende Bauleitplanung ist zu den Festlegungen des Regionalplanes konform. 
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Abbildung 3: Auszug aus der Raumnutzungskarte des Regionalplans (VERBAND REGION STUTTGART 
2009, unmaßstäblich) 
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Flächennutzungsplan 
In der rechtskräftigen Fortschreibung des Flächennutzungsplan Gemeinde Schönaich 

2014 ist das B-Plangebiet als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen (Werkgemein-

schaft Archiplan 2017). Im Nordwesten kommt es zu einer kleinflächigen Überschrei-

tung desselben. Der Flächennutzungsplan wäre, sofern die Überschreitung mehr als 

0,5 ha beträgt, in einem Parallelverfahren fortzuschreiben. Die Fläche der Überschrei-

tung des Geltungsbereichs gegenüber der nicht parzellenscharfen Darstellung im Flä-

chennutzungsplan beträgt ca. 0,2 ha. Zudem bleibt  der Geltungsbereich   nordwestlich 

der Böblinger Straße (nach derzeitigem Planungsstand) um ca. 0,1 ha hinter der Dar-

stellung des Flächennutzungsplans zurück. Eine Änderung des FNP ist somit nicht er-

forderlich. Die leicht geänderten Abgrenzungen werden als Berichtigung in den FNP 

eingepflegt. 

Demzufolge ist die vorliegende Bauleitplanung zu den Darstellungen des Flächennut-

zungsplanes konform. 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan 2014 der Gemeinde Schönaich (unmaßstäb-
lich) 

Landschaftsplan 
Der Landschaftsplan ist in den rechtskräftigen Flächennutzungsplan 2014 eingearbei-

tet. Und liegt nicht als eigenständiger Plan vor. 

Insofern ist die vorliegende Bauleitplanung zu den Darstellungen des Landschaftspla-

nes konform. 
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1.3.3 Sonstige Planungen 

Biotopverbund (landesweit, regional, kommunal) 
Der Biotopverbund ist in § 21 BNatSchG gefordert. Die Sicherung seiner Elemente ist 

sowohl im § 21 BNatSchG als auch § 22 NatSchG BW verankert. „Grundlage für die 

Schaffung des Biotopverbunds ist der Fachplan Landesweiter Biotopverbund ein-

schließlich des Generalwildwegeplans. Alle öffentlichen Planungsträger haben bei ih-

ren Planungen und Maßnahmen die Belange des Biotopverbunds zu berücksichtigen.“ 

(§ 22 Abs. 1 NatSchG BW) 

Der Fachplan Landesweiter Biotopverbund stellt die Biotopverbundflächen jeweils diffe-

renziert nach Offenland trockener, mittlerer und feuchter Standorte dar (LUBW 2012b). 

Zudem sind die Barriereflächen für den Biotopverbund im Offenland dargestellt. Hierbei 

handelt es sich zumeist um Siedlungsflächen sowie Waldflächen mit Ausnahme der 

Waldsäume. 

Der Biotopverbund Offenland zielt auf einen Verbund gleichartiger, artenreicher Bio-

tope ab, was insbesondere für den Erhalt und Förderung wenig mobiler Arten mit un-

terschiedlichen Ausbreitungsvermögen relevant ist. Unterschieden wurde in Kern-

flächen (artenreiche, hochwertige Biotopflächen), Kernräume (Arrondierung von Kern-

flächen innerhalb einer Distanz von 200 m) und Suchräume innerhalb 500 m und 

1000 m Radien.  

Die Darstellung für das zu betrachtende Gebiet zeigt Abbildung 5. Hier ist zu erkennen, 

dass der nördliche Teil des Geltungsbereiches sich im Kernraum Offenland mittel be-

findet. Der Bereich des Kleingartens ist eine Kernfläche des mittleren Offenlandes. Im 

dazugehörigen Suchraum (500 m) liegen die mittleren westlichen und östlichen Teilbe-

reich des B-Plangebiets. Der südliche Teil liegt nicht innerhalb von Biotopverbundflä-

chen. 

Die planextern gelegen Flächen für die Regenwasserversickerung südwestlich des 

Geltungsbereichs liegen ebenfalls im Kernraum Offenland mittel.  

Folglich schwächt die Planung den Biotopverbund um Schönaich, da die Ausgleichs-

flächen (LRT [6510]) gemarkungsextern liegen. Demnach wird jedoch der Biotopver-

bund in den Gemarkungen der Ausgleichsflächen gestärkt. 
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Abbildung 5: Darstellung der Flächen aus dem landesweiten Biotopverbund im Untersuchungsraum 
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Der Verband Region Stuttgart hat 2007/08 eine regionale Biotopverbundplanung er-

arbeiten lassen. Dieses Biotop-Informations- und Managementsystem (BIMS) ist in den 

Regionalplan eingeflossen. Der Biotopverbundplanung liegen eine Auswertung aktuel-

ler Satellitendaten und eine Verifizierung durch Geländebegehung zugrunde.  

Das regionale Biotopverbundsystem besteht aus Kernflächen im Sinne von Erhal-

tungsgebieten für den Biotopverbund sowie aus Entwicklungsflächen im Sinne von 

Verbindungsflächen. Ergänzend dazu sind Mangelbereiche, die keine oder nur wenig 

bedeutsame Biotopstrukturen aufweisen und Landschaftskorridore für hochmobile, ins-

besondere flugunfähige Säugetierarten ausgewiesen. Zerschneidungswirkungen von 

Straßen sind als Barrieren dargestellt. Der regionale Biotopverbund unterscheidet zwi-

schen Offenlandflächen feuchter und trockener Standorte sowie dem Verbundsystem 

Wald. 

In der regionalen Biotopverbundplanung liegt der Großteil des Geltungsbereiches so-

wie die planextern gelegenen Flächen für die Regenwasserversickerung, wie Abbil-

dung 6 zu entnehmen ist, innerhalb der Verbundflächen Offenland trocken, welche z.T. 

in die Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege sowie in Gebiete ohne Auswei-

sung von Festsetzungen des Regionalplans eingeflossen sind (vgl. Abbildung 3). Nur 

der nordwestliche Teil des Geltungsbereichs (geplanten Hauptzufahrt) liegt innerhalb 

der Kernflächen Offenland trocken und feucht.  
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Abbildung 6: Ausschnitt aus dem regionalen Biotopverbund (VERBAND REGION STUTTGART) 
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Generalwildwegeplan 
In seiner Funktion als waldbezogene Fachplanung für einen landesweiten Biotopver-

bund und als integrativer Bestandteil eines nationalen bzw. internationalen ökologi-

schen Netzwerks von Wildtierkorridoren ist der Generalwildwegeplan zu berücksichti-

gen.  

Es führen weder Wildtierkorridore von internationaler, nationaler noch landesweiter 

Bedeutung in relevanter Entfernung zum Geltungsbereich bzw. durch denselben. 

Drainagepläne 

Auf den Grünlandflächen im geplanten Geltungsbereich wurden keine Drainagen ver-

legt. 

Verkehrspläne (KfZ, Radwege) 
Es gibt ein eigenes Radwegekonzept der Gemeinde Schönaich welches in das Rad-

wegekonzept des Landkreises integriert wurde. Darin aufgezeigte Radwege sind von 

der Planung nicht betroffen. 

Kampfmitteluntersuchungen 

Laut Regierungspräsidium (RP) Stuttgart (22.08.2018) haben die Luftbildauswertungen 

keine Anhaltspunkte für das Vorhandensein von Bombenblindgängern innerhalb des 

Untersuchungsgebietes ergeben. Es sind demnach keine weiteren Maßnahmen erfor-

derlich. Eine Kampfmittelfreiheit wird durch das RP Stuttgart jedoch nicht garantiert. 

1.3.4 Geschützte Bestandteile von Natur und Landschaft 

Naturschutzrecht  

Die geplante B-Planfläche erfasst oder berührt keine Schutzgebiete. 

Die nächstgelegenen Schutzgebiete liegen in Entfernungen, in welchen sie von der 

geplanten Bebauung nicht betroffen sind. 

Denkmalschutz 

Kulturdenkmale  

Baudenkmale oder archäologische Kulturdenkmale sind für das Baugebiet nicht be-

kannt. 

Sonstige Schutzobjekte 

FFH-Lebensraumtypen (außerhalb Natura 2000 Kulisse) 

Gemäß § 19 BNatSchG Abs. 1 Satz 1 „(…) ist eine Schädigung von Arten und natürli-

chen Lebensräumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes jeder Schaden, der er-
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hebliche nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen 

Erhaltungszustandes dieser Lebensräume oder Arten hat.“ 

„Arten im Sinne des § 19 Abs. 1 BNatSchG sind die Arten, die in  

1. Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der (Richtlinie 79/409/EWG) oder 

2. den Anhängen II und IV der (Richtlinie 92/43/EWG) aufgeführt sind. 

Natürliche Lebensräume im Sinne des § 19 Abs. 1 BNatSchG sind die  

1. Lebensräume der Arten, die in Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der Richtlinie 
79/409 EWG oder in Anhang II der Richtlinie 92/43 EWG aufgeführt sind.  

2. Natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse sowie 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der in Anhang IV der Richtlinie 92/43 EWG 
aufgeführten Arten.“ 

 

Für den Landkreis Böblingen wurde bisher im Rahmen der landesweiten Offenlandbio-

toptypenkartierung keine flächendeckende Kartierung der Mageren Flachland-

Mähwiesen durchgeführt. Im Zuge der Biotoptypenerfassung für das laufende B-Plan-

verfahren Erweiterung Westrand wurden im Geltungsbereich ein Großteil der Grün-

landflächen dem LRT [6510] zugewiesen. Diese werden im Kapitel 2.5.1.1 näher be-

trachtet. 

Weitere Erkenntnisse zu geschützten und prioritären Arten im Zusammenhang mit dem 

Planungsraum liegen derzeit nicht vor. Sollten den Trägern öffentlicher Belange oder 

der Öffentlichkeit weitere Informationen und Erkenntnisse hierzu vorliegen, so können 

diese im Verfahren mitgeteilt werden, so dass eine entsprechende Beachtung erfolgen 

kann. 
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Abbildung 7: Schutzgebiete und Schutzobjekte 
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2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswir-
kungen 
Die Beschreibung und Bewertung der einzelnen Umweltbelange (Basisszenario) sowie 

die Auswirkung der Planung auf diese basiert auf den projektspezifischen Planungs-

grundlagen und Gutachten (vgl. Kapitel 1.2) sowie den Erfordernissen aus übergeord-

neten Zielvorgaben und Hinweisen zu Schutzobjekten (Kapitel 1.3). 

Nach § 14 ff. BNatSchG bzw. § 14 ff. NatSchG BW in Verbindung mit den §§ 1 und 1a 

des BauGB sind unvermeidbare, erhebliche Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit 

des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes durch entsprechende Maßnahmen 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen. Der vorliegende Um-

weltbericht integriert die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung nach den Vorgaben des Na-

turschutzrechts in Kapitel 3. 

Es werden Maßnahmen vorgesehen, um den Eingriff zu vermindern. Viele Maßnah-

men wirken sich positiv auf mehrere Umweltbelange aus ('Huckepack-Verfahren'). 

Im Folgenden werden je Umweltbelang voraussichtliche Auswirkungen bei Durchfüh-

rung der Planung und bei Nichtdurchführung dargestellt. Zur Bewertung des Eingriffs 

werden die Flächen vor und nach dem geplanten Eingriff bewertet. Als Ausgangssitua-

tion wird vom realen Ist-Zustand ausgegangen. Hierbei werden zudem die Wechselwir-

kungen zwischen den Umweltbelangen berücksichtigt. Die möglichen bau-, anlage- 

und betriebsbedingten Auswirkungen des Vorhabens werden in Kapitel 1.2.4 benannt. 

Für jeden Umweltbelang werden, so möglich, Maßnahmen zur Vermeidung und Mini-

mierung benannt. Da diese wie oben ausgeführt häufig für mehrere Umweltbelange 

wirken, werden diese bei den einzelnen Umweltbelangen nur kurz benannt. Eine aus-

führliche Beschreibung der  vorgeschlagenen Maßnahmen erfolgt im Kapitel 2.10. 

2.1 Umweltbelang Fläche 

Für den Umweltbelang Fläche erfolgt im Umweltbericht zunächst eine quantitative Be-

trachtung. 

Im Bestand wird die vorhandene Nutzungsstruktur (Art der Flächennutzung und ggf. 

die Nutzungseffizienz) angegeben. Hierbei finden u.a. land- und forstwirtschaftliche 

Aspekte (z.B. Wirtschaftsfunktionen) Berücksichtigung. Die Bewertung der Auswirkun-

gen erfolgen anhand folgender Kriterien jeweils in Relation der Einzelflächenbewertung 

mit dem Gesamtplan (hier: Flächennutzungsplan) der Kommune: 

− Anteil der versiegelten Fläche im Plangebiet 

− Nutzungseffizienz (Nutzungsdichte) auf der Fläche im Bezug zu Dichtewerten 
(z.B. der Region) 

− Funktionsräumliche Anbindung (ÖPNV, Erschließungsaufwand) 
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2.1.1 Bestandserfassung (Basisszenario) 

Bestand (Nutzungsstruktur, -effizienz) 
Die GRZ 0,4 mit einer zulässigen Überschreitung um 50 %, max. jedoch 0,6 (WA3) und 

0,7 (WA2, WA3a, WA3b) entspricht bei den Einzel- Doppel- und Reihenhäusern einem 

Versiegelungsgrad der Wohnbaufläche von max. 60 % bzw. max. 70 %. Bei Mehrfami-

lienhäusern gilt die GRZ 0,4, max. jedoch 0,8 (WA1a und WA1b) was einem Versiege-

lungsgrad von max. 80 % entspricht. (vergl. Tabelle 1) 

Der Regionalplan gibt gemäß Plansatz 2.4.0.8 für Schönaich als regional-planerisches 

Ziel eine Bruttowohndichte von mindestens 55 Einwohnern pro Hektar für vor. Grund-

sätzlich ist dieser Wert den weiterführenden Planungen zu Grunde zu legen. Bei Um-

setzung der vorgesehenen Planung in Form von Einzel-, Doppel-, Reihen- und Mehr-

familienhäusern wäre dieser Wert bereits eingehalten. 

Die Anbindung an den ÖPNV ist über die Bushaltestellen Kelterweg und Bahnhofstra-

ße ca. 440 m nordöstlich bzw. ca. 460 m östlich des Geltungsbereichs gegeben.  

Der Erschließungsaufwand der geplanten Erweiterung Westrand kann aufgrund des für 

eine Weiterführung ausgelegten Erschließungssystems des südlich angrenzenden 

Wohngebiets Westrand gering gehalten werden. 

Um die landwirtschaftliche Bedeutung der Böden aufzuzeigen werden bei der Bewer-

tung des Bestandes auch die Ergebnisse der digitalen Flurbilanz der Landesanstalt für 

Entwicklung der Landwirtschaft und der ländlichen Räume (LEL) mit betrachtet. Die di-

gitale Flurbilanz setzt sich aus der Flächenbilanzkarte, in der die Ertragsfähigkeit der 

Böden bewertet wird und der Wirtschaftsfunktionenkarte zusammen. Für die Wirt-

schaftsfunktionenkarte werden, zusätzlich zur Summe der natürlichen, örtlichen Gege-

benheiten noch agrarstrukturelle Parameter mit berücksichtigt.  

In vorliegendem Fall ist die betroffene Fläche (Geltungsbereich sowie externe Re-

tentionsflächen) nahezu unversiegelt. Die durch das Gebiet führenden landwirtschaftli-

chen Wege sind, bis auf den Kolbenäckerweg, kaum befestigte Wiesen- beziehungs-

weise überwachsene Schotterwege. 

Nach der Flächenbilanz liegen sowohl der Geltungsbereich als auch die externe Re-

tentionsfläche innerhalb von Vorrangflächen der Stufe II, diese werden als landbau-

würdige Flächen mit mittleren Böden und geringer Hangneigung beschrieben.  

In der Wirtschaftsfunktionenkarte werden die in Anspruch genommenen Bereiche der 

Vorrangflur Stufe I zugewiesen Die Flächen werden als überwiegend landbauwürdige 

Flächen beschrieben die von einer Fremdnutzung (Umwidmung) ausgeschlossen blei-

ben müssen. Deren Nichtausweisung im Regionalplan als Gebiet für Landwirtschaft ist 

in dessen Ausweisung im FNP als WA begründet. 
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Bewertung 
In Tabelle 1 ist die jeweils max. Versiegelung in den einzelnen Bereichen des B-

Plangebietes angegeben. Bei nicht angegebenen Flächen ist nicht von einer Versiege-

lung auszugehen. Hieraus resultiert die Gesamtversiegelung.  

Tabelle 1: Übersicht zur Versiegelung im B-Plangebiet 

 

 

 

 

 

 

Bei Straßen, Stellplätzen und Geh / Radwegen ist von einer Vollversiegelung auszuge-

hen. Mit einem Versiegelungsgrad von max. etwa 74 % bezogen auf das B-Plangebiet 

geht eine effektive Ausnutzung der Fläche hinsichtlich Wohnbebauung einher. Auf-

grund dessen ist von einem schonenden Umgang mit dem Umweltbelang Fläche aus-

zugehen, da innerhalb des B-Plangebiet unter Einhaltung des Charakters eines relativ 

durchgrünten Wohngebietes eine hohe Anzahl an Wohneinheiten untergebracht wird.  

2.1.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt die Fläche des Geltungsbereiches und der 

externen Retentionsfläche unversiegelt und für die landwirtschaftliche Nutzung erhal-

ten. Eine Weiternutzung wie bisher ist anzunehmen. Laut FNP ist für den Geltungsbe-

reich Wohnbebauung vorgesehen, folglich ist in näherer Zukunft mit einer Bebauung 

der Fläche zu rechnen. 

2.1.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Die Wohndichte entspricht den regionalplanerischen Vorgaben und üblichen Wohnfor-

men. 

Für Ausgleichsmaßnahmen wurden bisher keine Ausgleichsflächen der Gemeinde 

Schönaich beansprucht. Vielmehr werden sinnvolle Maßnahmen im Rahmen des na-

turschutzrechtlichen Ökokontos gesucht und zugeordnet. 

2.1.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Im Rahmen der Umsetzung des B-Plans entfällt bisher als Futterwiese genutzte Grün-

landfläche. Die betroffenen Flächen werden als Futterflächen für die Tierhaltung benö-

tigt. Diese wurde ausschließlich von einem Landwirt bewirtschaftetet. Da es sich aus-

Planung max. Versiegelung Versiegelung in m² Versiegelung in % 

WA 1a, 1b GRZ 0,4;  0,8 6.345 14 

WA 2, 3a, 3b GRZ 0,4 0,7 9.033 19 

WA 3 GRZ 0,4 0,6 7.422 16 

Straßen / Fuß- und Radwege 1,0 11.534 25 

max. Versiegelung  34.334 74 
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schließlich um Pachtflächen handelt, findet für den betroffenen Landwirt kein Aus-

gleich, bzw. keine monetäre Entschädigung statt. 

Die Nachverdichtung zwischen der am östlichen Rand des B-Plangebiets befindlichen 

bestehenden Wohnbebauung ist grundsätzlich als positiv anzusehen. 

2.1.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Es verbleiben nachteilige Auswirkungen, welche jedoch bei konsequenter Umsetzung 

der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen als nicht erheblich eingestuft werden. 

2.2 Umweltbelang Mensch / menschliche Gesundheit / Bevölkerung  

Für den Umweltbelang Mensch ist die Gesundheit und das Wohlbefinden der Bevölke-

rung zu betrachten. Zur Wahrung dieser Daseinsgrundfunktionen sind insbesondere 

als Schutzziele das Wohnen und die Regenerationsmöglichkeiten zu nennen. Im Vor-

dergrund der Betrachtungen stehen daher die Aspekte: 

− Wohn-/(Arbeits-)funktion 

− Gesundheit und Wohlbefinden 

− Arbeitsumfeld-, Wohnumfeld- und Erholungsfunktionen 

2.2.1 Bestandserfassung und-bewertung (Basisszenario) 

Bestand und Vorbelastungen 

Das B-Plangebiet erfüllt derzeit primär landwirtschaftliche Funktionen. Es ist weitge-

hend strukturarm und besteht überwiegend aus für den Futteranbau genutzten Grün-

landflächen in die kleinflächig Gartennutzung integriert ist. 

Das B-Plangebiet ist frei zugänglich (lediglich Gartenland ist teilweise eingezäunt) und 

bildet den Übergang zwischen dem Ortsrand Schönaichs und den freien Grünlandflä-

chen. Im Norden und Westen schließen ausgedehnte Streuobstwiesen am Hang zum 

Rauhen Kapf / Hochberg / Häsel an. 

Daneben dient es im Verbund mit den weiträumig angrenzenden Strukturen (Streu-

obstbestände, Wald- und Wiesenflächen) als Naherholungsgebiet für die Anwohner 

von Schönaich. 

Das B-Plangebiet wird im Norden durch den asphaltierten Kolbenäckerweg begrenzt, 

der als Zufahrt zur Minigolfanlage Schönaich dient. Im nördlichen Bereich wird es von 

dem landwirtschaftlichen Wiesenweg (Verlängerung der Hans-Pfitzner-Straße) ge-

quert.  

Im Bereich des geplanten Regenrückhaltebeckens befinden sich ebenfalls für den Fut-

teranbau genutzte Grünlandflächen. 
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Der derzeitige Ortsrand bildet einen ortstypischen Übergang zur freien Landschaft, der 

mit Gärten und Obstbäume bestanden ist.  

Naherholungssuchende vor allem aus der angrenzenden Wohnbebauung und den Be-

suchern der Minigolfanlage Schönaich frequentieren das B-Plangebiet.  

Durch die direkt angrenzende Lage an die bestehende Wohnbebauung sowie die Nähe 

zur Böblinger Straße besteht eine verkehrliche Vorbelastung durch Lärm und Abgase. 

Außer im Bereich der Böblinger Straße ist diese als gering einzuschätzen. Das B-

Plangebiet liegt außerhalb der 60 dB Fluglärmlinie des Flughafens Stuttgart. 

Bewertung 
Für die zukünftigen Bewohner und die angrenzenden Bewohner hat das B-Plangebiet 

in Hinblick auf Wohnfunktion, Gesundheit und Wohlbefinden eine sehr hohe Bedeu-

tung. Ebenso hohe Bedeutung hat es für die Erholungsnutzung. Untergeordnet ist die 

derzeitige Bedeutung als strukturierter, definierter orttypischer Siedlungsrand mit Wie-

dererkennungswert.  

Die Empfindlichkeit des Gebietes gegenüber der geplanten Umnutzung kann als gering 

bis mittel eingestuft werden, da die Wohnbebauung gleichartig fortsetzt wird und der  

Ortsrand gestaltet werden soll. Gegenüber einer Einschränkung der Durchlässigkeit für 

Fußgänger und Radfahrer ist die Fläche wenig empfindlich, da durch die geplanten Er-

schließungsstraßen eine größere Durchgängigkeit entsteht. 

Wechselwirkungen 
Eine zukünftig hohe Funktionserfüllung Wohnen geht bei neuen städtebaulichen Ent-

wicklungen einher mit Neuversiegelung. In diesem Falle geht dies zulasten von LRT 

[6510] (Magere Flachland-Mähwiese) und Futterproduktionsfläche eines Landwirts. 

2.2.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt das Gebiet frei zugänglich und kann weiter-

hin als Naherholungsgebiet für die Anwohner und Übergang in die angrenzende Um-

gebung dienen.  

2.2.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Wirksame Maßnahmen zum Schutz der Anwohner vor den zu erwartenden baubeding-

ten Emissionen sind nicht vorstellbar. Bauzäune etc. wirken weder hinreichend lärm- 

und staubabschottend noch kann man die Baustelle dahinter „verstecken“. Bei langan-

haltenden trocken-warmen Bedingungen können ggf. durch die Befeuchtung von Stra-

ßen und zu schüttendem Material Staubentwicklungen wirksam reduziert werden.  

Da die neue Haupteinfahrt im Norden von der Böblinger Straße über Kolbenäckerweg 

erfolgen soll, werden die Straßen in den angrenzenden Wohngebieten für den reinen 
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Durchgangsverkehr unattraktiver. Der Verkehr wird dort eher weggeleitet und reduziert 

damit die Zusatzbelastung. 

Der Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche trifft nicht vorrangig die Versorgungsla-

ge der Einwohner Schönaichs, jedoch wird sich der derzeit wirtschaftende Landwirt da-

rauf einstellen müssen. Regelungen hierzu kann der Umweltbericht nicht vorgeben, 

vielmehr hat die Gemeinde diese Fragen und Interessen im Rahmen des Umlegungs-

verfahrens geklärt. 

2.2.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  

Bei Annahme der o.g. Hinweise zur Eingriffsminimierung verbleiben folgende Auswir-

kungen: 

baubedingt 
Die baubedingte Flächeninanspruchnahme ist temporärer Art und ergibt sich durch 

Baustelleneinrichtung, Lagern von Baumaterial/-geräten, Baustraßen. Lagerung von 

Material erfolgt innerhalb, zusätzlich zu den geplanten Erschließungsstraßen wird es 

innerhalb des Geltungsbereichs keine Baustraßen geben.  

Es wird baubedingt Emissionen (Lärm, Licht ggf. bei Bauarbeiten in Wintermonaten, 

Staub und Schadstoffe durch Baufahrzeuge und -geräte) geben. Insbesondere werden 

die direkt angrenzenden Grundstücke betroffen sein. Da das Gebiet nicht mit einem 

Bauzwang belastet werden wird, wird sich die baubedingte Immissionsbelastung über 

einen längeren Zeitraum verteilen und einige Jahre mit unterschiedlicher Intensität an-

dauern können. 

anlagebedingt 
Die anlagebedingte Flächeninanspruchnahme beinhaltet die entstehenden Gebäude, 

verkehrlichen Anlagen und wirkt dauerhaft. Im Rahmen der Errichtung des Regenrück-

haltbeckens werden zusätzlichen Flächen außerhalb des B-Plangebietes in Anspruch 

genommen werden. 

Mit Erschließungsbeginn und Zunahme der Bebauung wird die landwirtschaftliche Nut-

zung des Gebietes nicht bzw. bis zur Bebauung nur in Teilen möglich sein. Betroffen ist 

primär ein Landwirt mit 4,2 ha (88 % der Fläche des Geltungsbereichs) Verlust an zu 

bewirtschaftender Fläche. Generell wird der Verlust von landwirtschaftlich genutzten 

Flächen in diesem Umfang seitens der Schönaicher Landwirte kritisch gesehen. Der 

betroffene Landwirt war in die Planung eingebunden und hat zugestimmt. 

Sobald die ersten Häuser bezogen werden können, wird der KfZ-Verkehr in und aus 

dem Gebiet zunehmen. Laut der Verkehrsuntersuchung (MaP 2017) ergibt sich ein zu-

sätzliches Verkehrsaufkommen von ca. 1.080 Fahrten pro Tag bzw. 360 Fahrten im 

Zeitraum 15 bis 19 Uhr. Ein Viertel der Fahrten entsteht im südlich angrenzenden, be-
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reits bestehenden Wohngebiet Westrand, drei Viertel entstehen im Gebiet der neuen 

Erweiterung des Westrandes. Die verkehrliche Erschließung läuft zum Hauptteil über 

den neu entstehenden Knotenpunkt Böblinger Straße / Falkenstraße / Anschluss 

Wohngebiet West, zudem über die Weiterführung der Clara-Schumann-Straße aus 

dem südlich angrenzenden Wohngebiet.  

Aus Lärmeinwirkungen des Straßenverkehrs sind keine besonderen Anforderungen an 

den baulichen Schallschutz abzuleiten, da die schalltechnischen Orientierungswerte für 

ein WA zu jeder Zeit eingehalten werden. 

betriebsbedingt 
Durch die Neuanlage bzw. Verlängerung von Wegen Richtung Westen werden die dor-

tigen Freizeiteinrichtungen näher an der Ortschaft liegen und somit leichter zu errei-

chen sein. Aufgrund der neu hinzukommenden Anwohner, ist eine erhöhte Naherho-

lungsnutzung der freien Landschaft am Westrand von Schönaich zu erwarten. 

Die geplante wohnliche Nutzung ist mit positiven Auswirkungen insbesondere für die 

Wohnraumfunktion für den Umweltbelang Mensch verbunden.  

Wechselwirkungen  
- 

2.2.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Für den Umweltbelang Mensch und seine Gesundheit verbleiben unter Einbeziehung 

der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen keine erheblich nachteiligen Umwelt-

auswirkungen. 

2.3 Umweltbelang Boden 

Boden besitzt unterschiedlichste Funktionen für den Naturhaushalt. Zu nennen sind 

hier die  

− Lebensgrundlage und der Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bo-
denorganismen. Darüber hinaus sind seine  

− Wasser- und Nährstoffkreisläufe (Natürliche Bodenfruchtbarkeit, Sonderstandort 
für naturnahe Vegetation), seine  

− Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, seine  

− Grundwasserschutzfunktion und seine  

− Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte zu schützen. 

Als Datengrundlage wurden die Bodendaten der integrierte Geowissenschaftliche Lan-

desaufnahme auf Basis des Amtliches Liegenschaftskataster-Informationssystem des 

Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Bergbau - im Maßstab 1:50.000 (BK 50) 

verwendet (LGRB 2015a). Ebenso berücksichtigt wurden die Informationen zur Geolo-
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gie (LGRB 2005) und Hydrogeologie, die dem online Kartenviewer des LGRB (LGRB 

2013, 2015c) entnommen wurden (Stand Sommer 2018).  

Die Bewertung des Umweltbelangs Boden erfolgt nach der Ökokontoverordnung 

(ÖKVO) Baden-Württemberg. Zugrunde liegt eine fünfstufige Skala, die den Boden-

funktionen Werte von 0 (keine Funktionserfüllung) bis 4 (sehr hohe Funktionserfüllung) 

zuordnet.  

Der Boden im Eingriffsgebiet nimmt keine hohe Bedeutung als Sonderstandort für na-

türliche Vegetation ein. Eine besondere Bedeutung der betrachteten Böden als Archiv 

der Natur- und/oder Kulturgeschichte ist nicht bekannt, so dass eine differenzierte Be-

trachtung dieser Funktionen entfällt. 

2.3.1 Bestandserfassung und -bewertung (Basisszenario) 

Bestand und Vorbelastungen 
Das Relief ist als ebene bis flach geneigte Hanglage zu beschreiben. Die Exposition ist 

mit Süd-Südwest anzugeben. Das B-Plangebiet gehört zum mittleren und westlichen 

Keuperbergland. 

Der Geologische Untergrund bildet sich nach der Geologischen Karte 1:25.000 aus 

Stubensandstein (km4). Nach der Geologischen Karte 1:50.000 wird der Untergrund 

am westlichen Rand des B-Plangebiet und im Bereich des geplanten Regenrückhalte-

beckens (RRB) Holozäne Abschwemmmassen (qhz) sowie im übrigen Bereich aus 

Lösslehm (Lol) gebildet. 

In der Hydrogeologischen Karte 1:50.000 wird der Großteil des B-Plangebiets als 

Deckschicht aus Lösssediment (qlos) mit sehr geringer bis fehlender Porendurchläs-

sigkeit und mäßiger bis sehr geringer Ergiebigkeit über Verlehmungshorizonten be-

schrieben. Westliche Randbereiche sowie das geplante RRB liegen in Deckschicht aus 

Verschwemmungssediment (qz) mit sehr geringer bis fehlender Porendurchlässigkeit 

und mäßiger bis sehr geringer Ergiebigkeit. 

Die Bodenschätzung weist Bodenzahlen zwischen 44 und 54 aus. Die in Anspruch ge-

nommenen Flächen (B-Plangebiet und RRB) werden mit den Klassenzeichen lSIIb2, 

LIIb2 beschrieben. Diese kennzeichnen Grünlandstandorte mit stark lehmigen Sand- 

(lS) und Lehmböden (L), die eine mittlere bis geringen Ertragsfähigkeit (Zustandsstufe 

II), eine Jahresmitteltemperatur von 7 - 8°C (Klimastufe b) und gute Wasserverhältnis-

se (Wasserstufe 2) aufweisen.  

Die großmaßstäbigen bodenkundlichen Einheiten der Bodenkarte 1:50 000 (LGRB 

2015) wurden im Rahmen einer Bohrstocksondierung für die Böden der Erschlie-

ßungsstraßen kleinräumig untersucht. Die bodenkundlichen Parameter wurden nach 

der bodenkundlichen Kartieranleitung KA5 (AD-HOC-ARBEITSGRUPPE BODEN 2009) ver-

tikal aufgenommen.  
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Die Bodenkarte (BK50) beschreibt den Großteil der Böden, in den als unbebaut gel-

tenden Bereichen des B-Plangebiets, mit Parabraunerden aus Lößlehm. Bei den Fein-

bodenarten handelt es sich um Lehmschluffe, Schlufftone und Tonschluffe (Ut3-Tu4; 

Lu). Die Böden sind tiefgründig, steinfrei und hoch empfindlich gegenüber Erosion. 

Im südwestlichen B-Plangebiet und im südlichen Bereich des geplanten Regenversi-

ckerungsbeckens kommen Gleye und Kolluvium-Gleye aus Abschwemmmassen über 

sog. Basislage oder Stillwassersediment vor. Als Feinbodenarten werden hier Ton-

schluffe und Schlufftone (Lu-Tu3) beschrieben. Der Steingehalt ist sehr schwach bis 

mittel grusig. Aufgrund der geringen bis z. T. sehr geringen Luftkapazität sowie des an-

stehenden Grundwassers ist die Durchwurzelung des Unterbodens eingeschränkt. 

Im nordwestlichen Bereich ragen Kolluvien und Pseudogley-Kolluvien aus holozänen 

Abschemmmassen örtlich über tonreicher Basislage oder Festgesteine der Stu-

bensandstein- und Bunte-Mergel-Formation in das B-Plangebiet. Diese sind auch im 

nördlichen Bereich des geplanten Regenversickerungsbeckens verzeichnet. Die Fein-

bodenarten werden als Lehm- und Tonschluffe beschrieben (Ut3-Lu). Die Böden sind 

tiefgründig, der Steingehalt ist als sehr schwach bis schwach grusig beschrieben. Sie 

weisen eine hohe bis sehr hohe Empfindlichkeit gegenüber Erosion auf. 

Die im Rahmen der Bodenkundlichen Geländeaufnahme erhobenen Feinbodenarten 

der Oberböden werden primär durch die Bodenart Ut2 (schwach toniger Schluff) be-

schrieben. Im südlichen Bereich und im südlichen Teil des Kleingartens wurden eher 

sandige Böden angetroffen. Hier ist die Hauptbodenart im Oberboden sandiger Schluff 

(Us). Diese schluffreichen, steinfreien Oberböden erfüllen alle Voraussetzungen für ei-

nen Verwertung im Sinne einer Bodenverbesserung und sind damit für eine Bodenauf-

füllung auf z. B. flachgründigen, steinreichen oder erodierten Ackerflächen geeignet 

(LFU 2000). 

Sowohl der Gewannname Furt für feuchte Wiesen, wie auch die bereits sehr lange 

Grünlandnutzung der Flächen bestätigen die Ausprägung der Böden des Geltungsbe-

reichs. Diese weisen in den Unterböden z. T. sehr deutliche Stauwassermerkmale in 

Form von gebleichten Bodenaggregaten sowie Eisen- und Mangankonkretionen auf.  

Im Bereich des geplanten RRB bestätigten die Geländeuntersuchungen das Vorkom-

men der in der Bodenkarte beschriebenen, grundwasserbeeinflussten Böden (Gley und 

Kolluvium-Gley). Es wurden Braunerde-Gleye und Gley-Braunerden kartiert. 

Alle im B-Plangebiet und im Bereich des geplanten RRBs vorkommenden Böden sind 

potenziell verdichtungsempfindlich (MURER 2009). Die Parabraunerden und Kolluvien 

und Pseudogley-Kolluvien haben eine hohe potenzielle Verdichtungsempfindlichkeit, 

wohingegen die Gleye und Gley-Kolluvien eine geringe bis mittlerer Empfindlichkeit 

aufweisen. 
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Der größte Teil des B-Plangebietes wird als Grünland für den Futteranbau genutzt. Die 

Bewirtschaftung erfolgt entsprechend der guten fachlichen Praxis der Landwirtschaft, 

demzufolge sind keine Vorbelastungen auf Grund der Nutzung zu erwarten. Die kartier-

te Vegetation unterstreicht diese Annahme. 

Der Kolbenäckerweg ist asphaltiert und der nahezu parallel verlaufende landwirtschaft-

liche Weg ist ein z. T. geschotterter Wiesenweg.  

Am östlichen Rand des B-Plangebietes liegen bereits locker bebaute Bereich die im 

Bereich der Gebäude- und Hofflächen und der Zufahrten voll- bzw. teilversiegelt sind 

und deren Gärten eine anthropogene Überprägung der Böden aufweisen können. Sel-

biges gilt auch für den jahrzehntelang als Kleingarten genutzten Bereich. 

Bewertung 
Die primär vorkommenden Parabraunerden aus Lösslehm haben eine hohe Gesamt-

bewertung (2,83) gemäß (LUBW 2012a). Für die Funktionserfüllung als Standort für 

natürliche Vegetation (NATVEG) werden die Bewertungsklassen hoch bis sehr hoch 

nicht erreicht. Die natürliche Bodenfruchtbarkeit (NATBOD) für diesen Bereich ist als 

hoch (3,0) eingestuft, ebenso die Funktion als Filter und Puffer für Schadstoffe (FIPU). 

Eine mittlere bis hohe Funktionserfüllung (2,5) wird für den Ausgleichskörper im Was-

serkreislauf (AKIWA) beschrieben. 

Ganz im Nordwesten und im Südwesten des B-Plangebiets sowie im Bereich des ge-

planten RRBs befinden sich Kolluvien und Pseudogley-Kolluvien mit einer hohen Ge-

samtbewertung (3,0). Auch hier sind keine als hoch oder sehr hoch eingestuften 

Standorte für natürliche Vegetation ausgewiesen. Die Funktion für natürliche Boden-

fruchtbarkeit und Ausgleichskörper im Wasserkreislauf erreichen eine mittlere bis hohe 

Funktionserfüllung (2,5). Eine hohe Funktionserfüllung (3,0) liegt für die Filter- und Puf-

ferfunktion für Schadstoffe vor. 

Südlich der Kolluvien befinden sich im südwestlichen Teil des B-Plangebietes sowie 

ebenfalls im Bereich des geplanten RRBs Gleye und Kolluvium-Gleye mit Grundwas-

seranschluss. Diese erreichen ebenfalls eine hohe Gesamtbewertung (3,0). Wie im Be-

reich der anderen Bodentypen ist auch hier keine hohe und sehr hohe Bewertung der 

Funktion als Standort für natürliche Vegetation ausgewiesen. Die Funktionen natürliche 

Bodenfruchtbarkeit und Ausgleichskörper im Wasserkreislauf werden als mittel bis 

hoch (2,5) eingestuft. Bei der Filter- und Pufferfunktion für Schadstoffe wird eine hohe 

(3,0) Funktionserfüllung erreicht. 

Die mit Gebäuden bestandenen oder versiegelten Flächen am östlichen Rand des B-

Plangebiets weisen keine Funktionserfüllung auf, ihnen wird die Wertstufe 0 zugewie-

sen.  

Insgesamt besteht im B-Plangebiet eine hohe Empfindlichkeit gegenüber Versiegelung 

bzw. Bebauung. 
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Abbildung 8: Darstellung der natürlichen Bodenfunktionen Ausgleichskörper im Wasserkreislauf, Filter 
und Puffer für Schadstoffe sowie Natürliche Bodenfruchtbarkeit 

 

Abbildung 9: Gesamtbewertung der natürlichen Bodenfunktionen 
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Wechselwirkungen 
Es bestehen vor allem Wechselwirkungen mit den Umweltbelangen Fläche, Wasser 

und Klima. 

2.3.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung bleiben die natürlichen Bodenfunktionen im 

B-Plangebiet und geplanten RRB in nicht beeinträchtigter Form erhalten. Aufgrund der 

Ausweisung als WA im FNP 2014 ist auch bei Nichtdurchführung des vorliegenden B-

Plans eine Entwicklung als Wohngebiet zu prognostizieren. 

2.3.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Eine Reduzierung des Eingriffs ergibt sich durch den fachgerechten Abtrag des kultur-

fähigen Bodenmaterials im Bereich der Erschließungsstraßen und den Geschosswoh-

nungsbauflächen, sowie, wenn nötig, einer fachgerechten Zwischenlagerung und dem 

Wiederauftrag des Bodenmaterials in Form einer Bodenverbesserungsmaßnahme, auf 

den dafür vorgesehen Flächen.  

Die Festsetzung eines Bodenmanagementkonzeptes sowie einer Bodenkundliche 

Baubegleitung für die Bodenarbeiten im Bebauungsplan wird empfohlen. Aufgrund des 

Bodenmanagements und der Bodenkundlichen Baubegleitung in der Bauphase können 

baubedingte Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen (z. B. Verdichtung, Erosion) ver-

mieden werden. Im Rahmen des Bodenmanagements werden temporär in Anspruch 

genommene Flächen (z. B. BE-Flächen) fachgerecht wieder hergestellt oder rekulti-

viert. Ein Schadstoffeintrag durch Baumaßnahmen wird unter Berücksichtigung eines 

sachgerechten Umgangs mit Gefahrstoffen und der Einhaltung der hierfür geltenden 

Vorschriften weitgehend ausgeschlossen und damit als unerheblich eingestuft. 

Die kulturfähigen Oberböden der Erschließungsflächen (Gehwege, Straßen, öffentliche 

Parkplätze, etc.) werden im Rahmen einer Oberbodenauffüllung auf flachgründigen 

Schlägen innerhalb des Gemeindegebietes in Form einer bodenverbessernden Maß-

nahme wieder fachgerecht aufgebracht. 

Zu einer Reduzierung des Eingriffs zählen auch die Überdeckung von Tiefgaragen mit 

einer mindestens 40 cm mächtigen Oberbodenschicht und die Festlegung von Dach-

begrünung von Flachdächern mit einer Substratmächtigkeit von min. 15 cm auf mind. 

50 % der Gebäudegrundflächen des Erdgeschosses.  

Zur Minimierung trägt die Reduzierung der Bodenversiegelung durch die Anlage von 

PKW-Stellplätzen auf Baugrundstücken mit wasserdurchlässigen Materialien bei. 

Im Zusammenhang mit § 9 (1) Nr. 20 BauGB ist unter Bodenschutz ein möglichst spar-

samer und schonender Umgang mit Boden zu verstehen. Die Bodenversiegelung ist 
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auf das notwendige Maß zu begrenzen. Zudem ist der Schutz des Mutterbodens nach 

§ 202 BauGB zu beachten.  

2.3.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  

Bei Annahme der o.g. Hinweise zur Eingriffsminimierung verbleiben folgende Auswir-

kungen: 

baubedingt 
Schadstoff- und Staubimmissionen, Verdichtungen, Erosion, Gefahr von Havarien der 

Baumaschinen während der Bauzeit. 

anlagebedingt 

Ein grundsätzlicher Konflikt beim Umweltbelang Boden ist die (Teil-)Versiegelung bzw. 

Verdichtung und Umlagerung von Bodenmaterial durch die geplante Bebauung, da 

hierdurch ein dauerhafter Verlust / Teilverlust von Bodenfunktionen eintritt. 

betriebsbedingt 
Durch KfZ-Verkehr, Heizanlagen, ggf. auch durch Streuen und Salz im Winter sowie 

hausgärtnerische Nutzung kann es zu vermehrten Stoffeinträgen und weiterer anthro-

pogener Überprägung der Böden kommen. 

Wechselwirkungen 

Es bestehen Wechselwirkungen mit den Umweltbelangen Arten und Biotope (Lebens-

raum), Wasser (Aufnahme des Niederschlags) und Klima (ausgleichende Wirkung ve-

getationsbestandener Flächen) sowie insbesondere mit dem Umweltbelang Fläche 

(Versiegelung). 

2.3.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Für den Umweltbelang Boden verbleiben unter Einbeziehung der Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen dennoch nachteilige Umweltauswirkungen. Diese sind je-

doch nicht erheblich. 

2.4 Umweltbelang Wasser 

Wasser besitzt unterschiedliche Funktionen für den Naturhaushalt. Zunächst sind die 

Teilbereiche Grundwasser und Oberflächengewässer zu unterscheiden. Als Schutzzie-

le sind die  

− Sicherung der Quantität und der Qualität von Grundwasservorkommen sowie  

− die Erhaltung und Reinhaltung der Gewässer zu nennen.  

Wesentliche und bewertungsrelevante Funktionen zum Umweltbelang Wasser sind: 
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− Bestandteil im Wasserkreislauf (durch Verdunstung, Versickerung und Abfluss 
von Niederschlagswasser),  

− Wasserqualität  

− Ausprägung von Oberflächengewässern auch im Hinblick als Lebensraum für 
Flora und Fauna (Naturnähe, Selbstreinigung von Gewässern, Gewässerstruk-
turgüte).  

− Prinzipiell ist als Bewertungskriterium für den Belang Grundwasser die Durch-
lässigkeit der überdeckenden Schichten zu berücksichtigen, da hiervon im We-
sentlichen folgende Funktionen abhängen: 

− Grundwasserdargebot und  

− Grundwasserneubildung.  

− Für die Qualität des Grundwassers sind unter anderem die Eigenschaften der 
überdeckenden Schichten entscheidend, insbesondere ihre Wirksamkeit zur 
Rückhaltung von Schadstoffen.  

2.4.1 Bestandserfassung und -bewertung (Basisszenario) 

Bestand und Vorbelastungen 

Oberflächenwasser 

Oberflächengewässer befinden sich nicht im B-Plangebiet, es sind auch keine oberflä-

chennahe Grundwasseraustritte erkennbar. Der Bach Hungerbühl liegt etwa 190 m 

entfernt in südwestlicher Richtung des B-Plangebietes. Das geplante RRB liegt etwa 

20 m entfernt vom Beginn des Hungerbühls. 

Aus den unbebauten nördlichen Bereichen des B-Plangebiets erfolgt der Abfluss von 

Oberflächenwasser über den Furtwiesengraben zum Hungerbühl. Das Oberflächen-

wasser aus dem südlichen Bereich entwässert über die Kanalisation des bestehenden 

Wohngebietes Westrand. 

Grundwasser 
Das B-Plangebiet liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten und -zonen.  

In der Hydrogeologischen Karte 1:50.000 wird der Großteil des B-Plangebiets als 

Deckschicht aus Lösssediment (qlos) mit sehr geringer bis fehlender Porendurchläs-

sigkeit und mäßiger bis sehr geringer Ergiebigkeit über Verlehmungshorizonten be-

schrieben. Westliche Randbereiche sowie der planextern gelegene Retentionsbereich 

liegen in Deckschicht aus Verschwemmungssediment (qz) mit sehr geringer bis feh-

lender Porendurchlässigkeit und mäßiger bis sehr geringer Ergiebigkeit.  

Aus dem oberflächennahen Lösslehm haben sich Parabraunerden gebildet, welche ei-

ne geringe bis mittlere Wasserdurchlässigkeit aufweisen. 

Es sind keine Vorbelastungen bekannt. 
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Bewertung 
Für das Lösssediment (glos) wird nach LFU (2005b) eine geringe Wertigkeit ange-

nommen. Die Wasserdurchlässigkeit der Parabraunerden (I25) sowie der Kolluvien und 

Pseudogley-Kolluvien (I46) liegen in einem mittleren Bereich, wohingegen die im Be-

reich des geplanten RRB liegenden sowie südwestlich in das B-Plangebiet ragenden 

Gleye und Kolluvien-Gleye (I61) eine sehr geringe Wasserleitfähigkeit in gesättigtem 

Zustand aufweisen. Alle im B-Plangebiet und im Bereich des geplanten RRB vorkom-

menden Böden gelten mit einer Mächtigkeit von > 10 dm als tiefgründig. 

Das B-Plangebiet hat somit für die Grundwasserdargebots- und Grundwasserneubil-

dungsfunktion im unbebauten Bereich eine mittlere bis geringe Bedeutung. 

Filter- und Puffereigenschaften der überdeckenden Bodenschichten 

Der Schutz des Grundwassers (GW) kann aufgrund der geringen Durchlässigkeit der 

oberen grundwasserführenden hydrogeologischen Einheit (Lösssediment (glos) (LGRB 

2015b)) sowie der hohen Filter- und Puffereigenschaften (s. Umweltbelang Boden Ka-

pitel 2.3) der Böden als gut eingestuft werden. 

Empfindlichkeit gegenüber Versiegelung kann, aufgrund der mittleren bis geringen Be-

deutung für die Grundwasserdargebots- und Grundwasserneubildungsfunktion, einen 

guten Schutz des GW aufgrund mittlerer bis geringer Durchlässigkeit als gering einge-

stuft werden. 

Wechselwirkungen 
Die Auswirkungen auf den Umweltbelang Wasser – Grundwasser stehen im engen Zu-

sammenhang mit den Auswirkungen auf den Boden. Die Versiegelung von Boden be-

dingt eine Verringerung der Versickerungsrate und Grundwasserneubildung, eine Er-

höhung des Oberflächenabflusses und eine Reduzierung der Pufferkapazität.  

Der Wasserkreislauf mit seiner Verdunstung, Versickerung und Abfluss von Nieder-

schlagswasser wirkt sich auf das Klima und den Bodenwasserhaushalt, dadurch auch 

indirekt auf Flora und Fauna sowie den Menschen auf. 

2.4.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Die Weiternutzung der Flächen als extensives Grünland und Kleingarten ist anzuneh-

men. Aufgrund der Ausweisung als WA im FNP 2014 wird es absehbar zu einer Be-

bauung des B-Plangebietes kommen. 

Die Versickerung des Niederschlagswassers auf den Flächen sowie der Schutz vor 

Bodenerosion wären bei Weiternutzung des Flächen als extensives Grünland aufgrund 

der ganzjährigen Vegetationsdecke weiterhin gegeben. 

Aufgrund des fortschreitenden Klimawandels kann es zu einer Änderung der Nieder-

schlagsverhältnisse kommen. Die Hauptniederschläge verschieben sich auf lokale 
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Starkregenereignisse und Gewitter in den Sommermonaten. Es kann durch andauern-

de stabile Großwetterlagen zu langanhaltender Trockenheit kommen. Diese führen zu 

einer Zunahme der Verdunstung welche die Wasserverfügbarkeit zusätzlich vermindert 

(FLAIG 2013).  

2.4.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Das Dachflächenwasser soll über Regenwasserkanäle gesammelt, gespeichert und 

gedrosselt in den vorhandenen Furtwiesengraben abgeleitet werden. 

Zum Schutz der Wohnbaugrundstücke gegen zufließendes Niederschlagswasser ist 

das Oberflächenwasser innerhalb der dafür schematisch im zeichnerischen Teil des 

Bebauungsplans festgesetzten Mulde zu sammeln und abzuleiten. 

Durch die vorgesehene extensive Dachbegrünung auf Flachdächern mit einer Sub-

stratschicht von mind. 15 cm auf 50 % der Gebäudegrundfläche des Ergeschosses 

kann ein Teil der ausgleichenden Wirkung des Bodens im Wasserkreislauf erhalten 

werden. 

Die Durchgrünung des Wohngebietes (öffentliches Verkehrsgrün, öffentliche Grünflä-

chen und Hausgärten) und Baumpflanzungen tragen zur Erhaltung eines Teiles des 

natürlichen Wasserkreislaufes (Boden – Transpiration) bei und dienen darüber hinaus 

dem klimatischen Ausgleich. 

Bei Umsetzung des Bodenmanagements d. h. Aufbringung von kulturfähigem Boden-

material aus dem B-Plangebiet auf andere Flurstücke wird deren Leistungsfähigkeit 

auch bezgl. Wasseraufnahme sowie Filter und Puffer im Gemeindegebiet erhalten. 

Es sind Maßnahmen zur Vermeidung von Havarien und Stoffeinträgen zu treffen. 

2.4.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Bei Annahme der o.g. Hinweise zur Eingriffsminimierung verbleiben folgende Auswir-

kungen: 

baubedingt 

Während der Bauzeiten kann es durch den Abtrag der oberen Bodenschicht zu erhöh-

ten Belastungen der Kanalisation sowie zu einem erhöhten Oberflächenabfluss kom-

men. Ein Austreten von Schicht- bzw. Hangwasser während der Bauarbeiten ist nicht 

auszuschließen.  

Für den unvorhersehbaren Fall von Havarien können Stoffeinträge nicht ausgeschlos-

sen werden, sind jedoch bei Einhaltung der Maßnahmen im Havariefall (Vorschriften 

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) nicht zu erwarten.  
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anlagebedingt 
Die Grundwassergeschütztheit wird durch das Abschieben von Boden deutlich redu-

ziert. Ein Abführen von Niederschlägen über die Kanalisation (ohne Versickerung) ver-

ringert die geringe versickernde Wassermenge (Grundwasserneubildung). 

Ebenso wird die Retention von Wasser innerhalb des Geltungsbereiches verringert. 

Der Wasserrückhalt bei Starkniederschlagereignissen ist bei Reduzierung oder gar 

Versiegelung von bisher wasseraufnahmefähigen Deckschichten nicht mehr gewähr-

leistet.  

Bei Einschnitten in den bestehenden Boden kann austretendes Schichtwasser nicht 

ausgeschlossen werden. Die zukünftigen Bauwerke sind entsprechend zu schützen. 

Dennoch kommt es ohne weitere Maßnahmen zu einer Mehrbelastung der Kanalisati-

on (Kanal- und Klärwerkskapazitäten sind zu prüfen). 

betriebsbedingt 

Von einer erhöhten Gefährdung des Grundwassers durch Wohnbebauung ist nicht 

auszugehen. 

Wechselwirkungen 

- 

2.4.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Aufgrund der geringen Bedeutung und Empfindlichkeit des B-Plangebietes bezüglich 

des Umweltbelangs Wasser und der festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung und 

Minimierung verbleiben keine erheblichen Auswirkungen. 

2.5 Umweltbelang Pflanzen/Biotope, Tiere und Biologische Vielfalt 

Die Umweltbelange Tiere, Pflanzen/Biotope und die biologische Vielfalt, welche auch 

die Biotoptypen umfassen, bilden den biotischen Teil des Naturhaushalts ab. In der 

Zusammenschau dieser Umweltbelange werden die Lebensgemeinschaften des Un-

tersuchungsgebietes mit ihren floristischen und faunistischen Komponenten beschrie-

ben und bewertet. 

Der Begriff der Biologischen Vielfalt wird in § 7 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG definiert. Da-

nach umfasst sie die Vielfalt an Lebensräumen und Lebensgemeinschaften, an Arten 

sowie die genetische Vielfalt innerhalb der Arten. 

Für die Berücksichtigung der genetischen Vielfalt in der Umweltprüfung liegen bislang 

noch keine praktikablen speziellen Erfassungs- und Bewertungsmethoden vor. Es ist 

jedoch hervorzuheben, dass alle bestandsgefährdenden Faktoren, die auf der Ebene 

der Ökosystemvielfalt und der Artenvielfalt wirken, sich letztendlich bis auf die Ebene 

der genetischen Vielfalt auswirken und umgekehrt (BFN 2012). Dies lässt erkennen, 
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dass bei Berücksichtigung der Ökosystemvielfalt sowie der Artenvielfalt im Rahmen der 

Umweltprüfung auch die genetische Vielfalt zu einem Teil mit berücksichtigt wird. 

Dem Gesetzestext des Baugesetzbuchs entsprechend handelt es sich eigentlich um 

drei einzelne Umweltbelange, die getrennt zu betrachten sind. Aufgrund des engen 

Wirkungsgefüges zwischen den Umweltbelangen ist es jedoch fachlich sinnvoll, die 

drei Umweltbelang zumindest innerhalb eines Kapitels zusammenzufassen und ihre 

jeweilige Funktion innerhalb der von ihnen gebildeten Lebensgemeinschaft darzustel-

len. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Ausführungen zu Flora und Fauna 

den Bewertungshintergrund für die biologische Vielfalt darstellen. 

2.5.1 Bestandserfassung und -bewertung (Basisszenario) 

2.5.1.1 Pflanzen/Biotope 

Eine kartografische Darstellung der bestehenden und geplanten Biotoptypen ist den 

Karten im Anhang zu entnehmen. Als Grundlage dient der erfasste Bestand. 

Nachfolgend werden die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Biotoptypen und ihre 

Ausprägung beschrieben. Eine exakte Auflistung der Biotoptypen inklusive Flächenan-

teilen und Wertstufen ist unter Kapitel 3.2.1 der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zu 

finden. Die Bezeichnung der Biotoptypen orientiert sich am baden-württembergischen 

Schlüssel zur Erfassung, Beschreibung und Bewertung von Arten und Biotopen (LUBW 

2009). Die Bewertung erfolgt zunächst nach dem Feinmodul der Ökokontoverordnung 

des Landes Baden-Württemberg Ökokontoverordnung (ÖKVO). Die danach ermittelten 

Punktwerte werden nach (LFU 2005a) in eine 5-stufige Skala aggregiert. 

Bestand und Vorbelastungen 
Der Großteil des B-Plangebietes (ca. 3,8 ha) wurde als Grünland für den Futteranbau 

(Pferde und Milchvieh) genutzt. Etwa 75 % der Grünlandflächen wurden dem LRT 

[6510] (Magere Flachland-Mähwiese) zugewiesen. Hierbei kommen Bereiche mit tro-

ckener, feuchter und wechselfeuchter Ausprägung mit flächenmäßig geringem Anteil 

vor.  

Im mittleren Bereich der Grünlandflächen befindet sich ein Kleingarten. Am östlichen 

Rand des B-Plangebietes sind bebaute Bereiche mit großen Hausgärten vorhanden. 

Im Bereich des geplanten, nicht im Geltungsbereich liegenden Regenrückhaltebeckens 

wurden ebenfalls Magere Flachland-Mähwiesen (LRT [6510]), hier mit feuchter Aus-

prägung ausgewiesen. 

Im Norden wird das B-Plangebiet durch die Landesstraße L 1185 sowie einen Streu-

obstwiesengürtel und im Westen durch den bestehenden Furtwiesengraben begrenzt. 

Im Osten und im Süden schließt bereits bestehende Bebauung an. 
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Biotoptypen 
Wirtschaftswiese mittlerer Standorte, Fettwiese (33.41)  

Der Biotoptyp findet sich im südlichen Bereich des B-Plangebietes und im östlichen Be-

reich zwischen dem Kleingarten und der angrenzenden bereits bestehenden Bebau-

ung. 

Wirtschaftswiese mittlerer Standorte, Magerwiese (33.43 und LRT 6510) 

Etwa 75 % der Grünlandflächen wurden dem LRT [6510] zugewiesen. Teilflächen des 

LRT [6510] weise eine trockene, feuchte und wechselfeuchte Ausprägung auf.  

Von Bauwerken bestandene Fläche (60.10) 

Hierzu zählen alle bereits bestehenden Wohngebäude sowie Garagen anderweitig ge-

nutzte Gebäude am östlichen Bereich des B-Plangebietes.  

Völlig versiegelte Straße oder Platz (60.21) 

Die Gebäude und deren Hofflächen sind vollversiegelt. Im nördlichen Bereich wird das 

B-Plangebiet von einem asphaltierten Feldweg durchquert. 

Grasweg (60.25) 

Im nördlichen Bereich des B-Plangebiets wird das Grünland durch zwei Graswege ge-

teilt. 

Ziergarten (60.62) 

Im Südosten des B-Plangebietes sind zugehörig zu den Wohnhäusern Gärten vorhan-

den. 

Mischtyp Nutz- und Ziergarten (60.63) 

Hierzu zählen der zentral gelegenen Kleingarten sowie die zu den Wohnhäusern gehö-

renden Gärten im Osten des B-Plangebietes. 

Einzelbäume (45.30) 

Im Nordwesten stehen zwei Halbstamm Apfelbäume. 

 

Die bereits bebauten Bereiche und der Kleingarten weisen aufgrund ihrer Nutzung eine 

anthropogene Überprägung auf. 

Bewertung 
Hohe bis sehr hohe naturschutzfachliche Bedeutung 

Ein Großteil des B-Plangebietes wurde als LRT [6510] eingestuft. 

Mittlere Naturschutzfachliche Bedeutung 
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Hierzu zählen Kleingarten und Fettwiese sowie Teile der Hausgärten (ca. 19 %) des B-

Plangebietes. 

Sehr geringe bis geringe naturschutzfachliche Bedeutung 

Die Wohnhäuser mit dem zugehörigen Gärten haben eine sehr geringe bis geringe na-

turschutzfachliche Bedeutung. 

Wechselwirkungen 
Von dem Umweltbelang Pflanzen/Biotope gehen Wechselwirkungen auf andere Um-

weltbelange u.a. durch Strukturvielfalt, Erholungswirkung, Erosionsschutz, Beitrag zur 

Bodenbildung, Verbesserung der Wasserspeicherfunktion des Bodens, klimatisch aus-

gleichende Wirkung, Schadstofffilter und Gestaltungselement in der Siedlung aus. 

2.5.1.2 Tiere 

Für den Umweltbelang Tiere kann die Artenschutzprüfung gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG 

des B-Plangebiets herangezogen werden. Bei einer Artenschutzprüfung werden jedoch 

nur die europarechtlich geschützten Arten betrachtet. Zum Umweltbelang Tiere gehört 

aber eine weitreichendere Betrachtung, die auf zusätzliche Beobachtungen und Erfas-

sungen zur Artenschutzprüfung erfolgte. 

Entsprechend den vorgefundenen Lebensräumen ist das Vorkommen bestimmter Art-

gruppen zu prüfen (RECK 1990). Nach den Begehungen wurden aufgrund der Aus-

prägung der Habitatstrukturen folgende Artgruppen mit möglichem Vorkommen wert-

gebender Arten ausgewählt: 

- Vögel 

- Tagfalter & Widderchen 

Eine Primärdatenerfassung erfolgte im Rahmen der Artenschutzprüfung (GÖG 2019a) 

für die oben genannten sowie für die Artengruppe Reptilien. 

Weitere Artgruppen wurden aufgrund fehlender Habitateignung ausgeschlossen bzw. 

es liegen keine Anzeichen für ein Vorkommen geschützter Arten vor. 

Sollten den Trägern öffentlicher Belange oder der Öffentlichkeit weitergehende Er-

kenntnisse, Hinweise oder Informationen vorliegen, so wird um Mitteilung dieser im 

Rahmen der Beteiligung im B-Planverfahren gebeten. Hinweise und Anregungen im 

Stadium der frühzeitigen Beteiligung ermöglichen eine Berücksichtigung zum Plan-

entwurf. 

Die folgenden Angaben unterliegen daher dem Vorbehalt weiterer Hinweise und An-

regungen aus Beteiligungsrunden im B-Planverfahren. 
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Bestand und Vorbelastungen 
Vögel 

Im Untersuchungsgebiet (B-Plangebiet und angrenzender Wirkraum) wurden insge-

samt 31 Vogelarten nachgewiesen. Für 10 Arten (Amsel, Blaumeise, Buchfink, Elster, 

Feldsperling, Grünfink, Haussperling, Kohlmeise, Star und Straßentaube) lagen dabei 

ausreichende Hinweise auf ein Brutvorkommen vor. Die anderen 21 Vogelarten (Bunt-

specht, Feldlerche, Kuckuck, Singdrossel, Bachstelze, Gartenrotschwanz, Girlitz, Grün-

specht, Halsbandschnäpper, Hänfling, Hausrotschwanz, Mäusebussard, Mehlschwal-

be, Mönchsgrasmücke, Rabenkrähe, Ringeltaube, Rotkehlchen, Singdrossel, Stieglitz, 

Türkentaube, Turmfalke und Wacholderdrossel) nutzten das Untersuchungsgebiet le-

diglich zur Nahrungssuche oder als Durchzügler. 

Die vorkommenden Brutvogelarten sind im Hinblick auf die untersuchten Flächen und 

die dort vorhandenen Habitatstrukturen als biotopspezifisch zu betrachten. 

Die häufigsten Vertreter (Amsel, Blau- und Kohlmeise sowie Haussperling) gehören zu 

den Gilden der Zweig-, Gebäude- und Höhlenbrüter. Dies begründet sich im guten An-

gebot an Niststätten des Untersuchungsgebiets. Die Gebäudebrüter nutzen die Ni-

schen an den Wohnhäusern angrenzend zum Untersuchungsgebiet. Hervorzuheben 

sind hier die hohen Bestandsdichten des Haussperlings. Die Ziergehölze im Sied-

lungsbereich sowie die Gehölze des Streuobstbestands im Norden werden als Nist-

möglichkeiten von Zweig- und Höhlenbrütern genutzt. Die Wiesen und Gärten begrün-

den ein gutes Nahrungsangebot für die Vögel aller Gilden. 

Eine Gesamtartenliste der im Gebiet nachgewiesenen Vogelarten findet sich in der Ar-

tenschutzprüfung (GÖG 2019a). 

Fledermäuse 

Für die Artengruppe der Fledermäuse besteht nur ein sehr geringes Quartierpotenzial 

an den Gehölzen im Bereich der Kleingärten und an den Gebäuden am Ortsrand 

(GÖG 2019a). Ansonsten wird weist das B-Plangebiet eine untergeordnete Funktion 

als Nahrungshabitat auf.  

Reptilien 

Es wurden keine Reptilien im Untersuchungsgebiet nachgewiesen (GÖG 2019a). 

Tagfalter & Widderchen  

Im Rahmen der Erfassungen wurden sechs folgende Falterarten innerhalb des B-

Plangebietes nachgewiesen: Großes Ochsenauge (Maniola jurtina), Grünader-

Weißling (Pieris napi), Hauhechel-Bläuling (Polyommatus icarus), Kleiner Kohlweißling 

(Pieris rapae), Kleines Wiesenvögelchen (Coenonympha pamphilus) und Kurzschwän-

ziger Bläuling (Cupido argiades). Die häufigsten Falterarten waren das Kleine Wiesen-
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vögelchen und das Große Ochsenauge. Der Kurzschwänzige Bläuling konnte lediglich 

an einem Tag mit zwei Individuen erfasst werden. 

Totholzbewohnende Käfer 

Im Falle der Totholzkäfer wurde eine Kontrolle der betroffenen Gehölze mit entspre-

chenden Habitatpotenzialen durchgeführt, in deren Rahmen keine Hinweise auf Tot-

holzkäfer festgestellt wurden (GÖG 2018). 

Naherholungsgäste, vor allem Bewohner der angrenzenden Wohnbebauung, Spazier-

gänger und Besucher der Minigolfanlage Schönaich, nutzen das B-Plangebiet als 

Durchgangsstation und sind hinsichtlich des Umweltbelangs Tiere als Vorbelastung zu 

sehen. Die inmitten des B-Plangebietes liegende Kleingartenanlage wird regelmäßig 

genutzt und bewirtschaftet, womit Einschränkungen der Habitatqualität verbunden sein 

können. 

Durch die direkt angrenzende Lage an die bestehende Wohnbebauung sowie die Nähe 

zur Böblinger Straße ist zudem mit einer Vorbelastung durch Lärm und Abgase zu 

rechnen. Außer im Bereich der Böblinger Straße ist diese als gering einzuschätzen. 

Das B-Plangebiet ist vom Fluglärm des Flughafens Stuttgart betroffen, liegt jedoch au-

ßerhalb der 60 dB Fluglärmlinie des Flughafens. 

Bewertung 
Vögel 

Alle nachgewiesenen Vogelarten sind durch Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie eu-

roparechtlich geschützt. Alle Arten mit Brutverdacht oder -nachweis gelten zudem laut 

BNatSchG als 'besonders geschützt'. Des Weiteren befinden sich die beiden nachge-

wiesenen Sperlingsarten (Haus- und Feldsperling) auf der Vorwarnliste. Aufgrund der 

Vorbelastungen und überwiegend nachgewiesenen ubiquitären Arten kommt dem B-

Plangebiet nach KAULE (1991) und RECK (1990) eine geringe Bedeutung für die Arten-

gruppe Vögel zu. 

Fledermäuse 

Die potenziell im Untersuchungsgebiet verbreitet sind, unterliegen dem Schutz nach 

Anhang II bzw. IV der FFH-Richtlinie. Grundsätzlich weist das B-Plangebiet für die po-

tenziell vorkommenden Fledermausarten ein sehr geringes Quartierpotenzial auf und 

ist nicht als essentielles Nahrungshabitat einzustufen. 

Reptilien 

Da im Rahmen der Erfassungen keine Reptilien nachgewiesen werden konnten, hat 

das B-Plangebiet keine Bedeutung für Reptilien. 
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Tagfalter & Widderchen 

Europarechtlich geschützten Arten befinden sich nicht unter den nachgewiesenen Fal-

terarten. Einzig der Kurzschwänzige Bläuling steht auf der Vorwarnliste der Roten Liste 

Baden-Württembergs und aufgrund dessen besteht eine besondere Verantwortung ge-

genüber Vorkommen dieser Art. Großes Ochsenauge und Hauhechel-Bläuling gelten 

als standorttreu. Lediglich der Kleine Kohlweißling kann als dispersionsfreudig angese-

hen werden. Unter den nachgewiesenen Faltern- und Widderchen finden sich keine 

monophagen Arten, was bedeutet, dass diese Raupen nicht übermäßig auf spezielle 

Futterpflanzen angewiesen sind. Für die nachgewiesenen Falterarten geht mit dem B-

Plangebiet eine relativ große Grünlandfläche verloren. Allerdings bleiben im Umfeld 

weitere Flächen des gleichen Biotops bestehen. Hinsichtlich der Artengruppe Tagfalter 

und Widderchen wird dem B-Plangebiet insbesondere durch das Fehlen von Rote-

Liste-Arten gemäß KAULE (1991) und RECK (1990) eine geringe Wertigkeit zugeordnet. 

Totholzbewohnende Käfer 

Nach Ergebnis der Baumhöhlenkontrolle hat sich gezeigt, dass keine geeigneten Le-

bensstätten für geschützte Vertreter dieser Artengruppe vorhanden sind. 

Insgesamt ist somit entsprechend der geringen Wertigkeiten der Artengruppen Vögel 

und Tagfalter und Widderchen eine geringe Wertigkeit für das gesamte B-Plangebietes 

hinsichtlich des Umweltbelangs Fauna anzunehmen. Dadurch liegt ein geringer Beein-

trächtigungsgrad für diesen Umweltbelang vor. Erst mit Erreichen des vorgezogenen 

Funktionsausgleichs und der Vermeidungsmaßnahmen kann die Betroffenheit des 

Umweltbelangs Fauna auf ein geringes Maß reduziert werden. 

Wechselwirkungen 

Eine spezielle Bindung der erfassten, ubiquitären Tierarten an die Standortbedingun-

gen kann nicht festgestellt werden. Generell bilden Boden und Vegetation die Lebens-

grundlage für Falter. Für Vögel tritt das tierische Nahrungsangebot hinzu. 

2.5.1.3 Biologische Vielfalt 

Bestand und Vorbelastungen 
Im B-Plangebiet dominieren mäßig artenreiche magere Flachlandmähwiesen LRT 

6510 (Anhang I FFH-RL). Im Norden wird das B-Plangebiet durch großflächige nach 

Westen reichende Streuobstbestände begrenzt. Westlich schließen Grünland und wei-

tere Streuobstwiesen an. Im Süden und Osten begrenzt bestehende Wohnbebauung 

das B-Plangebiet. Die Grünlandnutzung geht im Südwesten in Ackernutzung über. 

Das B-Plangebiet sowie die südwestlich angrenzenden Flächen sind nach dem regio-

nalen Biotopverbundsystem als Verbindungsflächen Offenland trocken beschrieben. 

Nordwestlich daran grenzen Kernflächen des feuchten und trockenen Offenlandes an. 

Nach den landesweiten Biotopverbunddaten liegen die nordwestlich angrenzenden Be-
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reiche im 500 m Suchraum, Kernraum sowie z. T. in der Kernfläche des mittleren Of-

fenlandes.  

Durch die Kartierung des LRT [6510] hat die Fläche die Bedeutung einer Kernfläche im 

Biotopverbund mittlerer Standorte und ist für immobile Kleintiere von großer Bedeu-

tung. Jedoch wurde nur ein mäßiger floristischer Artenreichtum festgestellt, welcher 

sich auch in dem mäßigen Artenreichtum der gefundenen Falterarten spiegelt. Dem-

nach handelt es sich um Flächen des mittleren Biotopverbundes, welche jedoch keine 

herausragende Ausstattung zeigen und randlich von Verbundachsen um Schönaich 

herum liegen. 

Im B-Plangebiet wurden hinsichtlich der Flora keine wertvollen seltenen (Rote Liste-

Arten) oder besonders geschützte Arten gefunden. Die vorkommenden Brutvogelarten 

sind aufgrund der Habitatausstattung als biotopspezifisch zu betrachten. Das vorhan-

dene Artspektrum hinsichtlich Tagfalter und Widderchen ist auf Grundlage der Kartie-

rung als gering zu beschreiben. Hierbei ist anzumerken, dass auf einer Fläche des LRT 

[6510] generell eine höhere Artenvielfalt an Faltern zu erwarten wäre. Die Gründe sind 

im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes nicht abschließend zu klären. Ein Vor-

kommen von Reptilien wurde nicht nachgewiesen.  

Die Vorbelastung hinsichtlich der biologischen Vielfalt ist als relativ gering einzustufen. 

Die extensive Nutzung der Grünlandflächen prägt diesen Raum. Auch in dem vorhan-

denen Kleingarten und in Teilen der Hausgärten können die Habitate als relativ natur-

nah bezeichnet werden. 

Bewertung 

Die Empfindlichkeit des B-Plangebietes hinsichtlich der Biodiversität ist gegenüber 

Eingriffen als hoch einzustufen. Die Wirkungen, die nach Aufstellung des B-Planes zu-

lässig sind, bleiben nicht ausschließlich auf das B-Plangebiet beschränkt, sondern um-

fassen auch bspw. Emissionen wie Lärm oder Licht, die für störungsanfällige Arten auf 

angrenzenden Flächen wirksam sein können. 

Der LRT [6510] wurden als mäßig artenreich angesprochen.  

Das B-Plangebiet ist hinsichtlich seiner biologischen Vielfalt als mittel zu bewerten. Es 

finden sich zwar einzelne nach der Roten Liste gefährdete Tierarten, der überwiegende 

Teil der Nachweise beschränkt sich jedoch auf siedlungstypische und weitverbreitete 

Arten. 

Wechselwirkungen mit anderen Umweltbelangen 
Wechselwirkungen bestehen im Zusammenspiel von abiotischen Standortfaktoren mit 

Flora und Fauna, welche die biologische Vielfalt bedingen. Bei Änderung der Nutzun-

gen oder der Standortfaktoren ergeben sich Änderungen in der biologischen Vielfalt. 
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2.5.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Erhalt der mageren Flachland-Mähwiesen (LRT [6510]) sowie mögliche Zunahme der 

Artenvielfalt aufgrund der extensiven Nutzung des Grünlandes. Deren Entwicklung 

(Verbesserung / Verschlechterung) ist pflegeabhängig und daher nicht zu prognostizie-

ren. Weiterbestand der Fläche als Brut- und Nahrungshabitat. Erhalt des vorhandenen 

Artenspektrums sowie der Habitatpotenziale bis zur im FNP vorbereitend geplanten 

Entwicklung eines Wohngebiets. 

2.5.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Pflanzen/Biotope 
Hierzu zählen insbesondere Festsetzungen zu Gehölzpflanzungen im B-Plangebiet. 

Zu einer Reduzierung des Eingriffs zählt die Festlegung von Dachbegrünung von 

Flachdächern mit einer Substratmächtigkeit von min. 15 cm auf mind. 50 % der Ge-

bäudegrundflächen des Erdgeschosses. Des Weiteren ist eine Eingrünung des Gebie-

tes festgesetzt. 

Baustelleneinrichtungsflächen sind innerhalb des B-Plangebietes auf bereits befestig-

ten Flächen einzurichten. 

Der Verlust des LRT [6510] ist im Verhältnis von mind. 1:1 auszugleichen. 

Tiere 
Zur Vermeidung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG hinsichtlich 

der Artengruppen Vögel und Fledermäuse werden folgende Maßnahmen notwendig. 

− zeitliche Beschränkung der Baufeldräumung (oberirdische Gehölzentnahme) auf 
Anfang November bis Ende Februar  

− Gebäudekontrolle vor Abriss des Wohngebäudes 

Der Verlust der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die 

Gebäude- und Höhlenbrüter ist vorgezogen funktional auszugleichen (CEF-Maßnahm-

en), um die Erfüllung des Verbotstatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu 

vermeiden. 

− Installation von insgesamt 26 Nistkästen 

Zur Vermeidung weiterer nachteiliger Auswirkungen auf Insekten sind insektenfreundli-

che Beleuchtungen einzusetzen. Hierdurch können die anziehende Wirkung von Licht 

auf Insekten verringert und das Eindringen von Insekten in die Lampe verhindert wer-

den. 

Bei Nichtbeachtung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen werden Verbotstatbestän-

de erfüllt, die diesen baulichen Eingriff verbieten. 
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Biologische Vielfalt 
Als Minimierungsmaßnahmen wirken sich die Festsetzung von Dachbegrünung, die 

Anlage einer randlichen Feldhecke, die Pflanzung von Einzelbäumen und die Festset-

zung von insektenfreundlicher Beleuchtung positiv auf die biologische Vielfalt im B-

Plangebiet aus. Zudem wird durch den Ausgleich des LRT [6510] im Verhältnis von 

mind. 1:1 die biologische Vielfalt erhöht. 

Durch die Maßnahmen zum Artenschutz sowie die ökologische Baubegleitung können 

die derzeit dort vorhandenen und durch die Umsetzung des B-Plans beeinträchtigten 

Individuen im Sinne der Populationsgröße erhalten bzw. ersetzt werden. 

2.5.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  

Bei Annahme der o.g. Hinweise zur Eingriffsminimierung verbleiben folgende Auswir-

kungen: 

baubedingt 
Pflanzen/Biotope 

Die Flächeninanspruchnahme betrifft größtenteils Flächen mit einer hohen bis sehr ho-

hen Bedeutung aus naturschutzfachlicher Sicht. Es kommt zu einem Lebensraumver-

lust durch Bodenabtrag. 

Tiere 

Durch die Umsetzung des B-Plans kommt es zur Nutzungsänderung bzw. der Entfer-

nung der vorhandenen Strukturen und somit zu einem Lebensraum- und Nahrungs-

raumverlust für die hier vorkommenden Vogelarten. 

Es entstehen während der Bauzeit akustische und visuelle Störreize sowie Erschütte-

rungen, Staub-, Schadstoffimmissionen durch Baustellenbetrieb, was Vertreibungsef-

fekte sowie Meide- und Fluchtreaktionen auslösen kann. Durch die Bautätigkeit und 

der damit verbundenen Überbauung kommt es weiterhin zu einem Verlust von Lebens-

raum, Versteckmöglichkeiten bzw. Nahrungsraum der Vögel. Dieser Verlust ist vorge-

zogen auszugleichen (Nisthilfen innerhalb eines 500 m Radius anbringen). 

Es kommt zu einem Verlust von Habitatstrukturen der nachgewiesenen Falterarten. 

Biologische Vielfalt 

Da während der Bauzeit Lebensraum für Pflanzen und Tiere vollständig verändert wird 

(Beseitigung der Vegetation, Abschieben des Bodens, Baugrube, Lärm, Staub, etc.) 

wird für diesen Zeitraum die Biologische Vielfalt stark zurückgehen. Die Meide- und 

Fluchtreaktionen führen zu einer Erhöhung der tierischen Individuenzahl in der Umge-

bung. Ausreichend Habitate sind hierfür vorhanden bzw. wurden mit Aufhang von Nist-

hilfen unterstützt. 
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Baubedingt ist temporär mit einer Baustelleneinrichtungsfläche und vermehrtem Ver-

kehr von Baufahrzeugen auszugehen. Hiervon geht eine negative Wirkung auf den 

Umweltbelang Biologische Vielfalt aus. 

Anlage- und betriebsbedingt 
Pflanzen/Biotope 

Es werden Hausgärten angelegt.  

Die Bepflanzung des Übergangs zur freien Landschaft, sowie die Pflanzung von Stra-

ßenbäumen werden über Pflanzgebote (Pflanzlisten mit angepassten, heimischen Ar-

ten, siehe Anlage D des Textteil B-Plan (Lutz & Partner 2019)) festgesetzt. 

Durch eine Zunahme des Anwohnerverkehrs (Abgase), ggf. auch durch Streuen und 

Salz im Winter sowie hausgärtnerische Nutzung können Wirkungen auf umliegende 

Biotope nicht ausgeschlossen werden. 

Tiere 

Anlagebedingt kommt es zum Verlust von Habitatstrukturen der nachgewiesenen Fal-

terarten. Es wird darauf hingewiesen, dass im direkten Umfeld des B-Plangebietes 

ausreichend Grünland mit ähnlichen Funktionen erhalten bleibt. Positive Wirkungen 

sind durch die Neuanlage von LRT [6510] zu erwarten. 

Anlage- und Betriebsbedingt wird die Meidereaktion von sensiblen Arten dauerhaft an-

halten. Ubiquitäre Arten werden den neu entstehenden Lebensraum Wohngebiet an-

nehmen und besiedeln. Dies wird durch eine Durchgrünung des B-Plangebietes be-

günstigt. Im Einstaubereich des geplanten RRB geht der LRT [6510] verloren. Hier 

entwickelt sich ein Land-Schilfröhricht, womit ein neuer Lebensraum geschaffen wird. 

Ein Verlust von nicht essentiellem Nahrungshabitat sowie Strukturen mit sehr geringem 

Quartierpotenzial für potenziell vorkommende Fledermausarten ist anzunehmen. 

Biologische Vielfalt 

Im vorliegenden Fall kommt es zu einem Verlust von naturschutzfachlich hochwertigen 

Lebensraumtypen innerhalb des B-Plangebiets sowie im geplanten RRB. 

Der Verlust des LRT [6510] ist ein Verlust für die Biologische Vielfalt und den Bio-

topverbund der Gemeinde Schönaich. 

Der Ausgleich für den LRT [6510] erfolgt außerhalb des Gemeindegebietes und trägt 

hier zur Erhöhung der biologischen Vielfalt bei. Die Maßnahmen aus dem bauleitplane-

rischen Ökokonto der Gemeinde liegen innerhalb der Gemeinde Schönaich und tragen 

zur Biologischen Vielfalt bei. Weiterhin finden die im B-Plangebiet vorhandenen Arten 

auf angrenzenden Flächen ausreichend Ausweichmöglichkeiten in Form von Grünland 

ähnlicher Ausprägung. Zudem geht von dem sich im geplanten RRB entwickelnden 

Land-Schilfröhricht ein positiver Beitrag zur Biologischen Vielfalt aus.  
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Auswirkungen auf Wechselwirkungen 
Durch den großflächigen Verlust an standortgerechter Vegetation verringert sich die 

biologische Vielfalt im Gebiet, damit sind auch nachteilige Wirkungen auf die Umwelt-

belange Pflanzen /Tiere und Landschaft über die Wechselwirkungen verbunden. 

2.5.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, der vorge-

zogenen Ausgleichsmaßnahme sowie der Neuentwicklung von LRT [6510] verbleiben 

keine erheblichen Auswirkungen. 

2.6 Umweltbelang Klima/Luft und Klimawandel 

Bei den Umweltbelangen Klima und Luft sind als Schutzziele die Vermeidung von Luft-

verunreinigungen und die Erhaltung von Reinluftgebieten sowie die Erhaltung des Be-

standsklimas und der lokalklimatischen Regenerations- und Austauschfunktionen zu 

nennen. Vor diesem Hintergrund sind zu berücksichtigen:  

− die Durchlüftungsfunktion, 

− die Luftreinigungsfunktion,  

− die Wärmeregulationsfunktion 

Weiterhin sind nach Baugesetzbuches (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstaben e-i BauGB), im 

Sinne des Umweltschutzes zur Lufthygiene und zur Beibehaltung der klimatischen 

Verhältnisse die Vermeidung von Emissionen (Buchstabe e, 11.), die Nutzung erneu-

erbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie (Buchstabe f, 

12.) und Aspekte des Immissionsschutzes (Buchstaben g und h, 13.) von Bedeutung. 

Darüber hinaus sieht § 1a BauGB in Nr. 5 vor, „den Erfordernissen des Klimaschutzes 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch sol-

che, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.“ 

Zum Umweltbelang Klima / Luft stehen die Daten des Klimaatlas der Region Stuttgart 

zur Verfügung (VERBAND REGION STUTTGART 2008). 

2.6.1 Bestandserfassung und -bewertung (Basisszenario) 

Bestand und Vorbelastungen 
Das B-Plangebiet liegt in einem Freiland-Klimatop. Es handelt sich um einen Bereich 

mit Hangabwinden und flächenhaftem Kaltluftabfluss Richtung Süden. Östlich grenzt 

es an ein bebautes Gebiet mit klimarelevanten Funktionen (Heizungsemissionen, An-

wohnerverkehr sowie der stärkeren Erhitzung aufgrund von Versiegelung) an.  

Des Weiteren liegt das B-Plangebiet in einem großflächigen Kaltluftproduktionsgebiet. 

Entlang des Ostrandes befinden sich kaltluftinversionsgefährdete Bereiche. 
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Der nördliche B-Planbereich ist seiner Nähe zur Böblingerstraße (L 1185) Verkehrsbe-

lastungen sowie Luft- und Lärmbelastungen ausgesetzt.  

 

Abbildung 10: Auszug aus dem Klimaatlas der Region Stuttgart (VERBAND REGION STUTTGART 2008) 

Bewertung 
Da die Kaltluftproduktion der Fläche nicht direkt in das Gemeindegebiet Schönaich ein-

fließt (nicht siedlungsrelevant ist), sondern nur randlich den südöstlichen Ortsrand tan-

giert, wird sie nur mit geringer Bedeutung eingestuft. 

Insgesamt hat das B-Plangebiet für den Umweltbelang Klima und Luft dementspre-

chend eine geringe bis mittlere Bedeutung (C-D) gemäß LFU (2005b). Die Empfindlich-

keit des Umweltbelangs Klima und Luft gegenüber Bebauung und Versiegelung ist 

dementsprechend als gering bis mittel einzustufen. 

Wechselwirkungen 

Es sind Wechselwirkungen insbesondere zu den Umweltbelangen Boden, Wasser und 

Mensch vorhanden. 

2.6.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die Bereich mit Hangabwinden und flä-

chenhaftem Kaltluftabfluss sowie einem großflächigen Kaltluftproduktionsgebiet erhal-
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ten, und tragen weiterhin zu einer Durchlüftung der Ortsrandgebiete bei, bis die im FNP 

vorgesehene Entwicklung zum WA umgesetzt wird. 

2.6.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Zur Minimierung trägt die Durchgrünung des B-Plangebietes durch die Pflanzung von 

Gehölzen, die Randeingrünung, die Anlage von Verkehrsgrün mit Straßenbäumen so-

wie die Begrünung unbebauter Bereiche bei. Die festgesetzte Dachbegrünung (Sub-

stratschicht mind. 15 cm) bei Flachdächern sowie die Erdüberdeckung und Begrünung 

der Tiefgaragen wirken durch Wasserrückhalt und Verdunstung leicht klimatisch aus-

gleichend. 

Durch die Zulassung von Solarenergie wird deren Nutzung im B-Plangebiet möglich. 

Dadurch können bspw. lufthygienische Vorzüge gegenüber Energie aus fossilen 

Brennstoffen entstehen. 

Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken (Klimaschutz) 

Klimaschutz umfasst Maßnahmen zur Vermeidung oder Abschwächung des Klima-

wandels durch Reduzierung der Treibhausgase (CO2 und andere klimaaktive Gase) 

z.B. durch energieeffizientes Bauen und Sanieren, Nutzung erneuerbarer Energien, 

Reduzierung des Stromverbrauches in Privathaushalten, Reduzierung des Individual-

verkehrs. 

Zur Reduzierung von Individualverkehr und somit zur Einsparung von Abgasen würde 

eine bessere Anbindung des B-Plangebietes an den ÖPNV beitragen. Im gesamten B-

Plangebiet ist die Installation von Photovoltaikanlagen zulässig. Festsetzungen zum 

energieeffizienten Bauen sind nicht vorgesehen. 

Maßnahmen, die der Anpassung an den Klimawandel dienen (Klimaanpassung) 

„Klimaanpassung“ nimmt zur Kenntnis, dass nicht mehr alle negativen Folgen des Kli-

mawandels verhindert werden können und dass es notwendig ist, sich auf die erwarte-

ten Veränderungen vorzubereiten.  

Es ist Verkehrsgrün mit Straßenbäumen geplant und die unbebauten Flächen der be-

bauten Grundstücke sind zu bepflanzen. Insgesamt trägt die Durchgrünung zur Filte-

rung der Luft sowie zur Kühlung des B-Plangebietes durch Transpiration bei. Zur 

Pflanzenauswahl wurde eine Liste erstellt, die insbesondere bei den Straßenbäumen 

auch die Folgen des Klimawandels berücksichtigt und trockenheitsverträgliche Arten 

enthält. Durch die Festsetzung von Dachbegrünung bei Flachdächern wird u.a. zum 

Wasserrückhalt im B-Plangebiet beigetragen, wodurch in gewissem Maße eine Ver-

dunstung und damit Kühlung stattfinden kann. 
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2.6.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  

Bei Annahme der o.g. Hinweise zur Eingriffsminimierung verbleiben folgende Auswir-

kungen: 

baubedingt 
Hinsichtlich des zu erwartenden Baustellenbetriebes ist temporär mit erhöhten Emissi-

onen von Stäuben und Abgasen zu rechnen, wodurch es zu einer Minderung der Luft-

qualität auch in den angrenzenden Bereichen kommen kann. 

anlagebedingt 

Ausgehend von der zum Großteil als extensives Grünland genutzten Fläche kommt es 

zu einem Verlust von klimarelevanten Funktionen (Kaltluftproduktion).  

betriebsbedingt 
Durch die Nutzung des B-Plangebietes als Wohngebiet ist mit geringfügig erhöhten 

Emissionen insbesondere aufgrund von Verkehr zu rechnen.  

Auswirkungen auf Wechselwirkungen 

Das Vorhaben bedingt temporäre Emissionen durch Baustellenbetrieb und geringfügig 

erhöhte betriebsbedingte Emissionen, die sich negativ auf die Luftqualität und somit 

auf die Funktion Wohnen auswirken können.  

Anfälligkeit des Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels 
Planungen können unterschiedlich stark von den Folgen des Klimawandels betroffen 

sein. Je nach Art und Standort des Vorhabens variiert die Anfälligkeit z.B. gegenüber 

Starkregenereignissen mit Überschwemmungsgefahr, Sturmanfälligkeit, Überhitzungs-

gefahr verbunden mit Auswirkungen auf die Gesundheit oder der Gefahr von Störfällen 

/ Havarien durch Folgen des Klimawandels. 

Im vorliegenden Fall ist das Vorhaben nur gering anfällig gegenüber den Folgen des 

Klimawandels. Hinsichtlich Starkregenereignissen mit Überschwemmungsgefahr muss 

die Entwässerungsplanung des geplanten Wohngebietes diesbezüglich ausgelegt sein, 

sodass eine erhöhte Gefährdung auszuschließen ist. Eine Durchgrünung, deren dau-

erhafter Erhalt und Pflege sowie der Erhalt von Durchlüftungswegen durch das B-

Plangebiet wirken den Auswirkungen langer Hitzeperioden entgegen. Wichtig ist der 

Erhalt von Kalt- und Frischluftentstehungsgebieten, welche den Ortskern von 

Schönaich belüften. Dies ist jedoch Aufgabe der vorbereitenden Bauleitplanung. Weite-

re Maßnahmen liegen auf Ebene der Bauherren (gedämmtes Bauen, Vorkehrungen 

gegen Hagelschaden, etc.). 
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2.6.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Es verbleiben nachteilige Auswirkungen, welche jedoch aufgrund der geringen Größe 

des Gebietes und bei konsequenter Umsetzung der Vermeidungs- und Minimierungs-

maßnahmen als nicht erheblich eingestuft werden.  

2.7 Umweltbelang Landschaft 

Schutzziele des Umweltbelangs Landschaft sind das Landschaftsbild/Stadtbild, das es 

in seiner  

− Eigenart,  

− Vielfalt und  

− Schönheit  

zu erhalten gilt und die Erhaltung ausreichend großer, unzerschnittener Landschafts-

räume. Vor diesem Hintergrund sind insbesondere Landschaftsteile mit besonderer 

Ausprägung hinsichtlich Struktur und Größe zu betrachten. Daraus abgeleitet ist die 

landschaftsästhetische Funktion zu berücksichtigen.  

2.7.1 Bestandserfassung und -bewertung (Basisszenario) 

Bestand und Vorbelastungen 

Das Ortsbild am östlichen Rand des B-Plangebiets ist geprägt von einer offenen Grün-

landflur, einem mittig gelegenen, mit Büschen und Bäumen eingegrünten Kleingarten 

sowie einem lockeren Gebäudebestand am östlichen Rand des B-Plangebietes sowie 

einer zu erwartenden siedlungstypischen Eingrünung. Prägendes Element neben der 

offenen Grünlandfläche sind die nördlich an den B-Planbereich angrenzenden Streu-

obstbestände. Bei der südlichen angrenzenden Wohnbebauung fehlt aufgrund der ge-

planten Erweiterung nach Norden eine siedlungstypische Eingrünung. 

Aufgrund der für Landwirtschaft gut geeigneten Böden ist es in Schönaich eher typisch, 

dass die landwirtschaftliche Nutzung bis an die Gärten der Wohnbebauung reicht und 

Streuobstanbau eher auf den Hanglagen stattfindet. 

Bewertung 
Die Einsehbarkeit von verschiedenen Stellen aus, die Nutzung für Naherholung, die 

mäßige Artenvielfalt der an sich hochwertigen mageren Flachlandmähwiese sowie die 

Nähe zur Böblinger Straße sprechen für eine hohe bis mittlere Bedeutung (Stufe B - C) 

des B-Plangebietes für das Landschaftsbild.  

Insgesamt wird das Landschaftsbild des nordwestlichen Ortsrandes von Schönaich mit 

Stufe B - C bewertet. Die Empfindlichkeit ist – in Abhängigkeit von zukünftiger Eingrü-

nung und Einpassung der Baukörper (Farbe, Ausrichtung, Höhe) - gering bis mittel ge-
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genüber einer Siedlungserweiterung mit ähnlichen Raumkörpern wie die angrenzende 

Bebauung. 

Wechselwirkungen 
Enge Beziehungen über die Naherholungseignung bestehen zum Umweltbelang 

Mensch. 

2.7.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die offenen Sichtbeziehungen und Naher-

holungsmöglichkeiten sowie die ortstypischen Wiesen und Gärten bis zu einer abseh-

baren Entwicklung als WA erhalten. 

2.7.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Die randliche Eingrünung des B-Plangebietes mit einheimischen standortgerechten 

Sträuchern und Bäumen, die vorgesehenen Straßen- und Obstbäume sowie die Fest-

setzung von Öffentlichen Grünflächen, Dachbegrünung von Flachdächern sowie Erd-

überdeckung und Begrünung von Tiefgaragen im Geschosswohnungsbau wirken mi-

nimierend hinsichtlich der geplanten Bebauung. Ebenso die Anordnung der Gebäude 

mit den größeren Kubaturen (Mehrfamilienhäuser, Kindertagesstätte) eher ortszuge-

wandt, mittig und die flacheren Einfamilien- und Doppelhäuser mit kleineren Kubaturen 

am randlich im B-Plangebiet. 

2.7.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  

Eine vollständige Veränderung des Gebietscharakters, ein Vorschieben des Siedlungs-

randes in die freie Landschaft, eine Verringerung des Offenlandes und damit Heranrut-

schen der Siedlung an Streuobstwiesen sind zu erwarten. 

2.7.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Es verbleiben bei Umsetzung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen keine 

erheblich nachteiligen Auswirkungen auf den Umweltbelang Landschaft. 

 

2.8 Umweltbelang Kulturelles Erbe (Kulturgüter und sonstige Sachgü-
ter) 

Unter Kultur- und Sachgütern sind Gebäude, Gebäudeteile, gärtnerische, bauliche und 

sonstige - auch im Boden verborgene - Anlagen, wie Park- oder Friedhofsanlagen und 

andere vom Menschen gestaltete Landschaftsteile zu verstehen, die von geschichtli-

chem, wissenschaftlichem, künstlerischem, archäologischem, städtebaulichem oder 

die Kulturlandschaft prägendem Wert sind. 
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2.8.1 Bestandserfassung und -bewertung (Basisszenario) 

Bestand und Vorbelastungen 
Aktuell liegen keine Erkenntnisse zum Vorhandensein von Kultur- und Sachgütern in-

nerhalb des B-Plangebietes und der Lage des geplanten RRB vor. 

2.8.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Es kommt zu keiner Veränderung. 

2.8.3 Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Es sind keine Vermeidungs-, Verminderungs- und planinterne Ausgleichsmaßnahmen 

nötig. 

2.8.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Es kommt zu einer Veränderung für Kultur- und Sachgüter innerhalb der oben genann-

ten Flächen. 

2.8.5 Beurteilung der Erheblichkeit 

Es entstehen keinerlei Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter. 

2.9 Beschreibung der Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der 
nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle 
oder Katastrophen zu erwarten sind 

Derzeit ist keine Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen durch die im B-Plan 

zulässige Wohnbebauung erkennbar. Über die Lagerung von großen Mengen brennba-

rer Stoffe liegen keine Erkenntnisse vor. Das Gemeindegebiet von Schönaich inklusive 

des B-Plangebietes liegen außerhalb des Konsultationsabstandes des Störfallbetriebes 

Schill + Seilacher GmbH. 

2.10 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Vermin-
derung und zum Ausgleich nachteiligen Auswirkungen (B-Plan in-
terne Maßnahmen) 

Nach § 14 ff. BNatSchG in Verbindung mit den §§ 1 und 1a des BauGB sind unver-

meidbare, erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft durch entspre-

chende Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen. 

Im Folgenden werden die Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Ausgleich 

aufgeführt, welche innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes festgesetzt bzw. 

welche artenschutzrechtlich gefordert sind.  
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Die Maßnahmen zum Artenschutz sind zwingend notwendig und unterliegen nicht der 

Abwägung. 

Viele Maßnahmen wirken sich positiv auf mehrere Umweltbelange aus, so dass durch 

Maßnahmen für die erheblich betroffenen Umweltbelange auch Beeinträchtigungen der 

anderen betroffenen Umweltbelange ausgeglichen werden können ('Huckepack-

Verfahren').  

Nach Berücksichtigung aller vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimie-

rung von Eingriffsfolgen ist zu prüfen, ob erhebliche negative Auswirkungen auf die ein-

zelnen Umweltbelange verbleiben (vgl. Kap. 3.1), welche durch außerhalb des B-Plan-

gebiets gelegene Maßnahmen zu kompensieren sind (vgl. Kap. 3.3). 

Die Gemeinden überwachen nach § 4a BauGB nicht nur die erheblichen Umweltaus-

wirkungen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig 

zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen, 

sondern auch die Durchführung von B-Plan-intern und B-Plan-extern festgesetzten 

Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz.  

2.10.1 Maßnahmen zum Artenschutz 

Diese Maßnahmen sind nicht abwägbar und zwingend durchzuführen. Eine Erläute-

rung zur Herleitung findet sich in der separaten Unterlage der Artenschutzprüfung 

(GÖG 2019a). 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen des § 44 (1) BNatSchG müssen daher fol-

gende Maßnahmen durchgeführt werden: 

§ 44 (1) 1 BNatSchG (Tötungsverbot) 

Maßn.-
Bezeichn. 

Artengruppe Kurzbeschreibung 

V 1 Fledermäuse, 
Vögel 

Bauzeitenbeschränkung für die Baufeldbereinigung 
Die Entnahme von für Brutvögel als Nistplatz oder für Fledermäuse 
als Tagesquartier geeigneten Strukturen muss außerhalb der 
Vogelbrutzeit und der sommerlichen Aktivitätsperiode der Fleder-
mäuse erfolgen. Im Zeitraum zwischen Anfang November und Ende 
Februar können Direktverluste oder die Zerstörung von Gelegen 
ausgeschlossen werden.  

V 2 Fledermäuse, 
Vögel 

Gebäudekontrolle 
Der Abriss des Wohngebäudes als potenzielle Fortpflanzungs- und 
Ruhestätte für Brutvögel oder Fledermäuse (Winterquartier) kann 
erst nach vorheriger Kontrolle erfolgen. Durch die Kontrolle wird 
sichergestellt, dass sich keine Vögel oder winterschlafenden 
Fledermäuse im Gebäude befinden. Bevorzugt sollte der Abriss 
zwischen November und Februar nach Starkfrostnächten durchge-
führt werden. 
Im Falle eines Nachweises ist das weitere Vorgehen mit der 
Behörde anzustimmen. 
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§ 44 (1) 3 BNatSchG (Zerstörungsverbot von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) 

Maßn.-
Bezeichn. 

Artengruppe Kurzbeschreibung 

CEF 1 Vögel 
(Gebäude- 
und 
Höhlenbrüter) 

Installation von Nisthilfen an Bäumen oder Gebäuden im direkten 
Umfeld. Die Auswahl geeigneter Standorte der Nisthilfen erfolgt im 
Rahmen einer ökologischen Baubegleitung. 
Zusätzlich wird die Integration von Nistmöglichkeiten in die 
Gebäudefassade im Rahmen der Planung empfohlen. 

2.10.2 Maßnahme zur Bewältigung des Umweltschadens 

M 1 Neuentwicklung Magere Flachland-Mähwiese 

Bei der Umsetzung des Bebauungsplans werden 35.350 m² des nach Anhang I der 

FFH-Richtlinie geschützten LRT [6510] (Magere Flachland-Mähwiese) dauerhaft verlo-

ren gehen (GÖG 2019b; vgl. Kap. 3.3.1 und 3.3.2). 

Der Ausgleich durch die Neuentwicklung von LRT [6510] erfolgt planextern durch: 

• genehmigte Ökokontomaßnahme (128.02.012 Teilmaßnahmen 02, 03, 08) 

Gemeinde Ahorn, Gemarkung Hohenstadt (Main-Tauber-Kreis, Fläche 2,46 

ha), 

• beantragte Ökokontomaßnahme Gemeinde Sulz am Neckar (Rottweil, Fläche 

1,98 ha). 

Die Sicherung erfolgt durch entsprechende vertragliche Bindungen zwischen der Ge-

meinde Schönaich und der Flächenagentur Baden-Württemberg GmbH. 

Planintern kann ein kleiner Teil des erforderlichen Ausgleichs durch Neuentwicklung 

von Magerwiesenflächen (M2, pfg 7) erfolgen (Fläche pfg 7 ca. 1.170 m²; davon dau-

erhaft als Magerwiese anzulegen: 800 m²). 

Begründung: Zum Ausgleich der entfallenden Fläche des LRT [6510] ist zur Sicherung 

des günstigen Erhaltungszustands die Neuentwicklung von Mageren Flachland-

Mähwiesen erforderlich. Der Ausgleich hat mindestens im Verhältnis 1:1 zu erfolgen. 

2.10.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 

Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Zur Minimierung der Eingriffe in den Naturhaushalt durch die geplante Bebauung wer-

den öffentliche Grünflächen im Geltungsbereich festgesetzt:  

M 2 Öffentliche Grünfläche (Magerwiese)  

Die in der Planzeichnung schematisch festgesetzten öffentlichen Grünflächen (pfg 7) 

sind als artenreiches Grünland (Magerwiese) zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. 
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Die Ansaat der Magerwiese erfolgt mit gebietsheimischen Saatgut, Produktionsraum 7 

Süddeutsches Berg- und Hügelland, idealerweise Ursprungsgebiet 11 Südwestdeut-

sches Bergland, Kräuteranteil > 30 %, Ansaatstärke 2 g/m² (Blumenwiesenmischung 

01 von Rieger-Hofmann oder vergleichbar). Die Grünfläche ist zweischürig (witte-

rungsabhängig Juni/Juli und Oktober) zu mähen und das Mahdgut abzutransportieren. 

Abweichungen vom schematischen Planeintrag (z.B. aus Gründen der Pflege) sind zu-

lässig. 

M 3 Baumpflanzungen (Bäume im öffentlichen Straßenraum) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag (pfg 2) sind standortgerechte, hoch-

stämmige, großkronige Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zu verwen-

dende, für den innerörtlichen Straßenraum geeignete Baumarten und -sorten sind 

Pflanzliste 2 (siehe Textteil B-Plan Erweiterung Westrand, D, Anlage) zu entnehmen. 

Abweichungen vom schematischen Planeintrag sind zulässig. 

M 4 Baumpflanzungen (Obstbäume am nördlichen Rand des Plangebiets) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag (pfg 3) sind standortgerechte, hoch-

stämmige, großkronige Obstbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zulässig 

sind standortgerechte Arten und Sorten der Pflanzliste 3 (siehe Textteil B- Plan Erwei-

terung Westrand, D, Anlage). Abweichungen vom schematischen Planeintrag sind zu-

lässig. 

M 5 Baumpflanzungen (freistehende Einzelbäume als Solitäre) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag (pfg 4) sind standortgerechte, hoch-

stämmige, großkronige Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zu verwen-

dende Baumarten und -sorten sind Pflanzliste 2 (siehe Textteil B- Plan Erweiterung 

Westrand, D, Anlage) zu entnehmen. Abweichungen vom schematischen Planeintrag 

sind zulässig. 

M 6 Baumpflanzungen (Bäume auf Baugrundstücken) 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag (pfg 5) sind standortgerechte, hoch-

stämmige Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zulässig sind standort-

gerechte Laubbäume der Pflanzlisten 1, 2 und 3 (siehe Textteil B- Plan Erweiterung 

Westrand, D, Anlage). Abweichungen vom schematischen Planeintrag sind in Längs-

richtung der jeweils benachbarten öffentlichen Verkehrsfläche um bis zu 5 m zulässig. 

M 7 flächige Gehölzpflanzungen (Zur Eingrünung der Baugrundstücke am Siedlungs-
rand) 
Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen (pfg 1) sind mit Bäumen und Sträu-

chern zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zu verwendende, gebietsheimische, 

standortangepasste Gehölze und deren Pflanzqualität sind Pflanzliste 1 (siehe Textteil 

B- Plan Erweiterung Westrand, D, Anlage) zu entnehmen. 
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M 8 Hecke zur optischen Abschirmung von Parkplätzen und Trafostation 

Entsprechend dem schematischen Planeintrag (pfg 6) sind standortgerechte Hecken 

zu pflanzen und als geschnittene Hecken zu entwickeln. 

Zeitraum: Umsetzung im Herbst oder Frühjahr 

Pflege der Gehölze im Winter, Mahd der Wiese zweischürig (erste Mahd im Frühsom-

mer). 

Begründung M 2 bis M 8: Die zusammenhängenden Grünflächen ermöglichen den 

Transport von Kalt- und Frischluft von den angrenzenden Freiflächen in den bebauten 

Raum und unterstützen damit die Durchlüftung des B-Plangebietes. So werden die 

Auswirkungen auf den Umweltbelang Klima / Luft minimiert. 

Die Schaffung von Grün im Verkehrsbereich minimiert die Auswirkungen auf alle Um-

weltbelange. Darüber hinaus wird die Vielfalt an Biotopstrukturen und damit das Le-

bensraumangebot für Tiere teilweise gefördert. 

M 9 Insektenfreundliche Beleuchtung 

Es sind insektenverträgliche Leuchtmittel zu verwenden. Hierbei ist zu berücksichtigen: 

• entsprechende Lampentypen (Natriumdampf-Niederdruck- bzw. -Hochdruck-

lampen oder LEDs) 

• Vermeidung einer horizontalen oder nach oben gerichteten Abstrahlung 

• Verwendung von mattem, nicht reflektierendem Material bei den Masten 

• Einsatz staubdichter Leuchten 

• Anpassung der Höhe der Masten bzw. Leuchtquellen an standörtliche Gege-

benheiten und Notwendigkeiten (Beachtung (Verkehrs-)Sicherheit) 

Begründung: Hierdurch können die negativen Wirkungen der Lichtimmissionen weit-

gehend vermieden werden, da anziehende Wirkungen von Licht auf Insekten verringert 

werden und das Eindringen von Insekten in die Lampe verhindert wird. 

M 10 Dachbegrünung von Flachdächern 

Flachdächer (Dachneigung 0° - 3°) von Hauptgebäuden sind auf mindestens 50 % der 

Gebäudegrundfläche des Erdgeschosses mindestens extensiv zu begrünen (Substrat-

stärke mindestens 15 cm). Dies gilt auch, wenn Anlagen zur Solarenergienutzung er-

richtet werden. 

Flachdächer (Dachneigung 0° - 3°) von Nebengebäuden sind ab einer Dachfläche von 

10 m² mindestens extensiv zu begrünen (Substratstärke mindestens 8 cm). 

M 11 Erdüberdeckung und Begrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind mit Ausnahme der als Terrassen, Wege oder Plätzen genutzten, 

und/oder mit Gebäuden überdeckten Flächen mit einer Erddeckung / Substratschicht 

von mindestens 40 cm zu versehen und zu begrünen. 
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Begründung: Eine Dachbegrünung erfüllt je nach Mächtigkeit und Eigenschaften in ge-

ringem Umfang Bodenfunktionen. Aufgrund dessen sind positive Auswirkungen auf 

den Umweltbelang Boden zu verzeichnen. Da auch Wasser gespeichert sowie ver-

dunstet werden kann, trägt die Maßnahme auch einen Teil zum Wasserkreislauf bei. 

Die Versickerung wirkt sich durch Verdunstung auch positiv auf das Mikroklima aus.  

M 12 Durchgrünung des Wohngebietes (öffentliches Verkehrsgrün, öffentliche Grünflä-
chen (Ablaufgraben) und Hausgärten) 

In Form von öffentlichem Verkehrsgrün, öffentlichen Grünflächen (Ablaufgraben) und 

Hausgärten ist eine Durchgrünung des Wohngebietes vorgesehen. 

Begründung: Die Durchgrünung des Wohngebietes minimiert die Auswirkungen auf al-

le Umweltbelange. Sie trägt zur Teilweisen Erhaltung des natürlichen Wasserkreislau-

fes (Boden – Transpiration) bei und dient dem klimatischen Ausgleich. Darüber hinaus 

wird die Vielfalt an Biotopstrukturen und damit das Lebensraumangebot für Tiere teil-

weise gefördert. 

Maßnahmen zum Schutz des Bodens (§ 1a Abs. 1 und 2; § 9 Abs. 1 Nr. 20 

BauGB) 

M 13 Beachtung der Vorgaben einschlägiger Gesetze und Normen zum Bodenschutz  

Beachtung der Vorgaben einschlägiger Gesetze und Normen auf der Baustelle zur 

Gewährleistung eines sachgerechten Umgangs mit dem anfallenden Bodenmaterial (§ 

1 u. 4 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), § 202 Baugesetzbuch (BauGB), § 12 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), DIN 19731 - Bodenbe-

schaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial (1998), DIN 18915 - Vegetationstechnik 

im Landschaftsbau - Bodenarbeiten (2002). 

Die Bodenversiegelung ist auf das unvermeidbare Maß zu beschränken. Der kulturfä-

hige Oberboden ist zwischenzulagern und wiederzuverwerten. Unterschiedliche Bo-

denschichten sind immer getrennt ausbauen, zu lagern und einzubauen. 

M 14 Keine Befahrung mit Baumaschinen während nasskalter Jahreszeit 

Zur Minimierung von Bodenverdichtung darf ein Befahren mit schweren Baumaschinen 

nur bei geeigneten Bodenverhältnissen erfolgen. Die Baumaßnahme ist daher außer-

halb der nasskalten Jahreszeit oder bei tiefgründigem Frost durchzuführen. Einsatz 

geeigneter z.B. erschütterungsgedämpfter Baumaschinen oder Baggermatratzen zur 

Minimierung von Bodensetzungen ist erforderlich. Nach Abschluss der Baumaßnahme 

ist der verdichtete Boden tiefgründig zu lockern. 

M 15 Beschränkung der Baustelleneinrichtungen auf möglichst kleinen Raum  

Die Baustelleneinrichtung ist auf die mindestnotwendige Fläche zu begrenzen, um eine 

zusätzliche Flächeninanspruchnahme zu vermeiden. Idealerweise sind die vorhande-

nen Parkplatzflächen innerhalb des B-Plangebiets zu nutzen. 



64 2. Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

Umweltbericht zum B-Plan (Entwurf) Erweiterung Westrand | April 2019 

Gruppe für ökologische Gutachten | Dreifelderstr. 31 | 70599 Stuttgart GÖG 

M 16 Bodenmanagement 

Zum Schutz und zur Wiederverwertung kulturfähigen Bodens ist ein Bodenmanage-

ment notwendig. Kulturfähiger Boden von den öffentlichen Erschließungsflächen und 

von den Baugrundstücken in den Bereichen WA1 und WA1a (siehe Planteil) ist fachge-

recht aufzunehmen und an geeigneter Stelle im Gemeindegebiet fachgerecht zur Bo-

denverbesserung auf ackerbaulich genutzten aufwertungswürdigen Böden aufzubrin-

gen. Der Bodenab- und –auftrag ist von einer Bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) 

zu begleiten. 

Begründung: Oberbodenauftrag auf verbesserungswürdigen Ackerflächen (z. B. flach-

gründige, steinige Böden) erhöht dort die Bodenfunktionen Natürliche Bodenfruchtbar-

keit, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf sowie die Filter- und Pufferfunktion für 

Schadstoffe, was sich auch positiv auf das Schutzgut Wasser auswirkt.  

Maßnahmen zum Schutz des Wassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Nr. 20 BauGB i.V.m. 

§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

M 17 Schutzmaßnahmen zur Vermeidung von Havarien und Stoffeinträgen 

Durch entsprechende Schutzmaßnahmen und die Einhaltung der einschlägigen techni-

schen Vorschriften können Schadstoffeinträge (z. B. durch Havarien von Bau- und Be-

triebsstoffen) vermieden werden. 

Begründung: Die Maßnahme wirkt vorbeugend hinsichtlich negativer Wirkungen durch 

Schadstoffeinträge insbesondere auf die Umweltbelange Wasser und Boden. 

M 18 Retention von Niederschlagswasser 

Das Niederschlagswasser von Dachflächen, Drainagen und anderen, nicht wasser-

durchlässigen, oder in Grünflächen entwässerten Flächen auf den Baugrundstücken 

darf nicht in den Schmutzwasserkanal eingeleitet werden. 

Zum Schutz der Wohnbaugrundstücke gegen zufließendes Niederschlagswasser ist 

das Oberflächenwasser innerhalb der dafür schematisch im zeichnerischen Teil des 

Bebauungsplans festgesetzten Mulde zu sammeln und abzuleiten. 

Begründung: Rückführung des Niederschlagswassers im Bereich der Wohnbebauung 

in den natürlichen Wasserkreislauf. 

Maßnahmen zum Schutz von Klima und Luft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

M 19 Zulässigkeit von Photovoltaikanlagen 

Auf den Dächern im B-Plangebiet ist die Nutzung solarer Strahlungsenergie (z.B. So-

laranlagen, Photovoltaikanlagen) zulässig.  
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Begründung: Die Nutzung erneuerbarer Energien wird möglich und somit die Redukti-

on von Schadstoffemissionen aus fossilen Brennstoffen, wodurch positive Effekte für 

die Umweltbelange Mensch sowie Klima/Luft zu verzeichnen sind. 

Maßnahmen zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf den Klimawandel 

und Maßnahmen zur Klimaanpassung 

Die oben genannten Maßnahmen M 11, M 12 sowie M 20 sollen nachteilige Auswir-

kungen auf den Klimawandel vermeiden. Weiterhin dienen die Maßnahmen M 3 bis 

M 8 dienen auch der Klimaanpassung. 

2.10.4 Zusammenfassende Darstellung der Maßnahmen  

Innerhalb des Geltungsbereichs bzw. zur Bewältigung des Artenschutzes werden die in 

nachfolgender Tabelle 2 aufgeführten Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 

bzw. für den Ausgleich festgesetzt und werden daher bei der Bilanzierung (vgl. Kap. 3) 

mitberücksichtigt. 

Maßnahmen zum Artenschutz sind zwingend umzusetzen, um Verbotstatbestände zu 

vermeiden und Baurecht zu erlangen. 

 

Tabelle 2: Übersicht der Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen und dessen po-
sitive Wirkung auf die Umweltbelange 

Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs des 
B-Plans sowie Artenschutz- und Umweltscha-
densmaßnahmen 
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V 1 X Bauzeitenbeschränkung für Baufeld-
räumung 

 X      

V 2 X Gebäudekontrolle  X      

CEF1 X Installation von Nistkästen   X      

M 1 X Neuentwicklung Magere Flachland-
Mähwiese 

 X      

M 2  Öffentliche Grünfläche nördlicher 
Bereich 

X X X X X X  

M 3  Baumpflanzungen (Bäume im 
öffentlichen Straßenraum) 

X X X X X X  

M 4  Baumpflanzungen (Obstbäume am 
nördlichen Rand des B-Plangebiets) 

X X   X X  
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Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs des 
B-Plans sowie Artenschutz- und Umweltscha-
densmaßnahmen 
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M 5  Baumpflanzungen (freistehende 
Einzelbäume als Solitäre) 

X X   X X  

M 6  Baumpflanzungen (Bäume auf 
Baugrundstücken) 

X X   X X  

M 7  flächige Gehölzpflanzungen (Zur 
Eingrünung der Baugrundstücke am 
Siedlungsrand) 

X X   X X  

M 8  Hecke zur optischen Abschirmung von 
Parkplätzen und Trafostation 

X X   X X  

M 9  Verwendung insektenverträglicher 
Leuchtmittel 

 X      

M 10  Dachbegrünung von Flachdächern  (X) X  X X  

M 11  Erdüberdeckung und Begrünung von 
Tiefgaragen 

 X X  X X  

M 12  Durchgrünung des Wohngebietes X X X  X X  

M 13  Beachtung der Vorgaben einschlägi-
ger Gesetze und Normen zum 
Bodenschutz  

  X X (X)   

M 14  Keine Befahrung mit Baumaschinen 
während nasskalter Jahreszeit 

  X X (X)   

M 15  Beschränkung der Baustelleneinrich-
tungen auf möglichst kleinen Raum 

 X X X (X)   

M 16  Bodenmanagement   X X (X)   

M 17  Schutzmaßnahmen zur Vermeidung 
von Havarien und Stoffeinträgen 

X X X X X X  

M 18  Retention von Niederschlagswasser  X (X) X X   

M 19  Zulässigkeit von Photovoltaikanlagen X    X   
 

Erläuterungen: 

V  durchlaufend nummerierte planintern umzusetzende Vermeidungsmaßnahmen 

M  durchlaufend nummerierte planintern umzusetzende Maßnahmen  

CEF  zwingend notwendige, vorgezogen funktionsfähige Artenschutzmaßnahme (continuous ecological functionality 

measures), auch außerhalb des B-Plan-Geltungsbereiches gelegen 
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2.11 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Vermin-
derung und zum Ausgleich nachteiligen Auswirkung durch die B-
Plan externe Regenrückhaltung (B-Plan externe Maßnahmen) 

Regenrückhaltebecken 

Regenwasserrückhaltung  

Das Dachflächenwasser soll über Regenwasserkanäle gesammelt, gespeichert und 

gedrosselt über den vorhandenen Furtwiesengraben in das geplante Regenrückhalte-

becken geleitet werden. Dieses hält eine bestimmte Regenmenge zurück und entwäs-

sert gedrosselt in den Hungerbühl.  

Bodenarbeiten 

Beachtung der Vorgaben einschlägiger Gesetze und Normen zum Bodenschutz  

Beachtung der Vorgaben einschlägiger Gesetze und Normen auf der Baustelle zur 

Gewährleistung eines sachgerechten Umgangs mit dem anfallenden Bodenmaterial (§ 

1 u. 4 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), § 202 Baugesetzbuch (BauGB), § 12 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), DIN 19731 - Bodenbe-

schaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial (1998), DIN 18915 - Vegetationstechnik 

im Landschaftsbau - Bodenarbeiten (2002). 

Die Bodenversiegelung ist auf das unvermeidbare Maß zu beschränken. Der kulturfä-

hige Oberboden ist zwischenzulagern und wiederzuverwerten. Unterschiedliche Bo-

denschichten sind immer getrennt ausbauen, zu lagern und einzubauen. 

Keine Befahrung mit Baumaschinen während nasskalter Jahreszeit 
Zur Minimierung von Bodenverdichtung darf ein Befahren mit schweren Baumaschinen 

nur bei geeigneten Bodenverhältnissen erfolgen. Die Baumaßnahme ist daher außer-

halb der nasskalten Jahreszeit oder bei tiefgründigem Frost durchzuführen. Einsatz ge-

eigneter z.B. erschütterungsgedämpfter Baumaschinen oder Baggermatratzen zur Mi-

nimierung von Bodensetzungen. Nach Abschluss der Baumaßnahme ist der verdichte-

te Boden tiefgründig zu lockern. 

Baustelleneinrichtungsflächen 
Es sind keine Baustelleneinrichtungsflächen im Bereich des Rückhaltebeckens vorge-

sehen. 

Gestaltung: 

Im Randbereich des Regenrückhaltebeckens (Außenböschung, Innenböschung bis 

Einstaugrenze) ist eine Magere Flachland-Mähwiese zu entwickeln. Das Samenpoten-

tial ist im Oberbodenmaterial, dass für die Andeckung des RRB genutzt werden soll 

vorhanden. 
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Im Sohlbereich des Rückhaltebeckens sowie auf der Innenböschung im Einstaubereich 

ist ein Land-Schilfröhricht zu entwickeln. 

Hinweis zur Anlage von Röhrichten: 

Nach dem Leitfaden „Schutz und Entwicklung aquatischer Schilfröhrichte“ des 

Landesamts für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein 

(2011) können Schilfröhrichte auf folgende Arten angelegt werden: 

Pflanzmaterial Vorteile Nachteile 

Aussaat von Samen • Hohe genetische Vielfalt, 
Selektion möglich 

• Material kann während des 
Winters am bestehenden RRB 
gesammelt werden 

• Geringe Kosten 

• Jungpflanzen sterben bei 
sommerlichen Überflutungen ab 

• Keimlinge und Jungpflanzen 
können überwachsen werden 

• Entwicklung in größeren 
Wassertiefen dauert mehrere 
Jahre 

Aus Samen gezogene 
Jungpflanzen 

• Hohe genetische Vielfalt, 
Selektion möglich 

• Material kann am bestehenden 
RRB gesammelt werden 

• Pflanzung in bis zu 30 cm tiefes 
Wasser möglich 

• Bei eigener Saatgutgewinnung ca. 
1,5 Jahre Vorlauf 

• Hoher Platzbedarf bei privater 
Anzucht 

• Möglicherweise keine regionale 
Herkunft bei Bezug aus Gärtnerei 

• Entwicklung in größeren 
Wassertiefen kann mehrere Jahre 
dauern 

 

 

Die Weiterführung des Grabens innerhalb des Rückhaltebeckens sollte ähnlich einem 

natürlichen Gewässerlauf mäandrierend gestaltet werden. 

Um die notwendige Einzäunung möglichst ins Landschaftsbild einzubinden, könnte 

diese ggf. auf der Böschungsinnenseite auf Höhe der Einstaugrenze installiert werden. 

Begründung: Durch den teilweisen Erhalt bzw. die Neuentwicklung von LRT [6510] 

bleiben Habitate für die vorhandenen Arten bestehen. 
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3 Eingriffs-Ausgleichsbilanz und Darstellung externer Kompen-
sationsmaßnahmen 

3.1 Unvermeidbare dauerhafte Beeinträchtigungen 

Als unvermeidbare dauerhafte Beeinträchtigungen ist besonders die Versiegelung von 

bisher unbebauten Flächen zu benennen. Diese wirkt sich negativ auf verschiedene 

Umweltbelange aus. Neben dem Umweltbelang Boden sind die Umweltbelange Was-

ser sowie Arten und Biotope betroffen, denn mit der Bodenversiegelung gehen eine 

Beeinträchtigung des Wasserhaushalts und ein Verlust von Lebensräumen für Flora 

und Fauna einher. 

Durch die Umsetzung des B-Plans bestehen zudem eine dauerhafte Beeinträchtigun-

gen für die Umweltbelange Klima und Luft, da vorhabenbedingt Freiflächen verloren 

gehen und in Wohnbauflächen umgewandelt werden. Das Landschaftsbild wird neu 

gestaltet und passt sich dem östlich und südlich angrenzenden Wohngebiet an; natur-

bezogene Naherholungslandschaft geht verloren. 

3.2 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

Die Bilanzierung bzw. verbal-argumentative Darstellung der Eingriffe erfolgt zunächst 

für jedes Naturgut nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)1 getrennt und wird an-

schließend in einer Tabelle zusammenfassend dargestellt. 

Für die Bewertung des Bestandes von Natur und Landschaft im B-Plagebiet sowie die 

Ermittlung des Wertverlustes durch die Planung wird die Ökokontoverordnung (ÖKVO) 

bzw. subsidiär das LUBW-Modell zur Bewertung von Eingriffen in Natur und Land-

schaft in der Bauleitplanung (LFU 2005b) für die Naturgüter Wasser, Klima / Luft und 

Landschaftsbild angewandt. Darüber hinaus werden die Naturgüter verbal-argumen-

tativ behandelt und bewertet. 

3.2.1 Naturgut Pflanzen / Biotope 

Bestand Biotoptypen 
Die Beschreibung der Biotope kann Kapitel 2.5.1 entnommen werden. Es können ins-

gesamt elf verschiedene Biotoptypen zugrunde gelegt werden. Gemäß der Kartierung 

entspricht der Zustand der Biotoptypen den in der ÖKVO genannten Normalwerten, le-

diglich der Biotoptyp 60.23, Weg oder Platz mit wassergebundener Decke, Kies oder 

Schotter, wird aufgrund des starken Pflanzenbewuchses um zwei Punkte aufgewertet. 

                                                           
1 Die Bearbeitung der Eingriffsregelung basiert auf den Verweis des § 1a Abs. 3 BauGB zu den Anforderungen des 
BNatSchG, welches begrifflich die „Naturgüter“ Boden, Wasser, Luft/ Klima, Tiere und Pflanzen sowie die biologische 
Vielfalt und die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft (Landschaftsbild) 
umfasst. Dies grenzt sich terminologisch von den nach BauGB in der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB zu 
betrachtenden „Umweltbelangen“ ab. 
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Tabelle 3: Bewertung Bestand Biotoptypen  

Biotoptyp-
Nr. 

Biotoptyp Biotop-
wert-

spanne* 

Biotop-
wert /  

cm StU 

Fläche [m²]/ 
Anzahl  

Öko-
punkte 

Grünland 

33.41 Fettwiese mittlerer Standorte 8-13-19 13 6.740 87.620 

33.43 Magerwiese mittlerer Standorte 12-21-32 21 33.951 712.971 

Einzelbäume  

45.30 
Einzelbaum (Apfel) auf hochwerti-
gem Biotoptyp 

2-4 4 / 120 1 480 

45.30 
Einzelbaum (Apfel) auf hochwerti-
gem Biotoptyp 

2-4 4 / 124 1 496 

Siedlung und Infrastruktur 

60.10 von Bauwerken bestandene Fläche 1 1 308 308 

60.21 völlig versiegelte Straße oder Platz 1 1 1.515 1.515 

60.23 
Weg oder Platz mit Wassergebun-
dener Decke, Kies oder Schotter  
(mit Pflanzenbewuchs) 

2-4 4 563 2.252 

60.24 Unbefestigter Weg oder Platz 3-6 3 22 66 

60.25 Grasweg 6 6 262 1.572 

60.62 Ziergarten 6-12 6 1.351 8.106 

60.63 Mischtyp Nutz- und Ziergarten 6-12 8 2.444 19.552 

Gesamt    47.156 834.938 
Erläuterungen 

* Fette Werte = Normalwerte des Biotoptyps 

 

Tabelle 4: Bewertung Bestand Biotoptypen extern gelegenes Regenrückhaltebecken 

Biotoptyp-
Nr. 

Biotoptyp Biotop-
wert-

spanne* 

Biotop-
wert /  

cm StU 

Fläche [m²]/ 
Anzahl  

Öko-
punkte 

Planexternes Regenrückhaltebecken 

33.43 Magerwiese mittlerer Standorte 12-21-32 21 1.187 24.927 

12.61 Entwässerungsgraben 3-13-27 13 118 1.534 

Gesamt    1.305 26.461 
Erläuterungen 

* Fette Werte = Normalwerte des Biotoptyps 
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Planung Biotoptypen  
Für die Bewertung der geplanten Biotoptypen wurde der Normalwert des Planungsmo-

duls gemäß ÖKVO angenommen. Die Stammumfänge der Bäume errechnen sich aus 

der Pflanzqualität sowie dem prognostizierten Zuwachs in 25 Jahren. Für Obstbäume 

(PFG 3) wurde von einem Stammumfang von etwa 10 cm bei Pflanzung sowie einem 

Zuwachs von 80 cm ausgegangen, der geschätzte Stammumfang in 25 Jahren beträgt 

90 cm. Für Straßenbäume (PFG 2), Solitärbäume (PFG 4) und Bäume in Gärten (PFG 

5) wurden ein Stammumfang von 17 cm bei der Verpflanzung sowie ein Zuwachs von 

70 cm angenommen, so dass sie in 25 Jahren einen geschätzten Stammumfang von 

87 cm erreichen. 

Im Randbereich des RRB ist eine Magerwiese mittlere Standorte zu entwickeln. Im 

Sohlbereich des RRB sowie auf der Innenböschung im Einstaubereich ist ein Land-

Schilfröhricht zu entwickeln. Aufgrund des sickerquelligen Standorts und unter der Vo-

raussetzung eines mäandrierenden Gewässerlaufs wird hier eine Bewertung mit 21 ÖP 

(19 ÖP + 2 ÖP) angenommen (vgl. Tabelle 6). 

Tabelle 5: Bewertung Planung Biotoptypen 

Planung Bio-
toptyp-
Nr. 

Biotoptyp Biotop-
wert-

spanne* 

Biotop-
wert /  

cm StU 

Fläche 
[m²]/ 

Anzahl  

Öko-
punkte 

Grünflächen 

Öffentliche 
Grünfläche 
(Abzugsgraben) 

33.80 Zierrasen 4 4 244 976 

Verkehrsgrün 33.80 Zierrasen 4 4 760 3.040 

Öffentliche 
Grünfläche 
(PFG 7)  

33.43 Magerwiese mittlerer 
Standorte 

12-21-27 21 1.171 24.591 

Einzelbäume, Hecken  

PFG 2a 45.30a Einzelbaum auf 
geringwertigem 
Biotoptyp 

4-8 8 / 87 39 27.144 

PFG 2b 45.30c Einzelbaum auf 
hochwertigem Biotoptyp 

2-4 4 / 87 11 3.828 

PFG 3a 45.30a Einzelbaum auf 
geringwertigem 
Biotoptyp 

4-8 8 / 90 5 3.600 

PFG 3b 45.30c Einzelbaum auf 
hochwertigem Biotoptyp 

2-4 4 / 90 5 1.800 

PFG 4a  45.30a Einzelbaum auf 
geringwertigem 
Biotoptyp 

4-8 8 / 87 1 696 

PFG 4b 45.30c Einzelbaum auf 
hochwertigem Biotoptyp 

2-4 4 / 87 2 696 



72 3. Eingriffs-Ausgleichsbilanz und Darstellung externer Kompensationsmaßnahmen 

Umweltbericht zum B-Plan (Entwurf) Erweiterung Westrand | April 2019 

Gruppe für ökologische Gutachten | Dreifelderstr. 31 | 70599 Stuttgart GÖG 

Planung Bio-
toptyp-
Nr. 

Biotoptyp Biotop-
wert-

spanne* 

Biotop-
wert /  

cm StU 

Fläche 
[m²]/ 

Anzahl  

Öko-
punkte 

PFG 5 45.30a Einzelbaum auf 
geringwertigem 
Biotoptyp 

4-8 8 / 87 8 5.568 

PFG 6 44.30 Heckenzaun 4 4 45 180 

Siedlung und Infrastruktur 

Allgemeines Wohngebiet ( WA 3) GRZ max. 0,6                                   Gesamtfläche 12.370 m² 

vollversiegelt 60.10 von Bauwerken 
bestandene Fläche 

1 1 7.422 7.422 

unversiegelt 60.60 Garten 6 6 4.477 26.862 

41.22 Feldhecke mittlerer 
Standorte (PFG 1) 

10-14-17 14 471 6.594 

Allgemeines Wohngebiet (WA 2, WA 3a/b) GRZ max. 0,7                    Gesamtfläche 12.904 m² 

vollversiegelt 60.10 von Bauwerken 
bestandene Fläche 

1 1 9.033 9.033 

unversiegelt 60.60 Garten 6 6 3.590 21.541 

41.22 Feldhecke mittlerer 
Standorte (PFG 1) 

10-14-17 14 281 3.934 

Allgemeines Wohngebiet (WA 1, WA 1a/b) GRZ max. 0,8                      Gesamtfläche 7.931 m² 

vollversiegelt 60.10 von Bauwerken 
bestandene Fläche 

1 1 6.345 6.345 

unversiegelt 60.60 Garten 6 6 1.586 9.517 

Fläche für 
Trafostationen 

60.10 von Bauwerken 
bestandene Fläche 

1 1 47 47 

Fahrbahn 60.21 Völlig versiegelt Straße 
oder Platz 

1 1 3.562 3.562 

Mischverkehrs-
fläche 

60.21 Völlig versiegelt Straße 
oder Platz 

1 1 4.680 4.680 

Gehweg / 
Radweg 

60.21 Völlig versiegelte 
Straße oder Platz 

1 1 2.250 2.250 

Parkierungsflä-
che 

60.21 Völlig versiegelte 
Straße oder Platz 

1 1 980 980 

Feldweg 60.23 Weg o. Platz mit 
wassergeb. Decke, Kies 
o. Schotter 

2 2 212 424 

Gesamt 47.156 175.310 
Erläuterungen 

* Fette Werte = Normalwerte des Biotoptyps 
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Tabelle 6: Bewertung Planung Biotoptypen extern gelegenes Regenrückhaltebecken 

Planung Bio-
toptyp-
Nr. 

Biotoptyp Biotop-
wert-

spanne* 

Biotop-
wert /  

cm StU 

Fläche 
[m²]/ 

Anzahl 
Bäume 

Öko-
punkte 

Planexternes Regenrückhaltebecken (RRB) 

RRB (Außenbe-
reich) 

33.43 Magerwiese mittlerer 
Standorte 

12-21-27 21 

1.305 27.405 
RRB (Einstau-
bereich) 

34.52 Land-Schilfröhricht 10-19-25 21 

Gesamt 1.305 27.405 
Erläuterungen 

* Fette Werte = Normalwerte des Biotoptyps 

 

Bilanz B-Plangebiet 

Bestand 834.938 Ökopunkte 

Planung 175.310 Ökopunkte 

Summe - 659.628 Ökopunkte 

 

Bilanz Regenrückhaltebecken 

Bestand 26.461 Ökopunkte 

Planung 27.405 Ökopunkte 

Summe + 944 Ökopunkte 

3.2.2 Naturgut Tiere 

Für das Naturgut Tiere wurden im Zuge der Artenschutzprüfung (GÖG 2019a) die 

Maßnahmen zur Bewältigung der Anforderungen aus § 44 BNatSchG hergeleitet. Die 

Maßnahmen zum Artenschutz (vgl. Kap. 2.10.1) sind nicht abwägbar und zwingend 

durchzuführen. 

Für die nicht artenschutzrechtlich relevanten Arten ist festzuhalten, dass aufgrund der 

geringen Wertigkeit des B-Plangebietes für die als Referenz herangezogenen Arten-

gruppen Vögel sowie Tagfalter und Widderchen ein geringer Beeinträchtigungsgrad 

durch die Umsetzung des B-Planes zu erwarten ist.  

Durch die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen (Baumpflanzungen, Grünflä-

chen, Festsetzungen von extensiver Dachbegrünung, Verwendung umwelt- und tier-

freundlicher Beleuchtung) wird der Eingriff reduziert. 
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3.2.3 Naturgut Boden 

Bestand Boden 
Die Beschreibung und Darstellung der Bodentypen im Bereich des B-Plans erfolgt in 

Kapitel 2.3.1. 

Die Bewertung der Böden im B-Plangebiet erfolgt nach den Informationen aus der Bo-

denkarte 1:50.000 (LGRB 2015a) unter Berücksichtigung der aktuellen Bestandssitua-

tion. Die Ökopunkte je m² berechnen sich aus der Gesamtwertstufe des Bodens x 4. 

Die im Bestand bereits vorhandene Vorbelastung der Böden (Wiesen- / Schotterweg, 

Einfahrt teilversiegelt, Grünland mit zeitweiser Parkplatznutzung) wird über prozentuale 

Abschläge bei den Bodenfunktionen mitberücksichtigt. Die jeweiligen Faktoren werden 

in Form einer Fußnote beschrieben. 

Die Nutzungsformen Grünland sowie Nutz- und Ziergarten wurden zusammengefasst, 

da sich daraus keine maßgeblichen Unterschiede für die Bodenfunktionen ergeben. 

Tabelle 7: Bewertung Bestand Boden 

Planung Bodenbeschreibung NB AW FP G 
BW 

Fläche 
[m²] 

ÖP/m² ÖPgesamt 

Allgemeines 
Wohngebiet 

Parabraunerde  3,00 2,50 3,00 2,83 28.868 11 317.548 

Kolluvium und 
Pseudogley-Kolluvium  

2,50 2,50 3,00 2,67 603 11 6.633 

Gley und Kolluvium-
Gley  

2,50 2,50 3,00 2,67 2.702 11 29.722 

 Parabraunerde1 1,00 1,25 1,50 1,25 564 5 2.820 

Parabraunerde2  0,00 0,25 0,30 0,18 162 1 162 

Siedlung 0,00 0,00 0,00 0,00 308 0 0 

öffentliche 
Verkehrsflä-
chen, 
öffentliche 
Grünflächen 
sowie 
Versor-
gungsflä-
chen 

Gley und Kolluvium-
Gley  

2,50 2,50 3,00 2,67 511 11 5.621 

Kolluvium und 
Pseudogley-Kolluvium  

2,50 2,50 3,00 2,67 294 11 3.234 

Parabraunerde  3,00 2,50 3,00 2,83 11.102 11 122.122 

Parabraunerde1  1,00 1,25 1,50 1,25 657 5 3.285 

- 0,00 0,00 0,00 0,00 1.385 0 0 

Summe      47.156  419.147 

Erläuterung Abkürzungen: 

                                                           
1 Abschlag Wiesen-/ Schotterweg: NATBO Faktor 0,33, AKIWAS Faktor 0,5, FIPU Faktor 0,5 
2 Abschlag Einfahrt teilversiegelt: NATBO Faktor 0,0, AKIWAS Faktor 0,1, FIPU Faktor 0,1 
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NB – Natürliche Bodenfruchtbarkeit; AW – Ausgleichkörper im Wasserkreislauf; FP – Filter und Puffer für Schadstoffe; 

SN – Standort für natürliche Vegetation 

 

 

Tabelle 8: Bewertung Bestand Boden extern gelegenes Regenrückhaltebecken 

Planung Bodenbeschreibung NB AW FP Ges
BW 

Fläche 
[m²] 

ÖP/m² ÖPge-
samt 

RRB Gley und Kolluvium-
Gley  

2,5 2,5 3,0 2,67 718 11 7.898 

Kolluvium und 
Pseudogley-Kolluvium  

2,5 2,5 3,0 2,67 587 11 6.457 

Summe      1.305  14.355 
Erläuterung Abkürzungen: 

NB – Natürliche Bodenfruchtbarkeit; AW – Ausgleichkörper im Wasserkreislauf; FP – Filter und Puffer für Schadstoffe; 

SN – Standort für natürliche Vegetation 

Planung Boden 

Mit der Umsetzung des B-Plans geht eine Vollversiegelung in den Bereichen, die mit 

Gebäuden bebaut und für Infrastruktur benötigt werden, einher. Stellplätze, Fußwege 

und Zufahrten werden gepflastert oder mit Rasengittersteinen versehen und somit teil-

versiegelt. Diese werden in Form von prozentualen Abschlägen bzw. Zuschlägen von 

den jeweils betroffenen Bodenfunktionen abgezogen bzw. hinzugefügt. Die jeweiligen 

Faktoren werden in Form einer Fußnote beschrieben. 

In den vollversiegelten Teilen gehen die Bodenfunktionen komplett verloren und bei 

Teilversiegelung werden sie auf ein Minimum reduziert. 

Bei den Garten- und Grünflächen wird davon ausgegangen, dass der vorhandene na-

türliche Oberboden abgetragen, fachgerecht zwischengelagert und wiederaufgetrage-

nen wird. Aufgrund der potenziell hohen Verdichtungsempfindlichkeit der vorhandenen 

Böden erfolgt pauschal ein Abschlag von 10 % (LUBW 2012a) zur ursprünglichen Be-

wertung aufgrund der Veränderung des natürlichen Bodengefüges durch die Umlage-

rung. Dieser wird für alle Flächen angewendet, bei denen die Verdichtung des Bodens 

nicht ohnehin bereits durch einen Abschlag für die Bodennutzung bei Planumsetzung 

verrechnet wird. 

Geplante Grünbereiche die bauzeitlich nicht genutzt werden, müssen während der 

Bauzeit als sogenannte Tabuflächen ausgezeichnet und vor Befahrung geschützt wer-

den. 

Im Bereich Dachbegrünung ist bei einer Substratschicht von mind. 15 cm nach LUBW 

(2012a) davon auszugehen, dass die Bodenfunktionen weiterhin teilweise erbracht 

werden können. Die Wertstufe richtet sich dabei nach der Mächtigkeit der durchwur-

zelbaren Bodenschicht (in diesem Fall 3 Ökopunkte/m²).  
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Auch bei einer Überdeckung der Tiefgaragen mit mind. 40 cm Oberbodenmaterial wird 

von einer teilweisen Funktionserfüllung ausgegangen. Diese Bereiche können jedoch 

nach jetzigem Planungsstand in der EAB nicht berücksichtigt werden. 

Tabelle 9: Bewertung Planung 

Planung Bodenbeschreibung NB AW FP G 
BW∗ 

Fläche 
[m²] 

ÖP/m² ÖPgesamt 

Allgemeines 
Wohngebiet 
 
GRZ  
max. 0,6 
unversiegelt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Parabraunerde  3,00 2,50 3,00 2,55 3.935 10 39.350 

Kolluvium und 
Pseudogley-Kolluvium  

2,50 2,50 3,00 2,40 150 10 1.500 

Gley und Kolluvium-
Gley  

2,50 2,50 3,00 2,40 643 10 6.430 

Parabraunerde1 1,00 1,25 1,50 1,13 32 5 160 

Parabraunerde2  0,00 0,25 0,30 0,16 65 1 65 

- 0,00 0,00 0,00 0,00 123 0 0 

Summe natürliche 
Böden 

0,00 0,00 0,00 0,00 7.422 0 0 

Allgemeines 
Wohngebiet 
 
GRZ  
max. 0,7 
unversiegelt 
 
 
 
 
 

Parabraunerde  3,00 2,50 3,00 2,55 3.352 10 33.520 

Kolluvium und 
Pseudogley-Kolluvium  

2,50 2,50 3,00 2,40 68 10 680 

Gley und Kolluvium-
Gley  

2,50 2,50 3,00 2,40 329 10 3.290 

Parabraunerde1  1,00 1,25 1,50  1,13 123 5 615 

Summe natürliche 
Böden 

0,00 0,00 0,00 0,00 9.034 0 0 

Allgemeines 
Wohngebiet 
GRZ 
max. 0,8 
unversiegelt 
vollversiegelt 
Dachbegrü-

nung3  

Parabraunerde  3,00 2,50 3,00 2,55 1.571 10 15.710 

Parabraunerde1 1,00 1,25 1,50  1,13 15 5 75 

Summe natürliche 
Böden 

0,00 0,00 0,00 0,00 6.345 0 0 

Summe natürliche 
Böden 

- - - - 1.269 3 3.807 

Versiege-
lung außer-
halb WA 

Summe natürliche 
Böden 

0,00 0,00 0,00 0,00 10.333 0 0 

                                                           
∗ Abschlag für Bautätigkeit auf verdichtungsempfindlichen Böden: G BW Faktor 0,9 
1 Abschlag Wiesen-/ Schotterweg: NATBO Faktor 0,33, AKIWAS Faktor 0,5, FIPU Faktor 0,5 
2 Abschlag Einfahrt teilversiegelt: NATBO Faktor 0,0, AKIWAS Faktor 0,1, FIPU Faktor 0,1 
3 Auf 50% der bebaubaren Fläche 
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Planung Bodenbeschreibung NB AW FP G 
BW∗ 

Fläche 
[m²] 

ÖP/m² ÖPgesamt 

Öffentliche 
Grünflächen 

Gley und Kolluvium-
Gley  

2,50 2,50 3,00 2,40 49 10 490 

Kolluvium und 
Pseudogley-Kolluvium  

2,50 2,50 3,00 2,40 93 10 930 

Kolluvium und 
Pseudogley-
Kolluvium1 

0,83 1,25 1,50 1,19 149 5 745 

Parabraunerde  3,00 2,50 3,00 2,55 1.661 10 16.610 

Parabraunerde1 

 
1,00 1,25 1,50 1,13 217 5 1.085 

Parabraunerde1 

 
1,00 1,25 1,50 1,25 51 5 255 

Parabraunerde4 0,33 0,63 0,75 0,57 11 2 22 

- 0,00 0,00 0,00 0,00 1.385 0 0 

Summe      47.156  125.339 
Erläuterung Abkürzungen: 

NB – Natürliche Bodenfruchtbarkeit; AW – Ausgleichkörper im Wasserkreislauf; FP – Filter und Puffer für Schadstoffe; 

SN – Standort für natürliche Vegetation 

 

 

Tabelle 10: Bewertung Planung Boden extern gelegenes Regenrückhaltebecken 

Planung Bodenbeschreibung NB AW FP GesB
W 

Fläche 
[m²] 

ÖP/m² ÖPge-
samt 

RRB Gley und Kolluvium-
Gley5 

2,00 2,00 2,40 2,13 718 9 6.462 

Kolluvium und 
Pseudogley-
Kolluvium5 

2,00 2,00 2,40 2,13 587 9 5.283 

Summe      1.305  11.745 

Erläuterung Abkürzungen: 

NB – Natürliche Bodenfruchtbarkeit; AW – Ausgleichkörper im Wasserkreislauf; FP – Filter und Puffer für Schadstoffe; 

SN – Standort für natürliche Vegetation 

 

                                                           
∗  Abschlag für Bautätigkeit auf verdichtungsempfindlichen Böden: G BW Faktor 0,9 
4 Abschlag Wiesen-/ Schotterweg Bestand und Planung: NATBO Faktor 0,33*0,33, AKIWAS Faktor  
   0,5*0,5, FIPU Faktor 0,5*0,5 
5 Abschlag Bodenabtrag/-auftrag, Umlagerung: NATBO Faktor 0,8, AKIWAS Faktor 0,8, FIPU Faktor 0,8 
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Bilanz B-Plangebiet 

Bestand 491.147 Ökopunkte 

Planung 125.339 Ökopunkte 

Summe - 365.808 Ökopunkte 

 

Bilanz Regenrückhaltebecken 

Bestand 14.355 Ökopunkte 

Planung 11.745 Ökopunkte 

Summe - 2.610 Ökopunkte 

3.2.4 Naturgut Wasser 

Bezüglich des Naturgutes Wasser werden in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung das 

B-Plangebiet und das geplante RRB zusammen betrachtet. 

Die Beschreibung des Bestands, die Auswirkungen der Planung, Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen und Kompensation sind in Kapitel 2.4 aufgeführt.  

Oberflächengewässer 

Im B-Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Der Bach Hungerbühl liegt 

in südwestlicher Richtung etwa 190 m entfernt. Das im RRB gesammelte Oberflä-

chenwasser wird in den Hungerbühl geleitet, der etwa 20 m entfernt liegt. Soweit mög-

lich wird Wasser im natürlichen Kreislauf gehalten (Versickerung, Dachretention) oder 

in das geplante RRB geleitet. 

Grundwasser 

Im Bestand wird das Grundwasser aufgrund der Durchlässigkeit der oberen grundwas-

serführenden hydrogeologischen Einheiten (Lösssediment (glos)) mit der Wertstufe D 

(gering) bewertet.  

Durch Umsetzung des B-Planes ist eine weitgehende Versiegelung im Geltungsbereich 

des B-Planes zu erwarten. Zwar führt die Entwicklung des Wohngebietes (GRZ: 0,4) zu 

einer mittleren Versiegelung. In Kombination mit den Überschreitungsmöglichkeiten für 

Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 

bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück le-

diglich unterbaut wird) bis teilweise zu einer GRZ von 0,8 und der Neuversiegelung 

durch Verkehrsflächen ist mit einem relativ hohen Anteil an Vollversiegelung zu rech-

nen. Dementsprechend wird hinsichtlich des Grundwassers nach Umsetzung des B-

Plans größtenteils eine Einstufung in Wertstufe E (sehr gering) vorgenommen. 
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Die Bewertung der Eingriffe in das Grundwasser wird gemäß Anlage 2 Abschnitt 3.2 

der Ökokontoverordnung (ÖKVO) weitgehend durch die Bewertung des Bodens abge-

deckt. Ebenso tragen Maßnahmen für das Naturgut Boden zur Kompensation des Na-

turguts Wasser bei. Zudem wird das anfallende Regenwasser, wenn es nicht als 

Schmutzwasser eingestuft wird, dem Wasserkreislauf nicht entzogen. Im Bereich voll-

versiegelter Flächen kann keine Versickerung erfolgen. Dadurch erhöht sich der Ober-

flächenabfluss. Das Oberflächenwasser kann z.T. an anderer Stelle (geplantes RRB) 

versickern bzw. gedrosselt in den nächsten Vorfluter abgegeben und somit teilweise 

bei versiegelten Flächen im natürlichen Wasserkreislauf gehalten werden. Insofern 

werden alle technischen Möglichkeiten ausgeschöpft, weshalb der Eingriff dahinge-

hend als ausgeglichen zu werten ist. Weiterhin tragen die externen Ausgleichsmaß-

nahmen 1 und 2 zum Erosionsschutz bzw. zur Verbesserung des Wasseraufnahme-

vermögens bei, wodurch positive Wirkungen auf das Naturgut Wasser entstehen. 

Insgesamt ist davon auszugehen, dass es durch die Versiegelung zu einer geringen 

Beeinträchtigung des Naturgutes Wasser kommt. 

3.2.5 Naturgut Klima und Luft 

Bezüglich des Naturgutes Klima und Luft werden in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzier-

ung das B-Plangebiet und das geplante RRB zusammen betrachtet. 

Die Beschreibung des Bestands, die Auswirkungen der Planung, Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen und Kompensation sind in Kapitel 2.6 aufgeführt.  

Insgesamt hat das B-Plangebiet für den Umweltbelang Klima und Luft eine geringe bis 

mittlere Bedeutung (C-D). Die Empfindlichkeit des Umweltbelangs Klima und Luft ge-

genüber Bebauung und Versiegelung ist dementsprechend als gering bis mittel einzu-

stufen. 

Mit der Realisierung des B-Plans geht die Abstufung des Umweltbelangs Klima und 

Luft um eine halbe Wertstufe auf gering (Stufe D) einher, wodurch mit einer geringen 

Beeinträchtigung des Umweltbelanges Klima und Luft zu rechnen ist. 

Die Beschreibung des Bestands, die Auswirkungen der Planung, Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen und Kompensation sind in Kapitel 2.10.3 aufgeführt. 

3.2.6 Naturgut Landschaftsbild und Erholung 

Bezüglich des Naturgutes Landschaftsbild und Erholung werden in der Eingriffs-

Ausgleichs-Bilanzierung das B-Plangebiet und das geplante RRB zusammen betrach-

tet. 

Die Beschreibung des Bestands, die Auswirkungen der Planung, Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen und Kompensation sind in Kapitel 2.7 aufgeführt. 
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Insgesamt wird das Landschaftsbild des nordwestlichen Ortsrandes von Schönaich mit 

Stufe B – C bewertet. Diese Einstufung leitet sich aus der einerseits hohen Artenvielfalt 

aufgrund der Flachland-Mähwiesen im Geltungsbereich und der andererseits geringen 

Struktur- und Nutzungsvielfalt her.  

Die Empfindlichkeit ist - in Abhängigkeit von zukünftiger Eingrünung und Einpassung 

der Baukörper (Farbe, Ausrichtung, Höhe) - gering bis mittel gegenüber einer Sied-

lungserweiterung mit ähnlichen Raumkörpern wie die angrenzende Bebauung. 

Nach Umsetzung des B-Plans wird das B-Plangebiet als mit standorttypischen Gehöl-

zen eingegrüntes ortstypisches Wohngebiet charakterisiert und demnach mit einer mitt-

leren Wertigkeit eingestuft (Wertstufe C). Es ergibt sich somit durch die Abwertung um 

eine halbe Wertstufe eine geringe Beeinträchtigung des Umweltbelanges Landschafts-

bild und Erholung. 

3.2.7 Zusammenfassung Eingriffsbilanz B-Plangebiet 

Unter Annahme der in Kapitel 2.10 ausgeführten Maßnahmen zur Vermeidung, Mini-

mierung und internen Ausgleich ergibt sich folgende Eingriffsbilanz: 

Tabelle 11: Zusammenfassung Eingriffsbilanz für den B-Plan 

Naturgut Bilanz 

Arten und Biotope - 658.684 Ökopunkte 

Boden - 368.418 Ökopunkte 

Wasser kein Wertstufenverlust 

Klima / Luft Abwertung um eine halbe Wertstufe 

Landschaftsbild / Erholung Abwertung um eine halbe Wertstufe 

Gesamtsumme - 1.027.102 Ökopunkte 

3.3  Externe Kompensationsmaßnahmen 

Um die unvermeidbaren Beeinträchtigungen zu kompensieren, welche durch die plan-

internen Vermeidungs- und Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht ausgegli-

chen werden können, sind externe Ausgleichsmaßnahmen notwendig. 

Um den Ausgleichsbedarf zu decken, der durch die Umsetzung des B-Plans entsteht, 

werden folgende externe Ausgleichsmaßnahmen angerechnet: 

 Ausgleichsmaßnahme 1: Neuentwicklung Flachland-Mähwiese in der 

Gemeinde Ahorn 

 Ausgleichsmaßnahme 2: Weitere Maßnahmenkomplexe in der Gemeinde 

Ahorn 

 Ausgleichsmaßnahme 3: Neuentwicklung von Flachland-Mähwiese in Sulz 
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am Neckar 

 Ausgleichsmaßnahme 4: Bodenverbesserung 

 Ausgleichsmaßnahme 5: Streuobstkonzept Landkreis Böblingen  

 Ausgleichsmaßnahme 6: Maßnahmen des Baurechtlichen Ökokontos der 

Gemeinde Schönaich 

 

Die Beschreibung und Bilanzierung dieser Maßnahmen erfolgt nachfolgend. 

3.3.1  Ausgleichsmaßnahme 1: Neuentwicklung Flachland-Mähwiese in der 
Gemeinde Ahorn 

Zur Bewältigung des Umweltschadens wurde Maßnahme M 1 (vgl. Kap. 2.10.2) not-

wendig, die sich aus Ausgleichsmaßnahme 1 und 2 zusammensetzt. Die Aufwertung 

kann auch in die Eingriffs-Ausgleichsbilanz eingestellt werden. 

Aus dem bereits genehmigten Maßnahmenkomplex mit der Bezeichnung Extensivie-

rung von Ackerflächen (Umwandlung zu Grünland) in der Gemeinde Ahorn auf Gemar-

kung Hohenstadt (Aktenzeichen 128.02.012, Gesamtfläche: 25.986 m²) im Naturraum 

Neckar- und Taubergäuplatten werden folgende Maßnahmen zum Ausgleichs des Ver-

lustes an Fläche des Lebensraumtyps (LRT)angerechnet. 

 Umwandlung von Acker in Magerwiese 
Tabelle 12: Bilanz der Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.02 

Status Biotoptyp Bio-
toptyp-
Nr. 

LRT Ökopunk-
te [ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Ausgangszu-
stand 

Acker mit fragmenta-
rischer Unkrautvege-
tation 

37.11 
 

4 14.023 56.090 

Zielzustand Magerwiese mittlerer 
Standorte 

33.43 6510 15 14.023 210.388 

Bilanz      + 154.248 

 

 Umwandlung von Acker und Fettwiese in Magerwiese 
Tabelle 13: Bilanz der Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.03 

Status Biotoptyp Bio-
toptyp-
Nr. 

LRT Öko-
punkte 
[ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Ausgangs-
zustand 

Acker mit fragmenta-
rischer Unkrautvege-
tation 

37.11 - 4 8.627 34.507 

 Fettwiese mittlerer 
Standorte 

33.41 - 13 177 2.301 

Zielzustand Magerwiese mittlerer 
Standorte 

33.43 6510 15 8.804 132.057 

Bilanz      + 95.249 
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 Umwandlung von Acker in Magerwiese 
Tabelle 14: Bilanz der Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.08 

Status Biotoptyp Biotop-
typ-Nr. 

Lebens-
raumtyp 

Ökopunk-
te [ÖP] je 
m² 

Fläche 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Ausgangs-
zustand 

Acker mit 
fragmentarischer 
Unkrautvegetati-
on 

37.11 
 

4 1.797 7.190 

Zielzustand Magerwiese 
mittlerer 
Standorte 

33.43 6510 15 1.797 26.961 

Bilanz      + 19.771 

 

Hinsichtlich des Bodens ist aufgrund der im Bestand vorliegenden Böden, die gegen-

über Verschlämmung als empfindlich anzunehmen sind, mit einer Verbesserung des 

Wasseraufnahmevermögens zu rechnen. Dies ist auf die Nutzungsänderung (Um-

wandlung von Ackerland in Grünland) zurückzuführen und wird mit einem Gewinn von 

0,75 Wertstufen für den Boden bilanziert. Speziell bei Starkniederschlägen können die 

Infiltrationsraten somit verbessert werden. Diese Aufwertung betrifft dementsprechend 

nicht die Umwandlung von Fettwiese in Magerwiese (177 m²). 

Tabelle 15: Bilanz der Maßnahme in Ahorn hinsichtlich Boden 

Typ Maßnahme Bodentyp Ökopunkt-
gewinn je 
m² 

Fläche 
[m²] 

Ökopunkte 
gesamt 

Bodenmaß-
nahme 

Verbesserung des 
Wasseraufnahme-
vermögens 

Auengley-Brauner Auenbo-
den, tief entwickelte, erodierte 
Parabraunerde 

3 24.447 + 73.341 

 

3.3.2 Ausgleichsmaßnahme 2: Weitere Maßnahmen aus dem Maßnahmenkom-
plex Extensivierung von Ackerflächen in der Gemeinde Ahorn 

Der unter Punkt 3.3.1 beschriebenen Maßnahmenkomplex (Aktenzeichen 128.02.012, 

Gesamtfläche: 25.986 m²) im Naturraum Neckar- und Taubergäuplatten hat folgende 

Teilmaßnahmen, die für den Eingriffsausgleich angerechnet werden. 

• Erhalt des Feldgehölzes  

Die abgängigen Obstbäume bleiben so lange wie möglich erhalten. Pflanzung 

von zwei hochstämmigen Obstbäumen als langfristigen Ersatz für die abgängi-

gen Bäume. 
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Tabelle 16: Bilanz der Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.01 

Status Biotoptyp Bio-
toptyp-
Nr. 

LRT Öko-
punkte 
[ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Ausgangszu-
stand 

Feldgehölz 
41.10 

 
15 194 2.903 

Zielzustand Feldgehölz 41.10  17 194 3.290 

Bilanz      + 387 

 

• Umwandlung Acker in Hochstaudenflur 

Tabelle 17 Bilanz der Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.06 

Status Biotoptyp Bio-
toptyp-
Nr. 

LRT Ökopunk-
te [ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Ausgangszu-
stand 

Acker mit 
fragmentarischer 
Unkrautvegetation 

37.11 
 

4 428 1.711 

Zielzustand Gewässerbeglei-
tende  
Hochstaudenflur 

35.42  19 428 8.125 

Bilanz      + 6.415 

 

• Umwandlung Fettwiese in Hochstaudenflur 

Tabelle 18: Bilanz der Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.07 

Status Biotoptyp Bio-
toptyp-
Nr. 

LRT Ökopunk-
te [ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Ausgangszu-
stand 

Fettwiese mittlerer 
Standorte 

33.41 
 

13 171 2.225 

Zielzustand Gewässerbeglei-
tende  
Hochstaudenflur 

35.42  19 171 3.253 

Bilanz      + 1.027 

 

• Umwandlung Acker in Hochstaudenflur 

Tabelle 19: Bilanz der Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.09 

Status Biotoptyp Bio-
toptyp-
Nr. 

LRT Ökopunk-
te [ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Ausgangszu-
stand 

Acker mit 
fragmentarischer 
Unkrautvegetation 

37.11 
 

4 319 1.277 

Zielzustand Gewässerbeglei-
tende  
Hochstaudenflur 

35.42  19 319 6.066 

Bilanz      + 4.789 
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• Extensivierung 

Tabelle 20: Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.10 

Wirkungsbe-
reich 

Grundwassereinheit Ökopunk-
te [ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Grundwassergüte Oberer Muschelkalk (GWL) 2 1.797 + 28.432 

 

 

• Extensivierung 

Tabelle 21: Maßnahme mit Aktenzeichen 128.02.012.11 

Wirkungsbe-
reich 

Grundwassereinheit Ökopunk-
te [ÖP] je 
m² 

Flä-
che 
[m²] 

Flächen-
wert [ÖP] 

Grundwassergüte Jungquartäre Flusskiese und Sande 
(GWL) 

3 11.752 + 35.256 

 

3.3.3 Ausgleichsmaßnahme 3: Neuentwicklung von Flachland-Mähwiese in Sulz 
am Neckar 

Eine weitere Maßnahme zur Entwicklung von Grünland des Lebensraumtyps [6510] ist 

in der Gemeinde Sulz am Neckar im Landkreis Rottweil vorgesehen. Diese Maßnahme 

ist bislang noch nicht formal durch die untere Naturschutzbehörde des Landkreises 

Rottweil genehmigt. Eine Abstimmung ist bereits erfolgt. Insofern kann die Bilanzierung 

überschlägig erfolgen. 

Beschreibung: Aufgrund des vergleichsweise mageren und trockenen Standorts kön-

nen sich auf der Fläche sehr arten- und strukturreiche Bestände entwickeln. Im Umfeld 

der Fläche befinden sich bereits hochwertige Magerwiesen mit Übergängen zu Mager-

rasenrasen sowie wertvolle Strukturelemente, wie Böschungen mit Feldhecken, Stein-

riegel und Trockenmauern. Vorbelastungen, wie beispielsweise eine intensive Nutzung 

auf landwirtschaftlichen Flächen oder touristische Infrastruktur, fehlen, weshalb der 

Bestand sich ohne Störung entwickeln kann und daher eine hohe Habitatqualität hin-

sichtlich Flora und Fauna aufweisen wird. Durch die geplanten Maßnahmen wird sich 

die Fläche in Richtung des FFH-Lebensraumtyps Magere Flachland-Mähwiese entwi-

ckeln (6510). Aufgrund der Standortfaktoren könnten dabei Übergänge zu Kalk-

Magerrasen entstehen (6210). 

 Umwandlung von Acker in Magerwiese 

Tabelle 22: Bilanz der Maßnahme in Sulz am Neckar bezüglich Biotoptypen 

Status Biotoptyp Biotop-
typ-Nr. 

Lebens-
raumtyp 

Ökopunkte 
[ÖP] je m² 

Fläche [m²] Flächenwert 
[m²] 

Ausgangs-
zustand 

Acker mit 
fragmentarischer 

37.11 
 

4 19.800 79.200 
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Status Biotoptyp Biotop-
typ-Nr. 

Lebens-
raumtyp 

Ökopunkte 
[ÖP] je m² 

Fläche [m²] Flächenwert 
[m²] 

Unkrautvegetation 

Zielzustand Magerwiese 
mittlerer 
Standorte 

33.43 6510 15 19.800 297.000 

Bilanz      + 217.800 

 

Die Umsetzung der Maßnahme ist zudem für den Boden zu bilanzieren, da mit sie auf-

grund ihrer Hanglage im Sinne des Erosionsschutzes positiv wirkt. Hierbei ist die ganz-

jährige Begrünung erosionsgefährdeter Ackerflächen durch die Anlage von Grünflä-

chen quer zum Hang und einer Mindestbreite von 6 m Voraussetzung (LUBW 2012a). 

Dadurch ist die Aufwertung des Bodens um eine Wertstufe anzunehmen. 

Tabelle 23: Bilanz der Maßnahme in Sulz am Neckar hinsichtlich Boden 

Typ Maßnahme Bodentyp Ökopunkte 
[ÖP] je m² 

Fläche 
[m²] 

Ökopunkte 
gesamt 

Bodenmaß-
nahme 

Erosionsschutz 
(Aufwertung um eine 
Wertstufe) 

mittel tiefes bis tiefes, 
kalkhaltiges Kolluvium 

4 19.800 + 79.200 

3.3.4 Ausgleichsmaßnahme 4: Bodenverbesserung 

Im Rahmen eines Bodenmanagement wird der Umgang mit dem anfallenden kulturfä-

higen Bodenmaterial der Erschließungsstraßen und -wege sowie der Geschosswoh-

nungsbauflächen koordiniert. In einem dazugehörenden Konzept werden Rahmenbe-

dingungen, rechtliche Grundlagen, allgemeine Handlungsvorgaben zum Schutz des 

kulturfähigen Bodens sowie Bodenuntersuchungen und Planung aufgeführt. Zur Bewäl-

tigung des Eingriffs wird der anfallende kulturfähige Boden nach Eignung auf ackerbau-

lich genutzten Flächen aufgebracht werden, um dort eine Bodenverbesserung für die 

Funktionen Natürliche Bodenfruchtbarkeit, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und 

Filter und Puffer für Schadstoffe zu erzielen und entsprechend § 202 BauGB den Mut-

terboden vor Vergeudung und Vernichtung zu bewahren. Die Bodenarbeiten (Ausbau, 

evtl. nötige Zwischenlagerung und Einbau) werden fachlich von einer Bodenkundlichen 

Baubegleitung begleitet. Nachsorgend werden die aufgefüllten Flächen tiefgründig me-

chanisch gelockert und anschließen mit tiefwurzelnden Pflanzen (z. B. Luzerne) be-

grünt. Für die ersten drei Folgejahre nach der Auffüllung wird der Anbau von Luzerne, 

oder alternativ Ölrettich und Sonnenblume empfohlen, welcher einer optimalen Ver-

zahnung der Bodenschichten sowie einem Humusaufbau auf den Flächen dient. Eine 

Erfolgskontrolle erfolgt über ein 3-jähriges Bodenmonitoring der Auftragsflächen. 

Die Mächtigkeit des kulturfähigen Bodens im Geltungsbereich wurde auf 0,35 m gemit-

telt (BMK). Daraus ergeben sich folgende Schätzungen der Abtragsvolumina: 

Kulturfähiges Bodenmaterial Erschließung 
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• anfallendes Bodenvolumen: ca. 4.120 m³ 

• benötigte Auftragsfläche: ca. 20.600 m² 

Kulturfähiges Bodenmaterial Geschossbauflächen (WA 1, WA 1a) 

• anfallendes Bodenvolumen: ca. 2.500 m³ 

• benötigte Auftragsfläche: 12.570 m² 

Tabelle 24: Bilanz Bodenmaßnahmen 

Typ Maßnahme Ökopunkte 
[ÖP] je m² 

Fläche [m²] Ökopunkte 
gesamt 

Bodenmaßnahme 
BA1 

Bodenauftrag auf 
Ackerflächen (Erschließung) 

pauschal 4 20.600 + 82.400 

Bodenmaßnahme 
BA2 

Bodenauftrag auf 
Ackerflächen (Geschoss-
wohnungsbau) 

pauschal 4 12.570 + 50.260 

Summe    + 132.660 

 

Für einen Bodenauftrag sind die Schläge Aichhalde 25 (Flurstücke 7445 - 7478) und 

Aichhalde 26 (Flurstücke 7393 - 7428) auf der Gemarkung Schönaich vorgesehen.  

Daraus ergibt sich folgende potentiell für einen Auftrag zur Verfügung stehende Fläche: 

• Aichhalde 25: ca. 23.460 m²  

• Aichhalde 26: ca. 24.740 m² 

Bei einer max. möglichen Auftragsmächtigkeit von 0,2 m können folgende Bodenvolu-

mina potentiell auf den Flächen aufgebracht werden: 

• Aichhalde 25: ca. 4.700 m³ 

• Aichhalde 26: ca. 4.950 m³ 

Im Rahmen der Bodenverbesserungsmaßnahmen werden die verfügbaren Auftragsflä-

chen ggf. nicht komplett aufgefüllt werden. Die genauen Angaben sind dem Bodenma-

nagementkonzept zu entnehmen. 

3.3.5 Ausgleichsmaßnahme 5: Streuobstkonzept des Landkreises 

Streuobstwiesen auf der Gemarkung Schönaich 

Streuobstwiesen sind ökologisch wichtige Landschaftsbestandteile, deren Erhalt im 

Landkreis Böblingen wie vielerorts durch Überalterung und fehlende Pflege bedroht ist. 

Die (aufwändige) Erstpflege und Folgepflege von Beständen, welche seit vielen Jahren 

nicht gepflegt wurden, stellt eine wertvolle naturschutzfachliche Maßnahme dar, welche 

sich auch in Ökopunktgewinn ausdrücken lässt. Der Landkreis Böblingen führt die er-
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forderlichen Maßnahmen durch und gewährleistet die dauerhafte Fortführung der öko-

logischen Aufwertung (langjährige Pachtverträge). Diese Maßnahmen können sein6:  

An den Obstbäumen: Schnittmaßnahmen an Obstbäumen zur langfristigen Stabilisie-

rung und Vitalisierung, Nachpflanzen von Obstbäumen zur Verbesserung der Alters-

struktur, Rodung abgestorbener Bäume nur bei Umsturzgefahr, Entnahme von Einzel-

bäumen bei zu dichtem Bestand. 

In der Fläche: Entbuschungsmaßnahmen, Mulchmahd des Unterwuchses bei leichter 

Verbuschung oder Verbrachung. 

Folgende Maßnahmenflächen auf der Gemarkung der Gemeinde Schönaich werden 

zur Kompensation des Eingriffes eingesetzt: 

Tabelle 25: Übersicht über die Maßnahmenflächen des Streuobstkonzeptes des LK BB auf der der 
Gemarkung Schönaich 

Flurstücke für 
Maßnahmen 
(alle Gemarkung 
Schönaich) 

Flurstücksgröße / 
Maßnahmenumfang 
[ar] 

Bezeichnung 
Maßnahme 

Vorgesehene Maßnah-
men / Aufwertung 

7322 2,78 Aichhalde2 Grünlandaufwertung, 
Baumschnitt, Nachpflan-

zung 
7329 5,02 

Aichhalde1 
7330 2,65 

646 2,74 
Grillenberg 

 

Entbuschung, Grünland-
aufwertung, Baumschnitt, 

Nachpflanzung 
647 2,76 

648 2,82 

Summe Fläche 18,77   

Summe Ökopunktegewinn  + 14.000 ÖP 

 

Für die oben genannten Maßnahmen ergibt sich in Abstimmung mit dem Landkreis ein 

anrechenbarer Ökopunktegewinn von 14.000 Ökopunkten gemäß Bewertungsverfah-

ren der Ökokontoverordnung des Landes Baden-Württemberg (ÖKVO). 

 

3.3.6 Ausgleichsmaßnahme 6: Baurechtliches Ökokonto der Gemeinde 
Schönaich 

Aus dem Baurechtlichen Ökokonto der Gemeinde Schönaich werden folgende Maß-

nahmen für den externen Ausgleich hinzugezogen. Da die Maßnahmenumsetzungen 

mehr als 10 Jahre zurückliegen, wird eine einmalige Verzinsung von 3 % mitberechnet. 

  

                                                           
6 Pachtvertrag zur Pflegeüberlassung von Streuobstflächen als Ausgleichsmaßnahme des Landkreises Böblingen 
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Tabelle 26: Übersicht über die Maßnahmen des baurechtlichen Ökokontos der Gemeinde Schönaich 
sowie deren Kompenationsgewinn 

Maßnahmen Bestand 
[ÖP] 

Planung 
[ÖP] 

ZW-
Bilanz 
[ÖP-
Gewinn] 

3% 
Ver-

zins-
ung 

Kompen-
sations-
gewinn  
ÖP] 

Anrechnung für 
Erweiterung 
Westrand 

% ÖP 

2 Feuchtbiotope Roter 
Berg 

48.140 136.602 88.462 2.654 91.116 ~ 35 31.569 

4 Straßenbäume   73.656 2.210 75.866 100 75.866 

5 Hanggrundstück 
Unteres Seebachtal 

2.430 3.971 1.541 46 1.587 100 1.587 

7 Extensive Bewirt-
schaftung von 
Wiesengrundstücken, 
Gewann Neue u. Alte 
Halde 

17.319 27.761 10.442 313 10.755 100 10.755 

8 Anpflanzung 
Obstbäume 

6.786 10.440 3.654 110 3.764 100 3.764 

9 Extensive Bewirt-
schaftung von 
Wiesengrundstücken, 
Gewann Röhrle 

137.566 177.336 39.770 1.193 40.963 100 40.963 

 Summe     + 224.051  + 164.477 

 

Die Maßnahmen 4), 5), 7), 8) und 9) werden komplett und die Maßnahme 2) anteilig 

abgebucht. Von Maßnahme 2 verbleiben nach der Abbuchung noch ca. 65 % im bau-

rechtlichen Ökokonto der Gemeinde Schönaich, dies entspricht 59.574 Ökopunkten. 

Maßnahme 2: Anlage von Feuchtbiotopen sowie Pflegen und Erweiterung eines beste-

henden Biotops, Gewann Roter Berg (Umsetzung 2003). Auf „Lothar-Sturmflächen“ mit 

vernässenden Bodenverhältnissen wurden Feuchtbiotope angelegt. Diese setzen sich 

zusammen aus Tümpeln, Röhricht sowie waldfreiem Sumpf. Teilweise haben sich die-

se Biotope zu geschützten Biotopen nach Waldbiotopkartierung (WBK) entwickelt.  

Maßnahme 4: Neupflanzung von Laubbäumen entlang von Straßen innerhalb der Ge-

meinde (Pflanzung 1998 - 2007). Von der Maßnahme wurde bereits im Verfahren 

‚westrand Schönaich‘ ein Teil abgebucht. Der verbliebene Anteil von 93 Straßenbäu-

men kommt für die ‚Erweiterung Westrand‘ zur Anrechnung. 

Maßnahme 5: Hanggrundstück im Gewann Unteres Seebachtal. Erstpflege eines ver-

brachten, verbuschten und mit Brombeeren zugewachsenen Hangbereichs sowie das 

Anlegen einer Feldgehölzgruppe (Schlehe, Holunder) und extensive Grasflächen (Flst. 

7582), Umsetzung 2006/07. 

Maßnahme 7: Extensive Bewirtschaftung von Wiesengrundstücke mit Streuobstbe-

stand durch Schafbeweidung, Gewann Neue u. Alte Halde, Flst: 4127, 4135/1, 4164/2, 

4164/5, 4166. Aufwertung des Grünlandes, Umsetzung seit 2006. 
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Maßnahme 8: Neupflanzung von 6 Streuobstbäumen, Gewann Knoblauchäcker, Flst. 

2236 (Umsetzung 2007). Streuobstwiese auf mäßig artenreichem Grünland mit Mager-

keitszeigern mit Anschluss an weitere Streuobstbestand. 

Maßnahme 9: Extensive Bewirtschaftung von Wiesengrundstücken durch Schafbewei-

dung, Gewann Röhrle (Umsetzung seit 2008). Aufwertung des Grünlandes sowie des 

Feldgehölzes. 

 

Abbildung 11: Verortung der Maßnahmen des baurechtlichen Ökokontos der Gemeinde Schönaich 
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3.3.7 Bilanzierung Eingriffsdefizit B-Plangebiet und externe Ausgleichsmaß-
nahmen 

Tabelle 27: Bilanzierung Eingriffsdefizit und externe Ausgleichsmaßnahme 

 

 

Durch die externen Ausgleichsmaßnahmen kann das durch die Umsetzung des 

B-Plans entstehende Defizit von 1.027.102 ÖP komplett kompensiert werden.  

Sollten extern gelegene Maßnahmen unvorhersehbar nicht oder nur verzögert 

umsetzbar sein, so wird die Gemeinde Schönaich in Abstimmung mit der UNB 

einen gleichwertigen bzw. im Falle von Flachland-Mähwiese auch gleichartigen 

Ersatz erbringen. 

 Bestand 
[Ökopunkte] 

Planung 
[Ökopunkte] 

Bilanz 
[Ökopunkte] 

Bestand  

Biotope 

B-Plangebiet 834.938 175.310 - 659.628 

Externes Regenrückhaltebecken 26.461 27.405 + 944 

Summe Biotope   - 658.684 

Boden 

Plangebiet 491.147 125.339 - 365.808 

Externes Regenrückhaltebecken 14.355 11.745 - 2.610 

Summe Boden   - 368.418 

Ausgleichsmaßnahme 1: Neuentwicklung Flachland-Mähwiese in der Gemeinde Ahorn 

Biotope 100.088 369.406 + 269.318 

Boden  73.341 + 73.341 

Ausgleichsmaßnahme 2: weitere Maßnahmenkomplexe in der Gemeinde Ahorn 

 8.116 84.422 + 76.306 

Ausgleichsmaßnahme 3: Neuentwicklung von Flachland-Mähwiese in Sulz am Neckar 

Biotope 79.200 297.000 + 217.800 

Boden  79.200 + 79.200 

Ausgleichsmaßnahme 4: Bodenverbesserung 

Boden  132.660 + 132.660 

Ausgleichsmaßnahme 5: Streuobstkonzept Landkreis Böblingen 

Biotope … … + 14.000 

Ausgleichsmaßnahme 6: Maßnahmen des Baurechtlichen Ökokontos der Gemeinde 
Schönaich (siehe Kapitel 3.3.6)(Es verbleibt ein Überschuss von +59.574 ÖP aus Maßnahme 2) 
Feuchtbiotope Roter Berg des baurechtlichen Ökokontos der Gemeinde Schönaich.) 

Angerechnete Summe  
inklusiv Verzinsung von einmalig 3% 

  + 164.477 

Gesamtsumme   + / - 0 
ausgeglichen 
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4 Zusätzliche Angaben: 

4.1 Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Umwelt-
prüfung 

Die Methodik findet sich unter den entsprechenden Kapiteln der einzelnen Umweltbe-

lange. Sofern technische Verfahren Anwendung fanden, sind diese auch unter den 

entsprechenden Umweltbelangen beschrieben. Methoden und Techniken der Arterfas-

sung zu speziell geschützten Arten sind in der Artenschutzprüfung (GÖG 2019a) ge-

nannt. Die Methodik des Schallgutachtens sowie des geologischen Gutachten ist in 

den jeweiligen Dokumenten beschrieben.  

Folgende Planungsgrundlagen konnten bei der Umweltprüfung herangezogen werden: 

 Schalltechnisches Gutachten 

 Verkehrsuntersuchung 

4.2 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Anga-
ben 

Bei der Bearbeitung des Umweltberichtes wurde auf die Daten des B-Planentwurfs, 

des Regionalplans, des Flächennutzungsplans, des Landschaftsplans sowie des Um-

weltinformationssystem der LUBW zurückgegriffen. Hierbei gab es keine Schwierigkei-

ten bei der Zusammenstellung der Angaben.  

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 

− für den Landkreis Böblingen bisher im Rahmen der landesweiten Offenlandbio-
toptypenkartierung keine flächendeckende Kartierung der FFH-Mähwiesen 
durchgeführt wurde. 

4.3 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der 
erheblichen Umweltauswirkungen 

Erhebliche Umweltauswirkungen werden voraussichtlich für Arten und Biotope entste-

hen. Hierfür sind Kompensationsmaßnahmen / Maßnahmen zum vorgezogenen Funk-

tionsausgleich vorgesehen. Empfohlen wird hierfür folgendes Monitoring: 

C 1: Installation von Nisthilfen 

 Laufzeit: dauerhaft 

Beginn: mit Anbringung der Nisthilfen vor Rodung der Gehölze im B-Plangebiet 

 Unterhaltungspflege: Die Nistkästen werden einmal jährlich im Spätherbst 

auf ihre Funktionsfähigkeit hin überprüft, gereinigt und ggf. ersetzt. 

 Dokumentation in einem Ergebnisbericht 
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Bodenmanagement / Bodenverbesserung – Teil 1 

 Laufzeit: während der Bodenarbeiten  

Beginn: mit Beginn der Umsetzung des B-Planes 

 mit Beginn der Bodenarbeit der Erschließungsarbeiten sowie der Bebau-

ung der Geschossbauflächen (WA1, WA1a) 

 von einer Bodenkundlichen Baubegleitung begleiteter Ausbau und Auftrag 

des kulturfähigen Bodenmaterials auf den vorgesehenen Auftragsflächen 

 tiefgründige mechanische Lockerung des Bodens sowie anschließen Ein-

saat mit tiefwurzelnden Pflanzen 

 Dokumentation in einem Ergebnisbericht 

Bodenmanagement / Bodenverbesserung – Teil 2 

 Laufzeit: Bodenmonitoring in den drei Folgejahren nach dem Bodenauftrag 

 Anbau von Luzerne in den ersten drei Folgejahren  

 Die Folgebewirtschaftung soll bodenschonend erfolgen (möglichst kein 

Anbau von Mais und Hackfrüchten in den ersten sechs Jahren sowie 

möglichst ganzjährige Begrünung (Zwischenfruchtanbau)) 

 jährliche Monitoringuntersuchung der Auftragsflächen mit Dokumentation 

durch Ergebnisbericht 

Pflanzbindungen / Pflanzgebot, Dachbegrünung 

 Laufzeit: dauerhaft 

Beginn: erstes Jahr nach Umsetzung des B-Plan 

 In bebauten Bereichen prüfen, dass o.g. Festsetzungsinhalte umgesetzt 

wurden und Voraussetzungen für dauerhaften Erhalt gut sind. Umfasst die 

Kontrolle der Anpflanzung von Gehölzen, der Anlage von Dachbegrünung 

sowie der Ansaat und Fertigstellungspflege von artenreichem Grünland. 

 ca. fünfjährliche Kontrolle zum Erhalt zu empfehlen, Forderung der Nach-

pflanzung gemäß Festsetzung B-Plan bei Abgang bzw. (Wieder-) Herstell-

ung der geforderten Dachbegrünung (Anpassung des Pflegeregimes, 

Nachsaat) 

 Dokumentation in einem Ergebnisbericht 

Regenrückhaltebecken 

 Laufzeit: dauerhaft 

Beginn: innerhalb der ersten drei Jahr nach Umsetzung des B-Plans 

 Kontrolle des Anwachsens von Land-Schilfröhricht 
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 Anschließend alle fünf Jahre Kontrolle des Landschilfröhricht, des mage-

ren Grünlands in den Randbereich sowie der Funktionsfähigkeit und Ein-

bindung des Zauns in die Landschaft, ggf. Durchführung von Korrektur- 

und Ergänzungsmaßnahmen. 

 Dokumentation in einem Ergebnisbericht 
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6 Anhang 

6.1 Relevante Fachgesetze und untergesetzliche Regelungen sowie deren Zielaussagen 

Umweltbe-
lang 

Fachgesetz/Richtlinie Zielaussage 

Mensch Baugesetzbuch (BauGB) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind zu berücksichtigen: 
- die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
- die umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 

Bevölkerung insgesamt 
- die Vermeidung von Emissionen 

 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) 

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie 
der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung 
hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästigungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche 
Erscheinungen). 

 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG)  
Naturschutzgesetz für Baden-
Württemberg (NatSchG BW) 

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des 
Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich so zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, 
dass 
- die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
- die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 
- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 
auf Dauer gesichert sind. 
Rücksichtnahme auf agrarstrukturelle Belange insbesondere bei für landwirtschaftliche Nutzung 
besonders geeigneten Böden  gemäß § 15 Abs.3 BNatSchG 

 Technische Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm (TA Lärm) 

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Geräusche sowie deren Vorsorge 

 DIN 18005-1:Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) 
DIN 4109: Schallschutz im 
Hochbau,  
DIN EN-1793-2: Lärmschutzvor-
richtungen an Straßen,  
VDI 2719: Schallschutz von 
Fenstern 

Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Bevölkerung ist ein ausreichender 
Schallschutz notwendig, dessen Verringerung insbesondere am Entstehungsort, aber auch durch 
städtebauliche Maßnahmen in Form von Lärmvorsorge und -minderung bewirkt werden soll. 
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Umweltbe-
lang 

Fachgesetz/Richtlinie Zielaussage 

Pflanzen 
und Tiere/ 
Biologische 
Vielfalt 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG), Naturschutzgesetz für 
Baden-Württemberg (NatSchG 
BW) 

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des 
Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich so zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, 
dass 
- die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
- die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 
- die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume sowie 
- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 
auf Dauer gesichert sind. 

 FFH-RL (Richtlinie 92/43/EWG) 
 
Vogelschutz-RL  
 
Verordnung des Ministeriums für 
Ernährung und ländlichen Raum 
zur Festlegung von Europäischen 
Vogelschutzgebieten (VSG-VO) 

- Schutz und Erhalt der Lebensstätten und Lebensraum von geschützten Tierarten und ge-
schützten Lebensraumtypen 

- Schaffung zusammenhängendes europaweites Netz an Lebensstätten 
- dienen gemeinsam im Wesentlichen der Umsetzung der Berner Konvention; eines ihrer 

wesentlichen Instrumente ist ein zusammenhängendes Netz von Schutzgebieten, das Natura 
2000 genannt wird 

- Artenschutzregelungen für solche europaweit gefährdete Arten, die nicht durch Schutzgebiete 
geschützt werden können, da sie z.B. in bestimmten Lebensräumen großräumig vorkommen 
können 

- In Artikel 8 der FFH-Richtlinie haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, die finanziellen Mittel 
zur Umsetzung der Richtlinie zu ermitteln und bereit zu stellen, etwa für Landnutzer, die ggf. 
zur Erreichung der Schutzziele Bewirtschaftungsauflagen auf ihren Flächen umsetzen müssen. 
Dieser Verpflichtung kommen viele deutsche Bundesländer bis heute nicht nach und haben 
keine ausreichenden Mittel bereitgestellt, so dass gerade in Land- und Forstwirtschaft oft Ver-
unsicherung bei der Ausweisung der Natura 2000-Gebiete entstand. 

- Einschränkung und Kontrolle der Jagd ebenso wie Einrichtung von Vogelschutzgebieten als 
eine wesentliche Maßnahme zur Erhaltung, Wiederherstellung bzw. Neuschaffung der Lebens-
räume wildlebender Vogelarten. 

- Die Vogelschutzgebietsverordnung legt Europäische Vogelschutzgebiete gemäß Artikel 4 Abs. 
1 und 2 der Vogelschutzrichtlinie für Baden-Württemberg fest. 

 Baugesetzbuch (BauGB) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen, 
insbesondere 
- die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge 

zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt sowie 
- die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutz-
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Umweltbe-
lang 

Fachgesetz/Richtlinie Zielaussage 

gesetz) zu berücksichtigen. 

 Umweltschadensgesetz 
(USchadG) 

Vermeidung bzw. Sanierung von Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen 

Boden Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 
Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV) 

Ziele des BBodSchG sind 
- der langfristige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner Funktionen im Naturhaushalt, insbeson-

dere als 
▪ Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere, Pflanzen, 
▪ Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 
▪ Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen (Grundwasserschutz), 
▪ Archiv für Natur- und Kulturgeschichte, 
▪ Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- und forstwirtschaftliche sowie siedlungsbezo-

gene und öffentliche Nutzungen, 
- der Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen, 
- die Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderungen und Altlasten. 

 Baugesetzbuch (BauGB) Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Nachverdichtung und Innenentwicklung zur Verringerung zusätzlicher Inanspruchnahme 
von Böden. 

 Umweltschadensgesetz 
(USchadG) 

Vermeidung bzw. Sanierung von Schädigungen des Bodens durch eine Beeinträchtigung der 
Bodenfunktionen, die durch eine direkte oder indirekte Einbringung von Stoffen, Zubereitungen, 
Organismen oder Mikroorganismen auf, in oder unter den Boden hervorgerufen wurde und 
Gefahren für die menschliche Gesundheit verursacht 

 DIN 18915: Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau - Bodenarbeiten 
(2018)  

Regelung zum Umgang mit Boden und Bodenmaterial bei Bodenarbeiten im Landschaftsbau 

 DIN 19731: Bodenbeschaffenheit - 
Verwertung von Bodenmaterial 
(1998)  

Verwertung von im Zuge von Bautätigkeiten anfallenden Bodenmaterials zur Minimierung der 
Abfallproduktion 

Wasser Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
Wassergesetz für Baden-
Württemberg (WG BW) 

Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidba-
rer Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen. Ziel der Wasserwirtschaft ist der Schutz der 
Gewässer vor vermeidbaren Beeinträchtigungen und die sparsame Verwendung des Wassers 
sowie die Bewirtschaftung von Gewässern zum Wohl der Allgemeinheit. 
Nach § 27 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) besteht für die Bewirtschaftung von Gewässern ein 
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Umweltbe-
lang 

Fachgesetz/Richtlinie Zielaussage 

Verschlechterungsverbot und ein Erhaltungs- bzw. Verbesserungsgebot für einen guten ökologi-
schen und chemischen Zustand. 
Berücksichtigung des Gewässerausgleich nach § 67 WHG. 

 Baugesetzbuch (BauGB) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen, 
insbesondere 
- die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge 

zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt sowie 
- die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutz-
gesetz) zu berücksichtigen. 

 Umweltschadensgesetz 
(USchadG) 

Vermeidung bzw. Sanierung von Schädigungen der Gewässer (Oberflächen- und Grundwasser) 

 Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 
2000/60/EG) 

Ziel dieser Richtlinie ist […] 
- Vermeidung weiterer Verschlechterung sowie Schutz und Verbesserung des Zustands der 

aquatischen Ökosysteme und der von ihnen abhängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete 
im Hinblick auf deren Wasserhaushalt, 

- Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung 
- Anstreben eines stärkeren Schutzes und einer Verbesserung der aquatischen Umwelt, u. a. 

durch spezifische Maßnahmen zur Reduzierung von Einleitungen, Emissionen und Verlusten 
von prioritären Stoffen 

- Reduzierung der Verschmutzung des Grundwassers und Verhinderung weiterer Verschmut-
zung 

womit u.a. beigetragen werden soll: 
- zur ausreichenden Versorgung mit Oberflächen- und Grundwasser guter Qualität 
- zu einer wesentlichen Reduzierung der Grundwasserverschmutzung. 

 VO über die dezentrale Beseiti-
gung von Niederschlagswasser, 
BW 1999 

Behandlung von Niederschlagswasser, Regelung zur Versickerung oder Einleitung. 

Klima/Luft Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
Naturschutzgesetz für Baden-
Württemberg (NatSchG BW) 

Beeinträchtigungen des Klimas sind zu vermeiden; hierbei kommt dem Aufbau einer nachhaltigen 
Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien besondere 
Bedeutung zu. Auf den Schutz und die Verbesserung des Klimas, einschließlich des örtlichen 
Klimas, ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege hinzuwirken. 
Wald und sonstige Gebiete mit günstiger klimatischer Wirkung sowie Luftaustauschbahnen sind zu 
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Umweltbe-
lang 

Fachgesetz/Richtlinie Zielaussage 

erhalten, zu entwickeln oder wiederherzustellen. 

 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) inkl. Verordnungen 

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie 
der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung 
hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästigungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche 
Erscheinungen) 

 Technische Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft) 

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur Erzielung eines hohen Schutzniveaus für die 
gesamte Umwelt. 

 BauGB Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen, 
insbesondere 
- die Vermeidung von Emissionen, 
- die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 

zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaften festgelegten 
Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden 

- den Erfordernissen des Klimaschutzes Rechnung zu tragen. 

 Klimaschutzgesetz Baden-
Württemberg  

Mit diesem Gesetz sollen Ziele zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen für Baden-
Württemberg formuliert, die Belange des Klimaschutzes konkretisiert und notwendige Umsetzungs-
instrumente geschaffen werden. 

Landschaft Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
Naturschutzgesetz für Baden-
Württemberg (NatSchG BW) 

Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen auch in 
Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich zur 
dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur 
und Landschaft. 

 Schutz, Pflege, Entwicklung und 
ggfs. Wiederherstellung der  

 

 Baugesetzbuch (BauGB) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne ist insbesondere die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbil-
des zu berücksichtigen. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) Schutz und Pflege der Kulturdenkmale, insbesondere Überwachung des Zustandes der Kultur-
denkmale sowie die Abwendung von Gefährdungen und die Bergung von Kulturdenkmalen. 

 Baugesetzbuch (BauGB) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und 
sonstige Sachgüter zu berücksichtigen. 

 Bundesnaturschutzgesetz Bewahrung historisch gewachsener Kulturlandschaft, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenk-
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Umweltbe-
lang 

Fachgesetz/Richtlinie Zielaussage 

(BNatSchG) mälern, vor Verunstaltung, Zersiedlung und sonstigen Beeinträchtigungen gemäß § 1 (4) 
BNatSchG 
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6.2 Pflanzlisten 

Pflanzliste 1 – Pflanzgebote entlang westlichem und nördlichem Baugebietsrand 

Aufgrund der Lage am Ortsrand im Übergang zur freien Landschaft sind gebietsheimi-

sche Pflanzen (Herkunftsnachweis Herkunftsgebiet 7: Süddeutsches Hügel- und Berg-

land) zu verwenden. 

Quelle: Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg LFU (Hrsg.): Gebietsheimische Gehölze in 

Baden-Württemberg. Karlsruhe 2002. 

Dt. Name Wiss. Name Pflanzqualität 

Bäume  Herkunftsnachweis HG 7, mit 
durchgehendem Leittrieb, 3 x verpflanzt, 
mit Draht-ballierung (MDB), 

Feld-Ahorn Acer campestre StU 14-16 

Spitz-Ahorn Acer platanoides StU 14-16 

Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus StU 14-16 

Hänge-Birke Betula pendula StU 14-16 

Hainbuche Carpinus betulus StU 14-16 

Rot-Buche Fagus sylvatica StU 14-16 

Vogel-Kirsche Prunus avium Mind. StU 12-14 

Trauben-Eiche Quercus petraea StU 14-16 

Stiel-Eiche Quercus robur StU 14-16 

Sal-Weide, Kätzchen-
Weide 

Salix caprea  

Vogelbeere, Eberesche Sorbus aucuparia StU 14-16 

Elsbeere Sorbus torminalis StU 14-16 

Winter-Linde Tilia cordata StU 14-16 

Sommer-Linde Tilia platyphyllos StU 14-16 

   

Sträucher  Herkunftsnachweis HG 7, Strauch, 
mind. 5 Triebe, mind. Höhe 100-150 cm 

Feld-Ahorn Acer campestre  

Hainbuche Carpinus betulus  

Roter Hartriegel Cornus sanguinea  

Gewöhnliche Hasel Coryllus avellana  

Zweigriffeliger 
Weißdorn 

Crataegus laevigata  

Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna  

Pfaffenhütchen Eyonymus europaeus  

Faulbaum Frangula alnus  

Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare  

Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum  

Schlehe Prunus spinosa  

Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica  

Echte Hunds-Rose Rosa canina  
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Dt. Name Wiss. Name Pflanzqualität 

Sal-Weide, Kätzchen-
Weide 

Salix caprea  

Purpur-Weide Salix purpurea  

Schwarzer Holunder Sambucus nigra  

Trauben-Holunder Sambucus racemosa  

Gewöhnlicher 
Schneeball 

Viburnum opulus  

 

Pflanzliste 2: pfg1 - Straßenbäume 

Aufgrund der innerörtlichen Lage im Straßenraum und den dort zu erwartenden Stand-

ortbedingungen wird den Empfehlungen der GALK-Straßenbaumliste gefolgt. 

Die unten genannten Arten und Sorten sind stadtklimafest, wärmeliebend und zumeist 

trockenheits¬verträglich. 

Quelle: Garten- und Amtsleiterkonferenz - Arbeitskreis Stadtbäume: Straßenbaumliste 2018 abrufbar. 

http://strassenbaumliste.galk.de/. 

Dt. Name Wiss. Name Sorten Bemerkung 

Bäume:  
Alle StU 16-18, mit Drahtballierung,  
Aufastung für Straßenraum bzw. während Entwicklungspflege für Wohnsiedlung aufasten 

Feld-Ahorn Acer campestre  Einheimische Art, unregelmäßiger 
Wuchs 

 Kegel-Feldahorn Acer campestre ‘Elsrijk‘ Gerader, schmaler Wuchs 

Spitz-Ahorn Acer platanoides  Einheimische Art 

   ‘Allershausen‘ Honigtauabsonderungen möglich, 
schnellwachsen, H 15-20, B 10 

 Kegelförmiger 
Spitz-Ahorn 

 'Cleveland' Honigtauabsonderungen möglich 

 Säulenförmiger 
Spitz-Ahorn 

 'Columnare' Honigtauabsonderungen möglich 

 Schmalsäulen-
förmiger Spitz-
Ahorn 

 'Olmsted' Honigtauabsonderungen möglich 

Italienische Erle Alnus cordata   

Purpur-Erle, Späths 
Erle 

Alnus x spaethii   

Hainbuche Carpinus betulus  Einheimische Art 

 Pyramiden-
Hainbuche 

 'Fastigiata'  

 Säulen-
Hainbuche 

 'FransFontaine'  

Baumhasel Corylus colurna   

Gefüllt blühende 
Vogelkirsche 

Prunus avium 'Plena' keine Früchte 

Zerr-Eiche Quercus cerris   

Trauben-Eiche Quercus petraea  Einheimische Art 
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Schwedische 
Mehlbeere 

Sorbus intermedia   

Winter-Linde Tilia cordata  Einheimische Art 

 Dichtkronige ~  'Erecta' Honigtauabsonderung 

 Stadt ~  'Roelvo' Honigtauabsonderung geringer 
als bei Sommer-Linde 

Silber-Linde 
 

Tilia tomentosa  Einheimische Art 

 Brabanter ~   
‘Brabant’ 

keine Honigtauabsonderung, nicht 
bienen- oder hummelgefährlich 

 Ungarische ~  ‘Szeleste’ Verträgt längere Bodentrockenzei-
ten und Nährstoffarmut als andere 
Linden, keine Honigtauabsonde-
rung 

Kegel-Linde Tilia x flavescens  'Glenleven' Honigtauabsonderung möglich 

 

Pflanzliste 3 – pfg3 - Obstbäume 

Aufgrund der Nähe zu den angrenzenden Streuobstbeständen bietet sich die Pflan-

zung von typischen Streuobstbäumen (Obstbäumen, Wildobstbäumen) an. 

Quelle: Fachberatungsstelle für Obst- und Gartenbau LRA BB, Sortenlisten 2013 

https://www.lrabb.de/,Lde/start/Service+_+Verwaltung/Obst+und+Gartenbauberatung.hhtm. 

Dt. Name Wiss. Name Bemerkung 

Obstbäume 

Apfel Malus gem. Sortenlisten LKR BB 
(https://www.lrabb.de/,Lde/start/Service+_+Ver
waltung/Obst+und+Gartenbauberatung.html) 
 

Birne Pyrus 

Kirsche Prunus avium 

Zwetschge Prunus domestica 

Walnuss Juglans regia  

Wildobstbäume 

Echte Mehlbeere Sorbus aria  

Speierling Sorbus domestica  

Elsbeere Sorbus torminalis  

Vogelbeere Sorbus aucuparia  

Holz-Apfel Malus sylvestris  

Wild-Birne Pyrus pyraster  
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0 25 5012,5 m

Biotoptypen Planung

1:1.400

Bäume

kj pfg 2 Straßenbäume

kj pfg 3 Obstbäume

kj pfg 4 Einzelbäume

kj pfg 5
Einzelbäume auf 
Baugrundstücken

Biotoptypen

33.43
Magerwiese mittlerer Standorte

33.80
Zierrasen

34.52
Land-Schilfröhricht

( ( (
( (

( (
41.22
Feldhecke mittlerer Standorte

( ( (
( (

( ( 44.30
Heckenzaun

60.10
von Bauwerken bestandene
Fläche

60.21
völlig versiegelte Straße oder
Platz

60.22
gepflasterte Straße oder
Platz

60.23
Weg oder Platz mit Wasser-
gebundener Decke

60.40
Fläche- mit Ver- oder Ent-
sorgungsanlage

Geltungsbereich
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Bodentypen

Gley und Kolluvium-Gley

Kolluvium und Pseudogley-
Kolluvium

Parabraunerde

Parabraunerde Wiesen- oder
Schotterweg

Parabraunerde, z.T. verdichtet

teillversiegelte Einfahrt

vollversiegelte Straße

Gebaude  vollversiegelt

Sonstige

Geltungsbereich
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